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Allen, im täglichen Einsatz stehenden Feuerwehrkameraden gewidmet. 

Gut Wehr!
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Vorwort 

Ich selbst bin seit mehr als 15 Jahren mit Leib und Seele sowohl bei einer Freiwilligen 

Feuerwehr als auch beruflich bei einer Betriebsfeuerwehr tätig. Während meines 

Grundwehrdienstes war ich sechs Monate bei der Flugbetriebskompanie des 

Fliegerregiments 1 in Langenlebarn Fliegerhorst Brumowski, als ausgebildeter Einsatz-

Maschinist bei der militärischen Flughafenfeuerwehr rekrutiert. Anschließend 

verpflichtete ich mich zu drei Jahren bei der Miliz des Österreichischen Bundesheeres. 

Hier war ich einer Pionierkompanie des NÖ Militärkommandos angehörig mit 

Schwerpunkt Katastrophenausbildung. In all diesen Bereichen genoss ich eine 

Ausbildung, die es mir ermöglichte, ausreichend Fachverständnis sowohl in Theorie als 

auch Praxis anzueignen. 

Bei mehreren Einsätzen geriet ich selbst in Situationen, in denen ich persönlich 

abzuwägen hatte, was nötig ist, um zum gewünschten Erfolg zu gelangen. Als schwere 

Entscheidung weiß ich aus eigener Erfahrung was es für die Betroffenen bedeutet, sich 

über ihre Verfügungsgewalt zu stellen und Befehle an Einsatzkräfte zu erteilen, die stark 

in die Rechte der Betroffenen eingreifen. Bei Ereignissen, in denen es „nur“ 

Sachschaden abzuwehren gilt, ist eine Fehlentscheidung nur materiell erheblich. 

Situationen, in denen es gilt, Rettungsmaßnahmen für Verunfallte abzuwägen, bedürfen 

einer guten Fachkenntnis und müssen verantwortungsvoll überlegt werden. 

Unverzichtbar ist die Kenntnis über Einsatztaktik und Einsatzmittel. Abseits von der 

extremen psychischen Belastung bei Unfällen mit Verletzten oder Toten, gilt es dennoch 

professionell zu handeln. Ferner ist es unter allen Umständen menschlich, dass 

Entscheidungen getroffen werden, die sich unvorteilhaft auswirken. Daher stellt sich 

gerade bei einer nachträglichen ex-post Beurteilung der durchgeführten Maßnahmen die 

Frage, welche Alternativen verfügbar gewesen wären und ob sich die Durchführung im 

Rahmen des gesetzlich Zulässigen bewegt hätte. 

Bei unzähligen Übungen, Einsätzen und deren Nachbesprechung stellte sich unter den 

Kameraden immer wieder die Frage, wie das eigentlich genau sei was man dürfe und 

wie das gerechtfertigt sei. Aus dieser, meiner persönlich ersichtlichen Unkenntnis der 

Feuerwehrkameraden, ist es mir ein Anliegen sich mit jener Thematik zu befassen und 

die Voraussetzungen zu erörtern. 
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I.) Einleitung 

Ziel dieser Arbeit soll sein, welche Voraussetzungen gegeben sein müssen, dass 

Einsatzkräfte der Feuerwehr bei einem Einsatz befugt sind, hoheitlich tätig zu werden 

und wie weit diese Befugnis für Handeln mit Imperium reicht. Dafür muss beleuchtet 

werden unter welchen gesetzlichen Voraussetzungen sie dazu legitimiert sind. 

Dabei wird in näherer Weise untersucht, welche Befugnisse den Feuerwehren bei ihren 

Einsätzen konkret zukommen. Man möge meinen, dies sei ausreichend in den 

gesetzlichen Bestimmungen normiert, jedoch stehen die Einsatzkräfte in der Praxis oft 

vor Problemen, die es notwendig machen, die Befugnisse und Handlungsmöglichkeiten 

genauer zu interpretieren und dementsprechend abzuwägen. Daher sind die 

kommenden Ausführungen auf jene Bestimmungen reduziert, die „einsatzrelevant“ sind. 

Unabhängig von Befugnissen, die den Feuerwehren außerhalb einer Einsatztätigkeit 

zukommen oder Dritte gesetzliche Pflichten treffen.1 

Für die jeweiligen eingeräumten Eingriffsrechte bedarf es daher einer genaueren 

Untersuchung, die enorm vom Verhältnis gesetzliche Grundlage – Ausbildungsstand der 

Einsatzkräfte – objektiv konkreter Einsatz abhängt. 

Einsatzkräfte der Feuerwehren befinden sich oft Aufgrund der psychischen Belastung 

im Einsatz in Unkenntnis ihrer tatsächlich zukommenden Befugnisse, andererseits 

neigen sie auch dazu mehr zu tun als ihnen erlaubt ist. Stets muss hierbei beachtet 

werden, dass es ihre grundlegendste Pflicht ist, Menschen in Not zur Hilfe zu kommen. 

Im Regelfall sind sich dem die Einsatzkräfte bewusst und Handeln dementsprechend, 

getreu dem Leitsatz der österreichischen Feuerwehren: „Gott zur Ehr‘, dem Nächsten 

zur Wehr.“ 

„Erfahrungswerte zeigen, dass alle Gedanken, die sich mit den Themen Sicherheit, 

Zivilschutz, Krisenmanagement und Katastrophenschutz befassen unabkömmlich mit 

Angst und Gefahr verbunden sind.“2 Menschen haben Angst davor, dass in ihrem 

Lebensumfeld etwas passieren könnte auf das sie keinen Einfluss haben und Hilfe von 

außen benötigen. Um diese Hilfe zu gewährleisten, muss eine Organisation, die sich zu 

jener Hilfe bereiterklärt, mit Befugnissen und Mitteln ausgestattet sein, um Menschen in 

Not zur Hilfe zu kommen. Damit ist ein Eingreifen in die Rechtssphäre des 

Hilfesuchenden und Dritter untrennbar verbunden. 

Im Laufe der Geschichte, haben sich Regelwerke entwickelt, die es den Feuerwehren 

ermöglichen, in Rechtsgüter Dritter einzugreifen, um das Wohl des Einzelnen oder der 

Allgemeinheit zu wahren und Gefahren abzuwehren. Die jeweiligen gesetzlichen 
 

 

1 Insb Überprüfungs- und Kehrverpflichtungen von Feuerstätten und Abgasführungen, vorgeschriebene 
Beistellung einer Brandsicherheitswache bei Veranstaltungen, etc. 
2 Kalcher, Geleitwort, RFG 2004/6 3 (1). 
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Bestimmungen sind hierbei den verantwortlichen Einsatzkräften bekannt, da sie eine 

dementsprechende Ausbildung zu absolvieren haben. Gerade im Feuerwehreinsatz 

stehen die Verantwortlichen unter äußersten Stress und haben hierbei Entscheidungen 

zu treffen, von denen menschliches Leben abhängig sein kann. Die Gefahr in Not zu 

geraten, begegnet jeden Bürger in all seinen Lebensbereichen. Ist ein Leben gefährdet 

oder droht ein Brand außer Kontrolle zu geraten, so müssen die Einsatzkräfte binnen 

Sekunden richtungsweisende, teils stark einschneidende Entscheidungen in 

Sekundenschnelle treffen. 

In einem ersten Schritt sollen verfassungsrechtliche Rahmenbedingungen erörtert 

werden. Hierzu gilt es auszuführen, wie die Feuerwehr kompetenzrechtlich betrachtet 

werden kann. Es stellt sich die Frage, ob es eine allgemein gültige Kompetenz gebe, 

oder ob diese auf mehrere aufgesplittert sei. Darauf basierend, sind die jeweiligen 

Aufgaben der Feuerwehr abzustecken und inwiefern sie in der entsprechenden 

Kompetenz hoheitliche Befugnisse haben. Ferner muss beachtet werden, ob es sich 

hierbei um Angelegenheiten im eigenen Wirkungsbereich der Gemeinde handle, oder 

diese im übertragenen Wirkungsbereich zu besorgen seien. Wenn die Feuerwehr 

hoheitlich tätig wird, muss zudem untersucht werden welche Organstellung sie dabei 

einnimmt. 

In einem weiteren Schritt werden Grundrechte dargestellt, mit denen die Feuerwehren 

häufig konfrontiert sind. Die jeweiligen Schutzbereiche der Grundrechte werden 

untersucht, ob und wie sich ein evtl Eingriffsvorbehalt auf die Feuerwehren auswirkt. 

Dabei soll stets die Relevanz zur Praxis beachtet werden. Ferner werden die 

einfachgesetzlichen Befugnisse des NÖ FG 20153 angeführt. Hierbei werden die zu 

bearbeitenden Bestimmungen auf jene reduziert, die für die Feuerwehren von höchster 

Bedeutung sind und ihnen das größtmögliche Maß an Befugnissen für den Einsatz 

zukommen lassen. In diesem Zusammenhang ist das Wesen der Feuerwehr zu erörtern, 

wie sie strukturell organsiert ist und welche internen Regelungen von grundlegender 

Bedeutung sind. Abschließend wird noch erörtert, welche Voraussetzungen es bedarf, 

um Maßnahmen mit AuvBZ durchzusetzen. 

Von hoher Bedeutung scheint es, dass die jeweiligen Erfahrungen von österreichweit 

bemerkenswerten Einsätzen miteinbezogen werden. 

 

 

 

 

 

3 NÖ Feuerwehrgesetz 2015 LGBl 85/2015 idF LGBl 98/2020. 
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Frauen sind im aktuellen Feuerwehrwesen nicht mehr wegzudenken und haben 

bundesweit in dieser Organisation nachhaltig Fuß gefasst.4 Sämtliche 

personenbezogene Ausführungen in dieser Arbeit sind aus Gründen der einfachen 

Lesbarkeit in der maskulinen Form gefasst. Sie gelten sinngemäß für das jeweilig andere 

Geschlecht. 

  

 

 

4 Rund 7% aller österreichweiten Feuerwehrmitglieder sind Frauen. ÖBFV, Österreichs Feuerwehren 2020 
(2020) 9. 
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II.) Verfassungsrechtliche und einfachgesetzliche Grundlagen 

II.A.) Feuerwehr als eigene Sachmaterie 

Zunächst muss untersucht werden, welches Staatsorgan zur Gesetzgebung und 

Vollziehung zuständig ist. Hierzu ist es notwendig, ob Feuerwehrangelegenheiten eine 

eigene Sachmaterie seien, und wie weit diese eigenständige Materie reiche. 

Anhand der allgemeinen Kompetenzverteilung aus dem B-VG5 lässt sich zweifelsfrei 

feststellen, dass die Materie Feuerwehr nicht in den taxativ ausgeführten 

Kompetenzkatalog des Art 10, 11, 12 B-VG enthalten ist. Daher greift die Generalklausel 

des Art 15 Abs 1 B-VG. Diese bestimmt, dass eine Materie, welche nicht ausdrücklich in 

den Bestimmungen der Art 10, 11, 12 B-VG angeführt ist, in die Kompetenz der Länder 

bzgl Gesetzgebung und Vollziehung fällt. 

Dass es sich bei der Thematik Feuerwehr, im spezielleren örtliche Feuer- und 

Gefahrenpolizei um eine eigene Materie handelt, kann aus Art 118 Abs 3 Z 9 B-VG 

entnommen werden. Denn hierbei handelt es sich um eine Angelegenheit im eigenen 

Wirkungsbereich einer Gemeinde. 

Somit ist in L und Rsp anerkannt, dass Feuerwehrwesen als eine eigene Materie besteht 

und sowohl Gesetzgebungs- als auch Vollziehungskompetenz den jeweiligen Ländern 

gem Art 15 B-VG zukommt. Ferner haben sich in der hL die Begriffe allgemeine und 

spezielle Feuerpolizei sowie allgemeine und spezielle Gefahrenpolizei entwickelt. Die 

allgemeine Feuer- und Gefahrenpolizei beinhaltet jenen Teil der Feuer- und 

Gefahrenpolizei, der anders als die spezielle Feuer- und Gefahrenpolizei nicht als Annex 

einem anderen Kompetenztatbestand des Bundes oder Landes zuzurechnen ist.6 

Wenn zwischen einer Sachmaterie und der Feuerpolizei eine unlösbare Verbindung 

besteht, ist die Feuer- und Gefahrenpolizei als Annex nach dem Adhäsionsprinzip zu 

dieser Sachmaterie in Gesetzgebung und Vollziehung nach der betreffenden 

Sachmaterie Bundes- oder Landesangelegenheit.7 Diese Bestimmungen außerhalb der 

allgemeinen Feuer- und Gefahrenpolizei sind unter II.B.6.) dargestellt. 

Teile der speziellen Feuer- und Gefahrenpolizei als Bundesmaterie könnten theoretisch 

von einer „Bundes-Feuerwehr“ verrichtet werden. Diese Möglichkeit hat der Bund in 

keiner Materie verwirklicht.8 

 

 

5 Sämtliche Ausführungen zum B-VG gelten idF BGBl I 2/2021. 
6 Vgl Paar, Niederösterreichisches Feuerwehrgesetz 2015. Praxiskommentar 20152 (2020) 17; Zeleny, 
Feuerwehr und Eisenbahn. Rechtliche Rahmenbedingungen für Hilfeleistungen (2000) 25; Festl, Das Recht 
der Feuerwehr (1995) 28; Kompetenzfeststellungserkenntnis bzgl Forstwesen VfSlg 2192/1951; 
MB 687/F-6/1-2015 BlgLT XVIII. GP, 5. Folglich als „MB zu NÖ FG 2015“ angeführt. 
7 Vgl Zeleny, Feuerwehr 20. 
8 Vgl Festl, Recht 36. 
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Folglich gibt es für jedes Bundesland ein eigenes Gesetz, welches die Angelegenheiten 

der Feuerwehren regelt. Die jeweiligen Landesgesetze sind dem Kern nach beinahe 

ident ausgestaltet und dennoch verschieden.9  

Gleich ist jedenfalls, was den Begriff der Feuerwehr betrifft. Bundesweit ist hierbei eine 

Organisation zu verstehen, die es sich zur Pflicht auferlegt hat, Menschen und Tieren in 

Not zur Hilfe zu kommen.10 Sie agieren dabei ehrenamtlich und vermachen ihren Dienst 

freiwillig.11 Mitglieder einer BF oder BTF versehen ihren Dienst nicht ehrenamtlich. BF 

und BTF werden in Folge nicht weiter berücksichtigt, da mehrere spezielle 

Voraussetzungen bzgl Gründung, Bestand und Aufgaben bestehen. 

In diesem Werk, wird vorwiegend das NÖ FG 2015 behandelt. Etwaige Vergleiche mit 

anderen Landesgesetzen werden besonders angeführt. 

Eine analoge Anwendung der feuer- und gefahrenpolizeilichen Eingriffsbefugnisse aus 

den anderen Bundesländern ist nach hL unzulässig. Es ist nicht nur unzulässig, 

Straftatbestände durch Analogie zu schaffen, sondern es ist allgemein den 

Verwaltungsorgan verwehrt, durch Analogie Tatbestände zu schaffen, auf dessen 

Grundlage die Rechtssphäre der Bürger eingeschränkt werden würde.12  

Dennoch scheint es zielgerichtet und vernünftig zu sein, die gewonnen Erfahrungen aus 

den Einsätzen nicht auf länderspezifische gesetzliche Regelung zu beschränken. Viel 

eher sind die objektiven Einsatzsituationen und die dementsprechende Abwicklung 

beinahe ident und können somit gut miteinander verglichen werden. Deswegen kann auf 

bestimme Einsätze außerhalb des Landes NÖ verwiesen werden, welche Gefahren 

dabei bestanden und wie diese abgearbeitet wurden. 

Es ist nicht ungerechtfertigt, wenn die einzelnen Handlungen der Feuerwehr im Rahmen 

ihrer gesetzlichen Aufträge länderübergreifend verglichen werden, da selbst der ÖBFV 

immer wieder anstrebt, die Ausbildung der Feuerwehren bundesweit zu vereinheitlichen. 

Auf Grund seiner Statuten ist der ÖBFV13 naturgemäß um ein möglichst einheitliches 

österreichisches Feuerwehrwesen bemüht. Speziell für die Beurteilung, ob eine 

Maßnahme konkret notwendig gewesen ist, kann auf bundesweite Erfahrungen 

verwiesen werden. Gleichfalls können technische Fortschritte in der Brandbekämpfung 

bzw Gefahrenabwehr von anderen Ländern in die jeweilige Entscheidung miteinfließen. 

Speziell im Bereich der Einsatztaktik werden länderübergreifend Erfahrungen 

ausgetauscht und angewendet. 

 

 

9 Vgl Festl, Recht 37.  
10 Vgl Festl, Recht 91. 
11 Eine Ausnahme herrscht in Wien. Hier übernimmt die BF die Aufgaben der Freiwilligen Feuerwehr. 
12 Vgl Festl, Recht 126. 
13 § 2 Abs 1 Satzung des ÖBFV lautet: „Ziele des ÖBFV sind die einheitliche Gestaltung der Organisation, 
der Ausrüstung und der Ausbildung der österreichischen Feuerwehren […]“. 
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Ergebnis: Sofern in einer Materie keine besonderen Angelegenheit für die Feuerwehr 

bestimmt ist, ist das Feuerwehrwesen in Gesetzes- und Vollzugskompetenz der Länder 

gem Art 15 B-VG. 

Ferner muss das Legalitätsprinzip gem Art 18 Abs 1 B-VG beachtet werden. 

Art 18 Abs 1 B-VG normiert, dass die gesamte staatliche Verwaltung nur aufgrund der 

Gesetze ausgeübt werden darf. Folglich ist es jedem Verwaltungskörper nur dann 

erlaubt, tätig zu werden, wenn es das Gesetz vorsieht und somit die jeweiligen Organe 

dazu legitimiert.14 Konkret bedeutet dies, dass auch das Handeln der Feuerwehr einer 

gesetzlichen Grundlage bedarf, an derer sich die Befugnisse orientieren zu haben. Das 

aus dem Rechtsschutzprinzip resultierende Gesetzesmäßigkeitsprinzip erfordert für 

sämtliche Befugnisse, welche die Rechtsunterworfenen in ihren Rechten 

beeinträchtigen, eine nähere Determinierung. Es trifft den Gesetzgeber ein 

Determinierungsgebot.15 Es stellt sich die Frage, ob eine Regelung allein in einer 

allgemeinen Bestimmung über die Aufgaben einer Verwaltungsorganisation ausreichend 

ist. Gesetzloses Handeln ist unzulässig. Unklar bleibt, wie weit das Handeln der 

Verwaltung bestimmt sein muss. Zur Wahrung des staatlichen Rechtsstaatsprinzip muss 

ausreichender Rechtsschutz gegen staatliche Akte gegeben sein. 

„[…] unbestritten ist, daß [sic] eine Vielzahl polizeilicher Handlungserfordernisse nicht in 

„Gesetzesform“ vorhergesehen, geschweige denn „geregelt“ werden kann.“16 Gerade für 

die von der Feuerwehr zu besorgende Aufgaben der Feuer- und Gefahrenpolizei ist dies 

typisch. Für den konkreten Fall der allgemeinen Gefahrenpolizei bedeutet dies etwa gem 

§ 3 Abs 2 Z 1 NÖ FG 2015 die allgemeine geltende Umschreibung der Aufgaben als ua 

„Rettung von Menschen und Tieren“. Die Vielzahl an denkbaren Gefahrensituationen 

lassen eine nähere Aufzählung nicht zu, sodass nur eine allgemein gefasste 

Umschreibung sinnvoll ist. Andererseits sind dadurch die Handlungsbefugnisse der 

Feuerwehr in gegenstandsadäquater Weise determiniert. Es sind alle notwendigen 

Maßnahmen zur Verhinderung, Minderung oder Beseitigung sonstiger Gefahren 

durchzuführen. 

Der VfGH hat dahingehend die sog „je-desto-Formel“ entwickelt, wonach die 

Regelungsdichte eines Gesetzes umso größer sein muss, je stärker die Eingriffswirkung 

des Gesetzes hinsichtlich der grundrechtlich geschützten Rechtsgüter ist.17 

Die notwendigen Maßnahmen zur Gefahrenabwehr iSd allgemeinen Feuer- und 

Gefahrenpolizei sind daher insoweit ohne nähere gesetzliche Bestimmung zulässig. 

 

 

14 Vgl Hauer, Staats- und Verwaltungshandeln5 (2017) Rz 574; Leitl-Staudinger, Öffentliches Recht I9 (2018) 
Rz 15/46. 
15 Vgl Festl, Recht 124; Leitl-Staudinger, Recht Rz 4/19. 
16 Festl, Recht 123. 
17 VfSlg 10737/1985. 
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Hierbei kann von schlicht-hoheitlichen Handeln gesprochen werden, welches ohne 

besondere Bestimmung zulässig ist.18 Die zu behandelnden konkreten Befugnisse gem 

§ 26, 27 NÖ FG 2015 greifen in ihrem Maß stark in die Rechtsphäre Dritter ein. Dabei 

können sie durch die „je-desto-Formel“ als ausreichend determiniert angesehen werden, 

da die konkreten Situationen bzw Umstände gesetzlich angeführt sind. 

Für die vorliegende Untersuchung ist dies zu beachten, da die zu bearbeitenden 

Befugnisse dem Gesetz entstammen und die Aufgaben durch allgemein gefasste 

Umschreibung angeführt sind. 

Das Tätigwerden der Feuerwehren im Rahmen ihrer gesetzlichen Aufgaben ist der 

Staatsteilgewalt Verwaltung angehörig. Hierbei werden die Befugnisse der Feuer- und 

Gefahrenpolizei nicht als Teil der Verwaltungspolizei kategorisiert.19 

II.B.) Materie im eigenen Wirkungsbereich der Gemeinde 

gem Art 118 B-VG 

II.B.1.) Vorbemerkungen 

Gem Art 118 Abs 2 B-VG dürfen Angelegenheiten nur dann zum eigenen 

Wirkungsbereich der Gemeinde angehören, wenn diese im ausschließlichen oder 

überwiegenden Interesse der in der Gemeinde verkörperten örtlichen Gemeinschaft 

gelegen und geeignet sind, durch die Gemeinschaft innerhalb ihrer örtlichen Grenzen 

besorgt zu werden. Sie sind vom zuständigen Gesetzgeber als solche ausdrücklich zu 

bezeichnen. All jene Angelegenheiten, die nicht dem eigenen Wirkungsbereich 

zugeordnet sind, fallen in die Vollziehung der Landes- oder der Bundesorgane. Aus dem 

Wortlaut des Art 118 Abs 2 B-VG ist zu entnehmen, dass der folgende Katalog in 

Art 118 Abs 3 B-VG demonstrativer Natur ist. Als Maßstab dient die abstrakte 

Einheitsgemeinde, sodass gewährleistet wird, dass grundsätzlich jeder Gemeinde 

dieselben Aufgaben treffen.20 

Als Eigenheit des eigenen Wirkungsbereichs gilt gem Art 118 Abs 4 B-VG, dass die 

jeweiligen Angelegenheiten in Eigenverantwortung der Gemeinden zu erledigen sind. 

Sie sind somit unabhängig von anderwärtigen Vorgaben und grundsätzlich an keine 

Weisungen außerhalb der Gemeinde gebunden.21 

Zu beachten wird hierbei noch sein, dass es für die Feuerwehr an sich organisatorische 

Vorgaben gibt. Diese entstammen jedoch aus dem Selbstverwaltungssystem der 

 

 

18 Vgl Festl, Recht 124 FN 473; Leitl-Staudinger, Aufgaben der Gemeindeorgane in Hoheits- und 
Privatwirtschaftsverwaltung, in: KWG (Hrsg), Die Haftung von Bürgermeistern und Gemeindeorganen 
Symposium 2010 (2010) 5. 
19 Vgl Hauer, Staatshandeln Rz 566. 
20 Vgl Janko, Staats- und Verwaltungsorganisation3 (2020) 39. 
21 Vgl Janko, Staatsorganisation 43. 
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Feuerwehren und dass es einen ihren übergeordneten NÖLFV gibt, der zum Zweck der 

Einheitlichkeit Regelwerke für bspw Ausbildung und Ausrüstung für alle nö Feuerwehren 

erschuf. Gleichfalls gibt es einen bundesweiten ÖBFV als Dachverband, der die 

Vereinheitlichung unterstützt. 

Die Bundesverfassung bestimmt die Kernaufgaben der Feuerwehr in zwei Bereiche. 

Zum einem die örtliche Feuerpolizei und zum zweiten die örtliche Gefahrenpolizei. 

Ausdrücklich angeführt ist allein die Feuerpolizei, in der L ist es anerkannt, dass die 

Gefahrenpolizei als Annex dem Art 118 Abs 3 Z 9 B-VG zugehörig ist.  

Gem § 84 NÖ FG 2015 hat die Gemeinde neben der Feuerpolizei auch die 

Gefahrenpolizei im eigenen Wirkungsbereich zu erledigen.22 Dabei hat sie sich der 

Feuerwehr zu bedienen. 

Für jegliche weitere Befugnisse bei der Ausübung dieser polizeilichen Aufgaben ist es 

daher zwingend notwendig, dass der Bereich der Feuer- oder Gefahrenpolizei eröffnet 

ist. Gleich ist diesen Bereichen, dass der primäre Auftrag für die Feuerwehren bei der 

Bekämpfung von Feuern oder Gefahren das Retten von Mensch und Tier ist. Sekundär 

betrifft es die Gefahrenabwehr zum Erhalt lebensnotwendiger Güter sowie die Abwehr 

von solchen Gefahren, die einen beträchtlichen Sachschaden bewirken können, und der 

Notversorgung der Bevölkerung und öffentlicher Einrichtungen mit lebensnotwendigen 

Gütern. Unter lebensnotwendigen Gütern verstehen sich vorrangig Grundnahrungsmittel 

und Medikamente.23 

„Durch die Besorgung des Feuerwehrwesens auf Gemeindeebene verfügt Österreich 

über ein flächendeckendes, dicht geknüpftes Netz an Feuerwehren. Dies ermöglicht 

sehr kurze Interventionszeiten, und kurze Interventionszeiten führen zu Leidens- und 

Schadensminderung.“24 

II.B.2.) Örtliche Feuerpolizei 

Art 118 Abs 3 Z 9 B-VG normiert ausschließlich die Angelegenheit der örtlichen 

Feuerpolizei. Damit sind Aufgaben verbunden, die zum einen den Kriterien des 

Art 118 Abs 2 B-VG entsprechen müssen, zum anderen üblicherweise als Feuerpolizei 

verstanden werden. Nach den Inhalten des § 3 Abs 1 NÖ FG 2015 umfasst dies 

jedenfalls Maßnahmen der Brandverhütung, des vorbeugenden Brandschutzes und der 

Brandbekämpfung, Sicherungsmaßnahmen nach einem Brand und die Mitwirkung zur 

Erhebung der Brandursache. 

 

 

22 Vgl Zeleny, Feuerwehr 89. 
23 Vgl Paar, Feuerwehrgesetz 21 Anm 3. 
24 Seidl, Die Gemeinden, ihre Feuerwehren und der Katastrophenschutz, RFG 2004/6, 28 (27). 
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Grundlegendes Erfordernis für die Einordnung in die örtliche Materie sind drei kumulativ 

notwendige Elemente: Territoriales Element – Eignung zur Erfüllung der Aufgabe – 

Ausschließliches Interesse. Fehlt eines dieser Elemente ist Überörtlichkeit gegeben.25 

Die Gemeinde hat sich gem § 4 Abs 1 NÖ FG 2015 der Feuerwehren dazu zu bedienen, 

indem der Bgm dem FKdt die Besorgung überträgt und hierbei als Hilfsorgan der 

Gemeinde26 an die Weisungen des Bgm gebunden ist.27 

Weitere Schwerpunkte der örtlichen Feuerpolizei liegen in den Bereichen des 

vorbeugenden Brandschutzes, Verbrennen im Freien, Lagerung brandgefährlicher 

Materialien, Betriebsbrandschutz, feuerpolizeiliche Beschau sowie 

Kehrverpflichtungen.28 Diese Themen werden in dieser Arbeit jedoch nicht 

berücksichtigt, da sie mit der Grundlegenden Frage über die Befugnisse bei einem 

Feuerwehreinsatz zu vernachlässigen sind. 

II.B.3.) Überörtliche Feuerpolizei 

Wenn der Wortlaut von Art 118 Abs 3 Z 9 B-VG von einer örtlichen Feuerpolizei spricht, 

so ist zu entnehmen, dass auch eine überörtliche Feuerpolizei als eigene Angelegenheit 

besteht.29 Dies widerspiegelt § 3 Abs 3 NÖ FG 2015. Demnach sind all jene 

Angelegenheiten, die sich über das Gebiet einer Gemeinde hinausstrecken und nicht 

von den einer Gemeinde zur Verfügung stehenden Kräften bewältigt werden können 

Angelegenheiten der überörtlichen Feuerpolizei. Die Besorgung dieser Angelegenheiten 

obliegt gem § 5 NÖ FG 2015 dem Land. Dazu hat es sich dem NÖLFV im übertragenen 

Wirkungsbereich zu bedienen, der erforderlichenfalls besondere Einheiten aller ihm 

angehörigen Feuerwehren zu bilden hat und jedenfalls Einsatzpläne für überörtliche 

Einsatzbereiche zu erstellen hat. Der NÖLFV ist der nö LReg für ihr Handeln 

verantwortlich. Die Einsatzpläne sind der nö LReg vorzulegen. Weiters müssen 

Feuerwehren ihre Kräfte, soweit sie dementsprechend ausgebildet und ausgerüstet sind, 

Einheiten für überörtliche Szenarien zur Verfügung stellen. Der NÖLFV hat gem 

§ 50 Abs 2 Z 3 und Z 4 NÖ FG 2015 für die besondere Ausbildung der überörtlichen 

Feuerpolizei zu sorgen und die technischen und organisatorischen Maßnahmen 

weiterzuentwickeln. 

 

 

 

25 Vgl Zeleny, Feuerwehr 103; MB zu NÖ FG 2015 6. 
26 Zum Begriff Hilfsorgan der Gemeinde siehe unten II.C.). 
27 Anders beim Erlassen von Bescheiden, denn der Bgm kann für in § 4 Abs 5 NÖ FG 2015 angeführte 
Angelegenheiten dem FKdt oder anderen geeigneten Mitgliedern zur Bescheiderlassung beleihen. Hierbei 
werden sie selbst hoheitlich tätig. An Weisungen des Bgm sind sie dennoch gebunden. 
Vgl dazu Leitl-Staudinger, Haftung 14. 
28 Vgl Festl, Recht 108. 
29 Vgl Janko, Staatsorganisation 40. 
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II.B.4.) Örtliche Gefahrenpolizei 

Dass die Gefahrenpolizei gesetzliche Aufgabe der Feuerwehren ist, wurde erstmals in 

NÖ FG30 klargestellt. Bis dahin war sie nicht Inhalt des Gesetzes. Eine Regelung war 

deshalb notwendig, da in den Jahren zuvor bereits mehr als 80% aller Einsätze zur 

Bekämpfung von örtlichen Gefahren erfolgte. Darauf wurde auf den technischen 

Fortschritt in beinahe allen Lebensbereichen der Gesellschaft reagiert.31 

Diese Bestimmung wahrt bis heute, vor allem wegen der Tatsache, dass auch heute 

noch beinahe zwei Drittel aller Einsätze im Rahmen der Gefahrenpolizei abzuwickeln 

sind.32 Mit dem technischen Fortschritt der Zivilgesellschaft steigt auch stetig die 

dazugehörige Unfallgefahr.33 

Der Begriff der Gefahrenpolizei ist im B-VG nicht ausdrücklich enthalten. Wie bereits 

oben erwähnt ist die Aufzählung des eigenen Wirkungsbereiches der Gemeinde 

demonstrativ. Einfachgesetzlich können Angelegenheiten hinzufallen, wenn dies 

ausdrücklich angeführt ist.34 Dementsprechende Regelung ist in 

§ 84 iVm § 4 Abs 1 NÖ FG 2015 enthalten. Die Besorgung der örtlichen Gefahrenpolizei 

obliegt der Gemeinde im eignen Wirkungsbereich und umfasst gem  

§ 3 Abs 2 NÖ FG 2015 Maßnahmen zur Rettung von Menschen und Tieren, Bergung 

lebensnotwendiger Güter, Abwehr von Gefahren für Menschen, Tiere, 

lebensnotwendiger Güter und Gefahren die einen beträchtlichen Sachschaden bewirken 

können sowie die Notversorgung der Bevölkerung und öffentlicher Einrichtungen mit 

lebensnotwendigen Gütern. Auch hierbei hat sich die Gemeinde der Feuerwehr zu 

bedienen. Als ursprünglichste Kernaufgabe gilt es primär die Rettung von Mensch und 

Tier jedem anderwärtigen Gütern vorzuziehen. 

Der Gesetzgeber bestimmt unter Gefahr eine Sachlage, die ungehinderten Ablauf des 

objektiv zu erwartendem Geschehen im Einzelfall mit hinreichender Wahrscheinlichkeit 

zu einer Verletzung von Schutzgütern wie insbesondere Leben, Gesundheit oder 

Eigentum führt.35 

 

 

 

 

 

 

30 NÖ Feuerwehrgesetz LGBl 4400-0 idF vom 22.7.1974. 
31 Vgl NÖLFV, 150 Jahre Niederösterreichischer Landesfeuerwehrverband (2019) 110; 
AB 452-1973 BlgLT IX. GP, 1 ff. 
32 Einsatzbilanz 2019 des NÖLFV,  
https://www.noe122.at/post/news/3980d784-c379-4758-985b-37e5bbec63b9 (abgerufen am 3.5.2021). 
33 ÖBFV, Österreichs Feuerwehren 2011 (2011) 10.  
34 Vgl Leitl-Staudinger, Recht Rz 18/37. 
35 Vgl Festl, Recht 115; Paar, Feuerwehrgesetz 21 Anm 3. 
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II.B.5.) Überörtliche Gefahrenpolizei 

Für die Aufgaben der überörtlichen Gefahrenpolizei gelten die Bestimmungen der 

überörtlichen Feuerpolizei sinngemäß. Hauptanwendungsfall der überörtlichen 

Gefahrenpolizei sind gem § 29 Abs 3 NÖ FO36 Autobahnen, Schnellstraßen, 

Tunnelanlagen, Wasserstraßen und andere Bereiche über größere Gebiete für die 

Sonderalarmpläne gelten sollen. Hierbei hat der LFKdt lückenlose Einsatzpläne 

erstellt.37 

II.B.6.) Weitere Materien außerhalb des eigenen Wirkungsbereichs der 

Gemeinde 

Es muss bedacht werden, dass nicht alle erdenklichen Schadensfälle einer einheitlichen 

Regelung zugänglich sind. Der Gesetzgeber hat einige, besonders gefährdete Bereiche 

auf Bundesebene geregelt. Dies sind weitestgehend Inhalte der speziellen Feuer- und 

Gefahrenpolizei und der jeweiligen Materie als Annex zugehörig. Auch der 

Landesgesetzgeber hat diesbezüglich innerhalb seiner Kompetenz weitere Regelwerke 

erschaffen, die historisch betrachtet, sich bewährten. Freilich ist nicht vorhersehbar, 

welche Herausforderungen zukünftig zu erwarten sind, jedoch sind die rechtlichen und 

faktischen Missstände von neuartigen Unglücksfällen der Vergangenheit immer wieder 

in Gesetzesnovellierungen bzw Entwürfen eingeflossen. 

Weiters muss die Klausel gem § 1 NÖ FG 2015 beachtet werden. Demnach ist das 

Regelwerk des NÖ FG 2015 nur insoweit anzuwenden, sofern keine bundesgesetzlichen 

Vorschriften entgegenstehen. Die Klausel stellt klar, dass Feuer- und Gefahrenpolizei 

grundsätzlich in zwei Bereiche unterschieden werden können. Erstens in Bereiche, die 

als Annexmaterie eines anderen Kompetenztatbestandes des Bundes oder Landes 

gelten, zweitens in jene Bereiche, die die unter die Generalklausel des Art 15 B-VG 

fallen. Wie oben erwähnt wird unterschieden in allgemeine und spezielle Feuer- und 

Gefahrenpolizei. Die allgemeine Feuer- und Gefahrenpolizei obliegt dem Land wogegen 

die Spezielle verschiedene Kompetenztatbestände des Bundes begründen.38 

Überwiegender Inhalt der speziellen Feuer- und Gefahrenpolizei sind Bestimmungen 

bzgl Sicherheitsvorkehrungen, Gefahrenminimierung, Sofortmaßnahmen und 

Bewilligungsvoraussetzungen sowie periodische Überprüfungen. Nur ein geringer Teil 

erlaubt der Feuerwehr im speziellen Bereich konkrete Handlungsbefugnisse. 

 

 

36 NÖ Feuerwehrordnung idgF 12/2020, kundgemacht in den amtlichen Nachrichten der nö LReg 22/2020. 
Folglich als „NÖ FO“ angeführt. 
37 ZB: DA 5.1.2. Alarmstufen, vom 1.2.2020 als Vorgabe für Einsätze auf Autobahnen und Schnellstraßen; 
DA 5.5.6. Einsätze auf Wasserstraßen, vom 10.5.2019. 
38 Vgl MB zu NÖ FG 2015 5. 
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Daher bedarf es einer näheren Untersuchung von einschlägigen Bestimmungen. Im 

Folgenden sind Gesetze bzw Materien angeführt, welche für die Feuerwehr von hoher 

praktischer Relevanz sind. 

II.B.6.a.) Katastrophenwesen 

Katastrophenhilfe gem NÖ KHG 201639 ist als Aufgabe außerhalb der Feuer- und 

Gefahrenpolizei zu betrachten. Das normiert bereits § 3 Abs 4 NÖ FG 2015. Die 

Schadensfälle sind gerade örtlich nicht eingrenzbar und erstrecken sich über größere 

Gebiete. Je nach Fall ist aber auch denkbar, dass sie örtlich sehr wohl eingrenzbar sind, 

die Eigenheit des Schadenfalles aber eine weit komplexere Behandlung bedarf als die 

der üblichen Feuer- oder Gefahrenpolizei. Wesentlich ist, dass die ausgehende Gefahr 

nicht mehr bloß im Interesse einer Gemeinde ist, sondern gem § 2 Z 1 NÖ KHG 2016 

außergewöhnliche Schädigungen vorliegen, und dabei Leben oder Gesundheit einer 

Vielzahl von Menschen, die Umwelt oder bedeutende Sachwerte unmittelbar gefährdet 

oder geschädigt werden und die Abwehr oder Bekämpfung der Gefahr oder des 

Schadens einen durch eine Behörde koordinierten Einsatz der dafür notwendigen Kräfte 

und Mittel erfordert. Ist das NÖ KHG 2016 anzuwenden, so können die Behörden auf 

besondere Einheiten der Feuerwehr zurückgreifen und außerordentliche Mittel 

einsetzen. Kompetenzrechtlich ist es Materie in Vollziehung und Gesetzgebung des 

Landes gem Art 15 B-VG.40 Grundlegend für die Anwendbarkeit des NÖ KHG 2016 ist, 

dass eine Katastrophe vorliegt, zur Katastrophenhilfe aufgefordert wird oder Tätigkeiten 

im Rahmen des Katastrophenschutzes notwendig sind. Eine Katastrophe 

iSd § 2 Z 1 NÖ KHG 2016 muss als solche von der BVB gem § 13 Abs 1 Z 1 NÖ KHG 

2016 festgestellt werden. Katastrophenhilfe iSd § 2 Z 2 NÖ KHG 2016 sind 

Vorbereitungs- und Durchführungsmaßnahmen im Rahmen des Katastrophenschutzes, 

die darauf abzielen, die unmittelbaren Auswirkungen einer Katastrophe zu verhindern, 

einzudämmen oder vorläufig zu beseitigen. 

Die ELtg obliegt bei Katastrophen innerhalb eines politischen Bezirks bei der BVB gem 

§ 13 Abs 1 NÖ KHG 2016. Bis zum Eingreifen dieser ist der örtliche Bgm zuständig. Bei 

bezirksübergreifenden Ereignissen oder ist die BVB nicht mehr fähig zum tätig werden 

so übernimmt die nö LReg die ELtg. Die Feuerwehren werden durch die ELtg 

angefordert und sind zur Hilfeleistung verpflichtet gem § 4 NÖ KHG 2016. 

Organisatorisch werden sie im übertragenen Wirkungsbereich tätig. Feuerwehrintern hat 

der NÖLFV Vorsorge zu treffen. 

Nur wenige Bereiche des NÖ KHG 2016 sind im eigenen Wirkungsbereich der 

Gemeinde zu besorgen.  
 

 

39 NÖ Katastrophenhilfegesetz 2016 LGBl 70/2016 idF LGBl 23/2018. 
40 Vgl Zeleny, Feuerwehr 15 FN 4. 
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Eine gewisse Konnexität von NÖ KHG 2016 und NÖ FG 2015 ist den Bereichen zu 

entnehmen. Auch wenn das NÖ KHG 2016 nur Anwendung im Katastrophenfall findet, 

so kann es zur Auslegung von Rechtsfragen betreffend Feuerwehr, die im Rahmen des 

NÖ FG 2015 tätig wird, herangezogen werden. Für grundlegende Fragen, die von hoher 

Bedeutung der vorliegenden Arbeit waren, wurde Lit und Rsp des Kataststrophenrechts 

herangezogen. 

Bekräftigt wird diese praktische Verbundenheit damit, da aus der Erfahrung von 

Katastropheneinsätzen der Feuerwehr hervorgeht, dass zunächst jede Katastrophe 

ihren Ursprung in einem kleineren örtlich begrenzten „normalen“ Feuerwehreinsatz hat. 

Erst wenn die zuständigen Feuerwehren an ihre Grenzen gelangen, wird der Einsatz 

zum Katastrophen-Einsatz, sofern alle weiteren Voraussetzungen gegeben sind.41 

Unabhängig vom Szenario reagiert zunächst die örtlich zuständige Feuerwehr. Ist 

absehbar, dass das Ereignis die Bewältigungskapazität der örtlichen Feuerwehr 

übersteigt, besteht aufgrund des dichtmaschigen Netzes der Feuerwehren die 

Möglichkeit zunächst örtlich nahegelegene Feuerwehren anzufordern. Reichen auch 

diese nicht aus, können weitere Feuerwehren42 aus anderen politischen Bezirken 

angefordert werden. Zusätzlich werden besondere Führungsstäbe auf Bezirks- oder 

Landesebene errichtet, um den Austausch mit den zuständigen Behörden 

sicherzustellen.43 

Von hoher Bedeutung für die Feuerwehren ist  

§ 5 Abs 1 NÖ KHG 2016 iVm § 3 Z 2 Katastrophenfondsgesetz 1996 BGBl 201/1996 idF 

BGBl I 74/2019. Aus Erfahrungen von bereits eingetretenen Katastrophen und einer 

entsprechenden zukunftsorientierten Risikoanalyse wird der NÖLFV tätig und beschafft 

Gerätschaften, um für zukünftige Ereignisse gerüstet zu sein.44 Einsatzmittel werden 

somit präventiv für den Katastrophenschutz bezogen, flächendeckend im Bundesland 

auf die Feuerwehren verteilt, sodass im Einsatzfall rasch gehandelt werden kann. Die 

zur Verfügung stehenden Geräte dienen hierbei aber nicht bloß als Katastrophenschutz, 

sondern werden von den Feuerwehren auch außerhalb von Katastrophen, bei üblichen 

Einsätzen verwendet. Hierbei handelt es sich meist um Sondergerätschaften, die 

erfahrungsgemäß bei Katastrophen oder herkömmlichen Feuerwehreinsätzen vermehrt 

benötigt werden. Selbst wenn, der unten folgenden Untersuchung vorgezogen, Dritte 

verpflichtet werden können Sondergeräte zur Verfügung zu stellen, so ist es für die 

Feuerwehren von immens hoher Bedeutung, die notwendigen Mittel ohne größere 

 

 

41 Ausführlich dazu: Müllner, Notfall, Gemeinde und Eigentum, RFG 2016/4, 174 (174). 
42 Sog KHD-Bereitschaften mit drei bis fünf Zügen. 
43 Vgl ÖBFV, Feuerwehren 2011 38. 
44 Auskunft des NÖLFV vom 8.4.2021. 
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Hürden selbst bereitstellen zu können.45 Dies spart im Einsatzfall wichtige Zeit und oft 

unnötigen organisatorischen Aufwand. 

II.B.6.b.) Bergwesen 

Bergwesen ist kompetenzrechtlich in Art 10 Abs 1 Z 10 B-VG in Gesetzgebung und 

Vollziehung dem Bund vorenthalten und hierbei zur Brandbekämpfung zuständig.46 Eine 

unmittelbare Vollziehung der Brandbekämpfungsmaßnahmen von Bundesbehörden 

wäre an sich gem Art 102 Abs 2 B-VG möglich, ist derzeit aber nicht ausgeführt. Im 

Bereich des Bergwesens sind somit Gruben- und Gasrettungsdienste als eigene 

Hilfsinstitutionen errichtet. Verhütung und Bekämpfung von Bränden in Bergwerken gilt 

als Annex zum Bergwesen und zur speziellen Feuer- und Gefahrenpolizei.47 

Feuerwehren können als Unterstützung hinzugezogen werden, sofern eine vorsorgliche 

Vereinbarung gem § 187a Z 2 lit b MinroG48 besteht. Dabei haben sie in Koordination 

mit den betriebseigenen Hilfsinstitutionen die Gefahren zu beseitigen. 

Im Rahmen der allgemeinen BergpolizeiVO49 und des BergG 197550 haben die 

Bergwerksberechtigen selbst für Rettungsmaßnahmen Vorsorge zu treffen. In 

§ 210 BergG 1975 ist normiert, dass Hauptstellen für das Grubenrettungs- bzw 

Gasschutzwesen zu errichten sind und entsprechende Sonderausrüstung bereit zu 

stellen haben. 

Unabhängig vom tatsächlichen Schadensereignissen bei Einrichtungen nach dem 

MinroG, BergG 1975 oder allgemeinen BergpolizeiVO kann die Feuerwehr dennoch im 

Rahmen ihrer Aufgaben tätig werden. Auch Unfälle in solch Einrichtungen begründen 

Gefahren, die als allgemeine feuer- oder gefahrenpolizeiliche Angelegenheiten 

angesehen werden können. ZB: Brand eines Bürogebäudes, Verkehrsunfall im 

Außengelände. Ausschließlich für die von Bergwerken ausgehende besondere Gefahr 

ist die Feuerwehr nicht zuständig. Hierbei stellt die betriebseigene Hilfsinstitution den 

EL. 

II.B.6.c.) Forstwesen 

Das Forstwesen ist ebenfalls gem Art 10 Abs 1 Z 10 B-VG in Bundeskompetenz.51 Die 

Vollziehung erfolgt in mittelbarer Bundesverwaltung gem Art 102 Abs 1 B-VG durch die 

 

 

45 Vgl NÖLFV, BrandAus 2020/5 13: Auszug der sofort zur Verfügung stehenden Sondergeräte: 37 
Großstromerzeuger, 53 Hochleistungspumpen, 22 Großtauchpumpen, 18 Wechselladefahrzeuge mit Kran, 
16 Versorgungsfahrzeuge mit Kran, 22 Teleskoplader, 21 verschiedenste Wechselladeaufbauten, 1 
Werkstättenfahrzeug, 7 50t Kranfahrzeuge, 640m mobiler Hochwasserschutzdamm, 9 
Flachwasserrettungsboote und noch viele weitere Kleingeräte. 
46 Vgl Zeleny, Feuerwehr 79 FN 148. 
47 Vgl Festl, Recht 92; Zeleny, Feuerwehr 79 FN 148. 
48 Mineralrohstoffgesetz BGBl I 38/1999 idF BGBl I 14/2021. 
49 Allgemeine BergpolizeiVO BGBl 114/1959 idF BGBl II 416/2010. 
50 Berggesetz 1975 BGBl 259/1975 idF BGBl I 21/2002. 
51 Vgl Zeleny, Feuerwehr 79 FN 148. 
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Landesbehörden. Der VfGH hat festgestellt, dass die Feuerpolizei im Forstwesen als 

eine unlösbare Verbindung zur Sachmaterie angehört.52  Die Landesgesetzgebung wird 

gem § 42 ForstG 197553 iVm Art 10 Abs 2 B-VG ermächtigt Ausführungsbestimmungen 

zur Organisation und Durchführung einer Waldbrandbekämpfung zu erlassen.54 

§ 17 NÖ Forstausführungsgesetz55 ist Teil der speziellen Feuerpolizei.  Bei Waldbränden 

kommt bis zum Eintreffen der Feuerwehr am Brandplatz dem nach Ausbildung und 

Dienstalter höchstgestellten örtlich zuständigen Forstorgan die Leitung der 

Brandbekämpfungsmaßnahmen zu. Ist dies nicht anwendbar, so hat sich der Leiter oder 

die Leiterin der Brandbekämpfungsmaßnahmen in allen forstlichen Belangen der 

Beratung anwesender Forstorgane zu bedienen. Dies bedeutet, dass jedenfalls der EL 

der Feuerwehr56 über die Brandbekämpfung mit dem zuständigen Forstorgan zu beraten 

hat, sofern eines anwesend ist. Weiters herrschen Besonderheiten bzgl der 

Kostentragung bei Waldbränden gem § 17a NÖ Forstausführungsgesetz. 

Aus dem ForstG 1975 selbst ist keine weitere Anordnung für die Feuerwehr zu 

entnehmen. 

Seit Jänner 2020 besteht in Niederösterreich ein eigens eingerichteter Sonderdienst 

„Waldbrandbekämpfung“.57 

II.B.6.d.) Wasserrecht 

Im Bereich des Wasserrechts nach dem WRG. 195958 ist ebenfalls der Bund 

kompetenzrechtlich zuständig und in mittelbarer Vollziehung durch die Länder.59 Aus 

dem WRG. 1959 ist keine besondere Aufgabe für die Feuerwehren vorgesehen, sodass 

diese hierbei weitgehendst die Regelungen des NÖ FG 2015 gelten. Besonderheiten 

gelten bzgl der ELtg bei Gewässerverunreinigungen nach § 31 WRG. 1959 durch die 

BVB bzw bei Gefahr in Verzug der Bgm. Ferner gem § 71 Abs 1 WRG. 1959 die 

unverzügliche Vollstreckungsgewalt zum vorübergehenden Wasserbenützen bei 

Feuersgefahr oder dringenden Wassermangel durch die BVB oder, wenn deren 

Weisung wegen Gefahr im Verzuge nicht abgewartet werden kann, durch den Bgm, 

dessen Stv oder dem vom Bgm ermächtigte FKdt. 

 

 

 

 

 

52 Vgl VfSlg 2192/1951. 
53 Forstgesetz 1975 BGBl 440/1975 idF BGBl I 56/2016. 
54 Vgl Festl, Recht 111 f. 
55 NÖ Forstausführungsgesetz LGBl 6851-0 idF LGBl 12/2018. 
56 Zum Begriff EL der Feuerwehr siehe unten III.D.3.d.). 
57 Zu Sonderdienste siehe unten III.E.2.a.). 
58 Wasserrechtsgesetz 1959 BGBl 215/1959 idF BGBl I 73/2018. 
59 Vgl Zeleny, Feuerwehr 79 FN 148. 
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II.B.6.e.) Straßenverkehr 

Im Rahmen der Straßenpolizei ist die Gesetzgebung dem Bund vorenthalten, 

Vollziehung obliegt den Ländern in mittelbarer Bundesverwaltung.60  

§ 44b Abs 1 StVO 196061 ermächtigt die Feuerwehrorgane bei unaufschiebbaren 

Verkehrsbeschränkungen besondere Verkehrsregelungen zu treffen, sofern die 

zuständige Behörde nicht selbst in der Lage dazu ist. Dies gilt jedenfalls bei bereits 

eingetretenen oder mit hoher Wahrscheinlichkeit zu erwartenden Elementarereignissen, 

bei unvorhersehbaren Straßen- oder Baugebrechen, bei Bränden, Unfällen oder 

ähnlichen Ereignissen. Die Feuerwehr wird als Hilfsorgan der Straßenpolizeibehörde 

tätig. 

§ 89a Abs 3 StVO 1960 berechtigt die Feuerwehr zum Entfernen von Gegenständen auf 

Straßen, wenn dies aus Gründen der Verkehrssicherheit unaufschiebbar ist oder unter 

den Voraussetzungen des § 44b Abs 1 StVO 1960 notwendig ist. Verpflichtend ist die 

Verständigung der zuständigen Polizeidienststelle über die getroffenen Maßnahmen. 

Die Feuerwehr wird als Hilfsorgan der Straßenpolizeibehörde tätig. Ausgeschlossen sind 

somit Regelungen des NÖ FG 2015 als örtliche Feuer- bzw Gefahrenpolizei, sofern kein 

Verkehrsunfall mit Personenschaden vorliegt und ausschließlich Aufgaben aus der  

StVO 1960 ausgeführt werden.62 

Besondere Bestimmungen sind dem § 26 StVO 1960 zu entnehmen. Einsatzfahrzeuge 

der Feuerwehr werden im Einsatz gegenüber anderen Verkehrsteilnehmern stark 

bevorzugt. Für sie gilt bei der Einsatzfahrt, dass sie an Verkehrsverbote oder an 

Verkehrsbeschränkungen nicht gebunden sind. Personen oder Sachen dürfen 

keinesfalls gefährdet werden. Dieses Privileg ist nur dann anwendbar, wenn Gefahr im 

Verzuge vorliegt, zum Beispiel bei Fahrten zum und vom Ort der dringenden Hilfeleistung 

oder zum Ort des sonstigen dringenden Einsatzes. Die Begriffe Gefahr im Verzug und 

Ort der dringenden Hilfeleistung sind in der StVO 1960 nicht näher definiert. Es ist davon 

auszugehen, dass diese Begriffe im Zusammenhang mit dem jeweiligen 

Aufgabenbereich zu definieren sind. Jedenfalls seien sie erfüllt, wenn die Hilfeleistung 

der Feuerwehr besonders dringlich durchgeführt werden müsste, um der Gefährdung 

von Menschen, Tieren oder Sachen entgegenzuwirken und deshalb der Einsatzort 

möglichst rasch erreicht werden müsste.63 

Es entbindet den Lenker trotz dieser Vorzüge nicht von seiner allgemeinen 

Sorgfaltspflicht im Straßenverkehr. Er hat seine Fahrweise den entsprechenden 

 

 

60 Vgl Zeleny, Feuerwehr 79 FN 148. 
61 Straßenverkehrsordnung 1960 BGBl 159/1960 idF BGBl I 161/2020. 
62 Vgl VwGH 14.8.1991, 86/17/0158. 
63 Vgl Halmich, Feuerwehr-Polizei-Rettung Einsatzfahrten rechtlich betrachtet, 2013/5, 162 (161); 
VwGH 26.03.2014, 2003/02/0214. 
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Verhältnissen anzupassen und darf das Risiko anderer Verkehrsteilnehmer nicht unnötig 

erhöhen.64 Dennoch handelt es sich hierbei um einen besonderen Rechtfertigungsgrund, 

der Übertretungen der StVO 1960 rechtfertigt.65 

Im KFG. 1967 ist geregelt, wie die Ausstattung von Einsatzwarnvorrichtungen der 

Feuerwehrfahrzeuge ausgestaltet sein muss. 

II.B.6.f.) Erste allgemeine Hilfeleistungspflicht 

Gem § 19 Abs 1 Z 2 und Abs 2 Z 2 SPG66 sind die Sicherheitsbehörden verpflichtet für 

unaufschiebbare Hilfe im Zuge der ersten allgemeinen Hilfeleistungspflicht zu Sorgen. 

Zum einem trifft dies für Personensuchen zu, ferner haben die Sicherheitsbehörden bei 

Wahrnehmung einer Gefahr, die in die Zuständigkeit der Feuerwehr zugeordnet werden 

kann, für deren Verständigung zu Sorgen. Deswegen werden bspw Feuerwehren auch 

zu Personenfahndungen gem § 24 Abs 1 Z 2 und Z 3 SPG vermehrt hinzugezogen, da 

für eine koordinierte Personensuche eine große Anzahl an Suchenden notwendig ist. 

Formell werden die Feuerwehrkräfte hierbei dennoch im Rahmen der Feuer- oder 

Gefahrenpolizei gem NÖ FG 2015 tätig. 

„Die erste allgemeine Hilfeleistung [Hervorhebung durch den Autor] hat in  

Art 78a Abs 2 eine ausdrückliche verfassungsrechtliche Verankerung als Staatsaufgabe 

und – nicht ausgliederbare (VfSlg 14.473/1996) – Kernaufgabe staatlicher Verwaltung 

erfahren.“67 Dies auch dann, wenn die Abwehr der betreffenden Gefahr an sich in die 

Zuständigkeit einer anderen Behörde fiele. Das garantiert, dass die Sicherheitsbehörden 

auch dann zur ersten allgemeinen Hilfeleistung zuständig sind, wenn sie außerhalb ihres 

Zuständigkeitsbereich zu Notsituationen treffen. Es gewährleistet somit dem Einzelnen, 

dass ihm Hilfe zukomme und nicht wegen Unzuständigkeit verwehrt werden dürfe. 

II.B.6.g.) Strahlenschutz 

Als besonders heikle Materie kann das Strahlenwesen angesehen werden. Auch dieses 

fällt in Gesetzgebung und Vollziehung des Bundes und enthält für die spezielle Feuer- 

und Gefahrenpolizei vielerlei Maßnahmen zur Schadensvorbeugung und 

Sofortmaßnahmen.68 Neben besonderen Vorkehrungen bei Ereignissen mit Austritt von 

radioaktivem Material ist besonders § 148 Strahlenschutzgesetz 2020 BGBl I 50/2020 

für die Feuerwehren von Bedeutung. Hierbei hat der BMI bei Gefahr in Verzug alle 

geeigneten Maßnahmen zur Gefahrenabwehr zu veranlassen. In Betracht kommt 

 

 

64 OGH 9.11.1977, 8 Ob 149/77; RS0073525. 
65 Vgl Weber, Einsatzfahrzeug und Straßenverkehrsrecht, ZVR 1988/3 69 (68). 
66 Sicherheitspolizeigesetz BGBl 566/1991 idF BGBl I 144/2020. 
67 Grabenwarter/Frank, Bundes-Verfassungsgesetz und Grundrechte Art 78a B-VG Rz 2  
(Stand 20.6.2020, rdb.at). 
68 Vgl Festl, Recht 112. 
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insbesondere die Zuhilfenahme der Feuerwehren. Im NÖ Feuerwehrwesen besteht für 

solche Angelegenheiten ein eigens errichteter Sonderdienst.69 

II.B.6.h.) Eisenbahnwesen 

Bei Ereignissen, die das Eisenbahnwesen betreffen, ist aus dem 

Eisenbahngesetz 1957 BGBl 60/1957 idF BGBl I 143/2020 keine besondere Anordnung 

für Feuerwehren zu entnehmen. Kompetenzmäßig ist Eisenbahnwesen in 

Gesetzgebung und Vollziehung Aufgabe des Bundes.70 Darin sind spezielle Feuer- und 

Gefahrenpolizeiliche Maßnahmen enthalten. 

Eine Besonderheit liegt darin, dass bei Einsätzen mit Eisenbahnbezug, das zuständige 

Organ der Eisenbahn die ELtg gemeinsam mit dem EL der Feuerwehr wahrnimmt. Der 

EL der Feuerwehr hat seinen Aufgaben im Rahmen der Feuer- und Gefahrenpolizei 

nachzukommen, wobei er sich mit dem EL Eisenbahn abzustimmen hat. 

Für Einsätze auf Eisenbahnstrecken in Tunnelanlagen hat der LFKdt überörtliche 

Alarmpläne erstellt, wobei die Verantwortung beim Betreiber der Strecke liegt. Dieser 

bedient sich der Feuerwehr. Eingesetzte Kräfte werden im Betriebskonzept der Anlagen 

definiert. In Bereichen der Freistrecke ist die örtlich vorhandene Feuerwehr zuständig.71 

II.B.6.i.) Wasserstraßen 

Kompetenzrechtlich ist es gem Art 10 Abs 1 Z 10 B-VG Gesetzgebungs- und 

Vollzugsmaterie des Bundes.72 Weitestgehend sind Bestimmungen der speziellen 

Feuer- und Gefahrenpolizei enthalten, jedoch kaum für Brandbekämpfung oder 

Gefahrenabwehr. Auf Wasserstraßen wird die Feuerwehr im Allgemeinen nach den 

Bestimmungen des NÖ FG 2015 tätig.  

Beachtenswert ist gem § 20.01. Z 4 Wasserstraßen-Verkehrsordnung BGBl II 

Nr 31/2019 die Ausnahme für Feuerwehrkräfte, dass Schifffahrtsbeschränkungen 

Aufgrund hoher Wasserstände für sie nicht gelten. 

Für Einsätze auf Wasserstraßen hat der LFKdt überörtliche Alarmpläne erstellt.73 

II.B.6.j.) Amtshilfe 

Abschließend kann gem Art 22 B-VG auf Amtshilfe zurückgegriffen werden. Hierbei sind 

alle Organe der Gebietskörperschaften im Rahmen ihrer konkreten gesetzlichen 

Aufgaben anderen, um Hilfe suchenden Organen, zur gegenseitigen Hilfeleistung 

 

 

69 Zu weiteren Ausführungen der Aufgaben der Feuerwehren im Bereich Strahlenschutz vgl Aspek, Wie alles 
begann, in: NÖLFV (Hrsg), Sonderdienst Strahlenschutz - 50 Jahre Strahlenschutzdienst des NÖ 
Landesfeuerwehrverbandes (2013), 9; zum Sonderdienst siehe unten III.E.2.a.). 
70 Vgl Zeleny, Feuerwehr 123. 
71 Auskunft des NÖLFV vom 11.5.2021. 
72 Vgl Zeleny, Feuerwehr 133 FN 261. 
73 DA 5.5.6. 
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verpflichtet. So zB, wenn die Eisenbahn- oder Luftfahrtbehörde Freiwillige Feuerwehren 

als Hilfsorgane der Gemeinden um Hilfe ersucht.74 

II.B.6.k.) Weitere Randbereiche 

Angelegenheiten des Gewerbes und der Industrie (Art 10 Abs 1 Z 8 B-VG), Arbeitsrecht 

(Art 10 Abs 1 Z 11 B-VG), Arbeiter- und Angestelltenschutz (Art 12 Abs 1 Z 11 B-VG), 

Kraftfahrwesen (Art 10 Abs 1 Z 9 B-VG), Gefahrgutbeförderung (Art 10 Abs 1 Z 9 B-VG), 

Munitionslagerung (Art 10 Abs 1 Z 7 B-VG), Pyrotechnikwesen (Art 10 Abs 1 Z 7 B-VG), 

Rohrleitungswesen (Art 10 Abs 1 Z 8 B-VG), Schieß- und Sprengmittelwesen (Art 10 

Abs 1 Z 7 B-VG), Luftreinhaltewesen (Art 10 Abs 1 Z 12 B-VG). 

In den meisten dieser genannten Fälle ist jedoch bloß die Brandverhütung vom 

Kompetenztatbestand umfasst und keine besondere Handlungsbefugnis für die 

Feuerwehren enthalten.75 

II.C.) Feuerwehr als Hilfsorgan der Gemeinde 

Aus den einfachgesetzlichen Bestimmungen ist nach der hL eine Pflicht ableitbar, dass 

die Gemeinde aktiv tätig werden muss, um eine Feuerwehr zu errichten.76 Zusätzlich ist 

damit verbunden, dass dieser Pflicht ein Verbietungsverbot einher geht.77 Somit also die 

Errichtung bzw der Betrieb von bereits bestehenden Organisationen nicht verboten 

werden darf. Die grundrechtlich garantierte Schutzpflicht des Staates auf Wahrung des 

Lebens wird unten noch zu behandeln sein.78 

Bestehe keine Freiwillige Feuerwehr könnte gem § 4 Abs 3 NÖ FG 2015 die Besorgung 

dadurch erreicht werden, indem eine Vereinbarung mit der Feuerwehr der 

Nachbargemeinde getroffen wird, wobei diese die Aufgaben für die ersuchende 

Gemeinde übernimmt. Notwendig hierfür sind Vereinbarungen der jeweiligen 

Feuerwehren und die Zustimmung der jeweiligen Gemeinderatsgremien. Hierfür ist 

zusätzlich der NÖLFV anzuhören und die Vereinbarung ordentlich kundzumachen  

gem Art 116b B-VG. Eine solche Übertragung der Aufgaben lässt der Gesetzgeber 

vernünftigerweise auch dann zu, wenn dies aus einsatztaktischen Gründen notwendig 

erscheint. Weiters besteht die Möglichkeit gem § 4 Abs 2 NÖ FG 2015, dass die 

Gemeinde auf eine vorhandene Betriebsfeuerwehr zurückgreifen kann, sofern dies mit 

der Geschäftsführung des Betriebes vereinbart wird. Die Besorgung der Aufgaben durch 

eine BF ist gem § 46 Abs 1 NÖ FG 2015 subsidiär, wenn es der Gemeinde unmöglich 

ist, sich einer Freiwilligen Feuerwehr zu bedienen. Dass in NÖ keine BF besteht, ist auf 

 

 

74 Vgl Zeleny, Feuerwehr 82. 
75 Vgl MB zu NÖ FG 2015 6. 
76 Vgl Festl, Recht 37. 
77 Vgl Zeleny, Feuerwehr 72. 
78 Siehe unten II.D.2.). 
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den Grund zurückzuführen, dass bis dato kein Bedarf besteht, weil bis auf acht 

Gemeinden in NÖ jede ihre eigene Freiwillige Feuerwehr hat. In diesen acht Gemeinden 

wurde von der Übertragung der Aufgaben an die Nachbargemeinde Gebrauch 

gemacht.79 

Mit Stand vom 11.02.2021 bestehen in NÖ 1.709 Feuerwehren mit rund 99.600 

Mitgliedern. Davon sind 1.622 Freiwillige Feuerwehren und 87 BTF.80 

Der Gemeinderat hat gem § 4 Abs 4 NÖ FG 2015 die Feuerwehren zu bezeichnen und 

ihren örtlichen und sachlichen Einsatzbereiches innerhalb des Gemeindegebietes zur 

Erfüllung der örtlichen Feuer- und Gefahrenpolizei festzulegen. 

Der Bgm hat sich der Feuerwehr gem § 4 Abs 1 NÖ FG 2015 zur Besorgung der örtlichen 

Feuer- und Gefahrenpolizei zu bedienen. Die Feuerwehr hingegen hat 

gem § 35 Abs 1 NÖ FG 2015 die Pflicht ohne besondere Anforderung des Bgm innerhalb 

des festgelegten Wirkungsbereiches tätig zu werden. § 35 Abs 2 NÖ FG 2015 regelt die 

Hilfeleistungspflicht, indem Feuerwehren auch außerhalb ihres eigenen 

Gemeindegebietes über Anforderung einer anderen Gemeinde oder des örtlich 

zuständigen EL einer anderen Feuerwehr Hilfe zu leisten haben. 

Hierbei tritt die Feuerwehr im Rahmen der Hoheitsverwaltung auf. Ihr Handeln ist im 

Zuge der Aufgaben nach stRsp dem Staat zuzurechnen.81 

Die ganze staatliche Verwaltung, als eine der drei Gewalten neben Judikative und 

Legislative, werden hauptsächlich durch Behörden vollzogen. Behörden sind Organe, 

die zur Erfüllung ihrer Aufgaben mit Hoheitsgewalt ausgestattet sind, sofern dies vom 

Gesetzgeber zugewiesen ist. Sie handeln mit „Imperium“. Gem § 4 NÖ FG 2015 ist zur 

Besorgung der örtlichen Feuer- und Gefahrenpolizei die Gemeinde als Behörde 

zuständig. Die Feuerwehr steht ihr als Hilfsorgan zur Verfügung. Das bedeutet, dass die 

Feuerwehr selbst weder Behörde noch selbstständiges Organ ist. Die Befugnis zur 

Befehlserteilung gegen Dritte wird von der Gemeinde an die Feuerwehr delegiert. 

Funktionell ist das Handeln der Feuerwehr im Rahmen ihrer gesetzlichen Aufgaben der 

Gemeinde zuzuordnen.82 

Keinesfalls falsch zu interpretieren ist die Tatsache, dass Gemeinden oftmals 

Verantwortlichkeiten haben und durch Missstände in ihrem Aufgabenbereich 

Notsituationen entstehen können, wobei sie sich von der Feuerwehr helfen lassen. Tritt 

dieser Fall ein, so könnte man meinen, die Feuerwehr kommt der Gemeinde bei 
 

 

79 Auskunft des NÖLFV vom 20.4.2021. 
80 Vgl NÖLFV, Die NÖ Feuerwehren - Zahlen, Daten, Fakten: 
https://www.noe122.at/feuerwehrwesen/organisation (abgerufen am 3.5.2021);  
Jährlich veröffentlichte Statistik des ÖBFV über das Feuerwehrwesen: 
https://www.bundesfeuerwehrverband.at/wp-content/uploads/2021/02/Statistik_2020.pdf (abgerufen am 
3.5.2021). 
81 OGH 26.11.1984, 1 Ob 24/84; 11.11.1987, 1 Ob 35/87; RS0049950; RS0050130. 
82 Vgl Keplinger, Befugnisse der Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes14 (2021) 19. 
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ausgelöster Not zur Hilfe, um deren privatrechtliche Haftung zu minimieren.83 Die 

Feuerwehr wäre auch hierbei ausschließlich nur zur Hilfeleistung in ihrem gesetzlichen 

Wirkungsbereich verpflichtet und trägt nichts dazu bei, wie hoch das Verschulden der 

Behörden bei Pflichtverletzung anzurechnen sei.84 

Die weiteren Aufgaben der Feuerwehr werden nicht unmittelbar als Hilfsorgan der 

Gemeinde wahrgenommen. Der gesetzliche Wirkungsbereich als Hilfsorgan der 

Gemeinde ist beschränkt auf die Feuer- und Gefahrenpolizei. Darüber hinausreichende 

Aufgaben sind nicht vom Wirkungsbereich der Gemeinde erfasst.85 Auf diese im Rahmen 

der Privatwirtschaftsverwaltung erfolgten Tätigkeiten wird noch näher einzugehen sein. 

II.D.) Thematisierung der Grundrechtseingriffe 

II.D.1.) Vorbemerkungen 

Die Grundrechtslehre wird im Rahmen dieser Arbeit auf jene Themen reduziert, für 

welche eine häufige Konnexität mit der Feuerwehr bei deren Einsätzen besteht und 

daher mit diesen vermehrt konfrontiert werden. Hierzu werden die in Frage kommenden 

Grundrechte auf die Anwendbarkeit und Auswirkungen eines Einsatzes abstrahiert. 

Gleichfalls werden jene Grundrechte erörtert, denen eine besondere Schutzpflicht einher 

geht, und daher der Gesetzgeber die notwendigen Voraussetzungen erstellen muss. In 

einem ersten Schritt muss untersucht werden, wie spezifisch die in Frage kommenden 

Grundrechte anwendbar sind. Zum zweiten, ob die einfachgesetzlichen Regelungen, vor 

allem das NÖ FG 2015, den Eingriffsvorbehalten entsprechen. Die Ausgestaltung der 

konkreten Eingriffsbefugnisse wird in Kapitel III bearbeitet und dabei mit den 

Grundrechten abgewogen. 

Grundrechte existieren ihrem Wesen nach primär, um die Rechtsunterworfenen von der 

Überlegenheit des Staates zu schützen. Nach der Statuslehre von Jelinek wird dieses 

Recht auf staatliches Unterlassen als „status negativus“ bezeichnet.86 Rechtsquellen 

dazu enthält das B-VG, StGG87, MRK88 und deren Zusatzprotokolle. 

Aus der MRK können sich Verpflichtungen zu gesetzlichen Regelungen zum Schutz der 

Grundrechte ergeben. Die Staaten haben dies mit gesetzlichen Maßnahmen 

sicherzustellen. 

 

 

83 Vgl Leitl-Staudinger, Haftung 14. 
84 OGH 25.9.2001, 1 Ob 227/01s; 29.1.2002, 1 Ob 285/01w; 29.4.2007, 7 OB 66/02k. 
85 VwGH 23.4.2010, 2008/02/0416.  
86 Vgl Hengstschläger/Leeb, Grundrechte3 (2019) Rz 1/27. 
87 Staatsgrundgesetz vom 21. December 1867, über die allgemeinen Rechte der Staatsbürger für die im 
Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder RGBl Nr 142/1867 idF BGBl 684/1988. 
88 KONVENTION ZUM SCHUTZE DER MENSCHENRECHTE UND GRUNDFREIHEITEN BGBl 210/1958 
idF BGBl III 139/2018. 
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Der Staat ist gem Art 1 MRK in all seinen Erscheinungsformen an die Beachtung der 

Grundrechte gebunden. Das gilt für die Legislative, Judikative und Exekutive. Die 

höheren Behörden des Staates sind für das Verhalten ihrer Untergeordneten 

verantwortlich.89 

Grundrechtsträger können sowohl natürliche als auch juristische Personen sein.90 Im 

Folgenden wird dies nicht näher differenziert. Zum einen binden sie den Staat diese 

garantierten Rechte zu wahren und zu respektieren, zum anderen kommen in einigen 

Bereichen den Staat auch Handlungspflichten zu. Weiters herrscht bei einigen 

Grundrechten eine sog Drittwirkung. Hierbei haben die Rechtsunterworfenen unter sich 

die Grundrechte der anderen ebenfalls zu respektieren.91 

Steht ein Grundrecht unter Gesetzesvorbehalt, so sind Eingriffe erst dadurch zulässig, 

dass der Gesetzgeber die notwendigen Gesetze erlässt und den Rahmen der 

Schutzbereiche92 nicht überschreitet. Er muss sich innerhalb des Vorbehaltes bewegen. 

Die Vorbehalte sind auf verschiedenste Weise ausgestaltet. Die zu erörternden 

Grundrechte stehen meist unter Gesetzesvorbehalt. Es wird zwischen materiellen und 

formellen Eingriffsvorbehalt unterschieden. Materieller Eingriffsvorbehalt bedeutet, dass 

Eingriffe nur zulässig sind, wenn sie gesetzlich konkretisiert sind, ein legitimes Ziel zur 

Wahrung des öffentlichen Interesses verfolgen und adäquat sind.93 

Bei formellen Eingriffsvorbehalten handelt es sich um jene, die an keine inhaltlichen 

Voraussetzung gebunden sind, sondern bloß die Gesetzesform vorsehen. Der VfGH hat 

sich hierbei bei Eingriffen in Schutzbereiche von Grundrechten mit formellen 

Eingriffsvorbehalt an die Rsp des EGMR angenähert und führt den Grundsatz der 

Verhältnismäßigkeit bei Eingriffen als Voraussetzung an.94 Verhältnismäßigkeit ist 

gegeben, wenn ein legitimes Ziel verfolgt wird, das durch geeignete und gebotene Mittel 

erreicht werden kann. Abschließend muss der Eingriff das Verhältnis von Gewicht der 

ihn rechtfertigenden Gründe und den entsprechenden Auswirkungen wahren. 

Bei manchen Grundrechten besteht kein Vorbehalt. Dies führt dazu, dass 

Grundrechtseingriffe absolut unzulässig sind. Dennoch sind vorbehaltslose Grundrechte 

nicht schrankenlos garantiert. Diese unterliegen dem sog immanenten 

Grundrechtsschranken. Hierbei dürfen keine intentionale Eingriffe vorgenommen 

werden, können sich aber aus Reflex anderer Eingriffe ergeben.95 

 

 

89 Vgl Frowein in Frowein/Peukert, Europäische MenschenRechtsKonvention. EMRK-Kommentar4 (2019) 
Art 1 Rz 9.  
90 Vgl Hengstschläger/Leeb, Grundrechte Rz 1/45. 
91 Zur Drittwirkung vgl Hengstschläger/Leeb, Grundrechte Rz 1/73. 
92 Vgl Berka/Binder/Kneihs, Die Grundrechte - Grund- und Menschenrechte in Österreich2 (2019) 175. 
93 Vgl Hengstschläger/Leeb, Grundrechte Rz 1/50; Berka/Binder/Kneihs, Grundrechte 184. 
94 Vgl Hengstschläger/Leeb, Grundrechte Rz 1/52. 
95 Vgl Hengstschläger/Leeb, Grundrechte Rz 1/61. 
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Ebenfalls ist die gesamte staatliche Vollziehung an die Grundrechte gebunden. 

Konkretes staatliches Handeln ist nur dann auf grundrechtlicher Ebene zulässig, wenn 

es auf einer verfassungsgemäßen Rechtsgrundlage basiert. Die Vollziehung muss dem 

Legalitätsprinzip gem Art 18 B-VG entsprechen.96 Unzulässig ist gesetzloses Handeln, 

oder wenn das Gesetz denkunmöglich angewandt wird.97 

Folglich werden die Grundrechte dargestellt, welche die Feuerwehren ständig begleiten. 

II.D.2.) Recht auf Leben gem Art 2 MRK 

Art 2 Abs 1 MRK gewährt jedem Menschen sein Recht auf Leben. Dieses Grundrecht 

steht unter keinem Gesetzesvorbehalt. In Abs 2 sind einige Konstellationen vom 

Schutzbereich ausgeschlossen. Der Fall der Vollstreckung einer Todesstrafe ist im 

Hinblick auf Art 85 B-VG und Art 1 6. ZPMRK BGBl 138/1985 idF BGBl III 30/1998 sowie 

Art 1 13. ZPMRK BGBl III 22/2005 für Österreich bedeutungslos geworden.98 

Hauptsächlicher Schutzbereich ist eine tödliche Gewaltanwendung durch den Staat. Im 

Rahmen dieser Arbeit liegt der Fokus nicht darauf, was der Staat zu unterlassen hat, 

sondern was er zu unternehmen hat, um das Recht auf Leben zu wahren. Es bedarf 

daher einer Erörterung, ob dem Staat durch positive Maßnahmen Handlungspflichten 

zukommen, um das Recht auf Leben zu sichern, zu gewährleisten und ob die 

Vorkehrungen ausreichend sind. 

Gerade bei einem Feuerwehreinsatz im Notfall steht es außer Frage, dass die 

Einsatzkräfte mit dem Grundrecht auf Leben in Berührung kommen. Hierbei aber 

naturgemäß nicht in der Form, in das Grundrecht einzugreifen, sondern viel eher, um es 

zu wahren. Schon aus der Gelöbnisformel, worauf jedes neue aufgenommene  

Feuerwehr-Mitglied zu schwören hat, ergibt sich, dass es gerade die Einsatzkräfte sind, 

die im Notfall Leben zu retten haben.99 

In L herrscht Einigkeit, dass sich aus Art 2 Abs 1 MRK positive Schutzpflichten für die 

Gesetzgebung und Vollziehung zur effektiven Sicherung des Lebens ergeben.100 Das 

ergibt bereits der Wortlaut von Art 2 Abs 1 MRK: „[…] das Leben wird gesetzlich 

geschützt.“ Dies ist nicht bloß auf Beeinträchtigung von dritten Personen begrenzt, 

sondern nach der Rsp auch für Situationen, die aus der Natur oder Sacheinwirkungen 

 

 

96 Siehe oben II.A.). 
97 Vgl Hengstschläger/Leeb, Grundrechte Rz 1/65. 
98 Vgl Grabenwarter/Frank, B-VG Art 2 EMRK Rz 7. 
99 Die Gelöbnisformel lautet gem § 17 Abs 2 NÖ FO: „Ich gelobe, meinen Dienst als Freiwilliges 
Feuerwehrmitglied stets gewissenhaft zu erfüllen, meinen Vorgesetzten gehorsam zu sein, Disziplin zu 
halten und wenn notwendig auch mein Leben einzusetzen, um meinen Mitmenschen zu helfen. Gott zur 
Ehr´, dem Nächsten zur Wehr.“ 
100 Vgl Berka/Binder/Kneihs, Grundrechte 285; Frowein, Menschenrechtskonvention Art 2 Rz 7; 
Grabenwarter/Frank, B-VG Art 2 EMRK Rz 12 f; Muzak, Das österreichische Bundes-Verfassungsrecht. B-
VG - F-VG – Grundrechte – Verfassungsgerichtsbarkeit – Verwaltungsgerichtsbarkeit6 Art 2 MRK Rz 3 f 
(Stand 1.10.2020, rdb.at);  
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entstammen und eine Gefahr für Leben begründen. Den Staat trifft somit eine Pflicht zur 

Gefahrenabwehr.101 

Im Schutzbereich ist nicht bloß das menschliche Leben, also die Verhinderung des 

Todes enthalten, sondern auch ein entsprechender Schutz der Gesundheit. Einer 

Differenzierung zwischen lebensgefährdenden und "bloß" gesundheitsgefährdenden 

Situationen kommt dabei keine besondere Bedeutung zu. Adressat dieser Pflicht ist die 

Gesetzgebung, welche die Grundlagen für die Vollziehung schaffen muss. Eine weitere 

Grenze findet sich darin, dass der VfGH nur angerufen werden kann, wenn eine 

entsprechende Norm rechtswidrig wäre, nicht jedoch, wer sich in seinem Recht auf 

Leben verletzt sieht, weil ein eventueller Lebenssachverhalt nicht abgesichert zu sein 

scheint und eine Gesetzeserlassung für effektiven Schutz anstrebt. Dazu ist der VfGH 

gerade nicht legitimiert.102 Es wird an der Prozessvoraussetzung der Aktualität und 

Unmittelbarkeit fehlen.103 

In den Entscheidungen des EGMR104 hat dieser die Handlungspflichten eines Staates 

abermals bestätigt. Um diese Pflichten nicht ins uferlose ausweiten zu lassen hat der 

EGMR Grenzen gezogen. Entscheidende Voraussetzungen für eine staatliche 

Handlungspflicht sind demnach die Erkennbarkeit der Gefährdung, der Ursprung der 

Bedrohung sowie die faktischen Abwehrmöglichkeiten. Dabei kommt dem Staat ein 

gewisser Ermessenspielraum zu, inwiefern er tätig wird.105 Wenn die Voraussetzungen 

jedoch gegeben sind, so muss der Staat alles in seiner Macht stehende unternehmen, 

um dem Grundrecht auf Leben gerecht zu werden.106 

In der österreichischen Rechtsordnung ist dies auf vielerlei Kompetenzen zersplittert.107 

Für das Feuerwehrwesen greift die Generalklausel des Art 15 B-VG, wodurch die Länder 

ihre Kompetenz wahrzunehmen und entsprechende Gesetze zu erlassen haben. 

Einfachgesetzlich wurde in NÖ dazu das NÖ FG 2015 StF LGBl 85/2015 erlassen. Aus 

dem Gesetzeswortlaut ist die selbst auferlegte staatliche Pflicht zum positiven Handeln 

zu erkennen. So hat jede Gemeinde eine den Anforderungen entsprechende Feuerwehr 

 

 

101 Kieber, Staatliche Verpflichtungen im Zusammenhang mit tödlichem Verkehrsunfall durch umstürzenden 
Baum, zu EGMR 24.3.2020, 78.643/11 (Vierte Kammer), NLMR 2020/2, 94 (93); Manz, EuGH versteht unter 
Art 2 EMRK auch, dass der Staat für seine Unterstehenden geeignete Schritte setzen muss, um bei 
Atomwaffentests die Bevölkerung ausreichend zu schützen, zu EGMR 9.6.1998, 10/1997/794/995 – 996, 
ÖJZ 1999/9 Z 68 (355); OGH 5.11.2008, 7 Ob 110/08i: Bund trifft Pflicht Fliegerbomben aus dem zweiten 
Weltkrieg zu lokalisieren und zu entschärfen. Ihn trifft die Pflicht zur Gefahrenabwehr. 
Anders OGH 24.6.2005, 1 Ob 285/04z und 16.5.2006, 1 Ob 63/06f, RS0120113: Staat trifft keine Pflicht 
Vorkehrungen für ein Hochwasser zu schaffen, das statistisch betrachtet nur einmal in 1000 Jahren 
vorkommt. 
102 Vgl Öhlinger, Sind staatliche Organe überhaupt - und wenn ja: In welchem Umfang - zur Information der 
Bevölkerung über Unfallgefahren verpflichtet? ZVR 1995/9, 284 (282). 
103 Vgl Hauer, Gerichtsbarkeit des öffentlichen Rechts5 (2019) Rz 1092, 1097. 
104 EGMR 20.3.2008, 5343/02, 11673/02, 15339/02, 20058/02, 21166/02. 
105 Vgl Berka/Binder/Kneihs, Grundrechte 286. 
106 Vgl Wagner, Positive Verpflichtungen des Staates bei Naturkatastrophen, zu EGMR 20.3.2008, 
11673/02, 15339/02, 15343/02, 20058/02 und 21166/02, RdU 2008/4, 135 (131). 
107 Siehe oben II.B.6.). 
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zu installieren. Durchaus lässt sich argumentieren, dass nicht jeder erdenklich möglicher 

Lebenssachverhalt durch eine Feuerwehr abgedeckt ist. Aufgrund der historischen 

Entwicklung der Feuerwehren an sich und den aus Erfahrung gewonnenen 

Erkenntnissen lässt sich zweifelsfrei erkennen, dass diese Einsatzorganisation sehr breit 

aufgestellt ist und beinahe für alles erdenklich Mögliche zumindest Erstmaßnahmen 

setzen kann. Zusätzlich muss berücksichtigt werden, dass das Land NÖ in  

Art 4 Z 3 und Z 4 NÖ LV 1979 LGBl 0001-0 idF LGBl 34/2021 es sich zur Aufgabe gestellt 

hat, für das Wohl und die Gesundheit seiner Bürger bestmöglich zu sorgen. 

Im Laufe der Geschichte waren Gebiete immer wieder von schweren Bränden betroffen, 

wobei viele Menschen um ihr Leben kamen oder ihr Hab und Gut verloren. Diese Gefahr 

ständig vor Augen, haben sich schon seit mehr als 5.000 Jahren Menschen organisiert, 

um Brände bekämpfen zu können.108 

Erst im Laufe des 20. Jahrhunderts hat sich jenes Feuerwehrwesen entwickelt, wie es 

gegenwärtig besteht. Gefahr, ausgehend von Bränden, Unfällen und anderwärtige 

Fällen, ist auch heute ständiger Begleiter der modernen Gesellschaft. Dass es dazu 

Organisationen braucht, die diese Gefahr im Falle ihrer Realisierung beherrschen zu 

wissen, ist unbestritten. Gleichfalls bedarf es auch legitimierte Mittel, um tatsächlich 

handeln zu können. Als oberstes Gut eines jeden Einzelnen steht das Leben an sich. Ist 

dieses Gut durch Einwirkungen gefährdet, so ist es unabdingbar, dass den Rettern ein 

Handlungsspielraum zukommt, der es ihnen erlaubt, in andere Grundrechte 

einzugreifen. 

Folgt man dem EGMR, der, wie soeben erwähnt, Voraussetzungen für staatliche 

Schutzpflichten entwickelt hat, so ist die Erkennbarkeit der Gefährdung zweifelsfrei 

gegeben. Brände und Unfälle geschehen täglich, dies wird aufgrund der schnell 

voranschreitenden Modernisierung auch in Zukunft so bleiben. Der Ursprung der 

Bedrohung besteht schon alleinig aus dem gesellschaftlichen Leben. Jedes brennbare 

Material wäre demnach bereits eine Bedrohung, ebenso das Fahren mit einem 

Fahrzeug. Im Falle eines Brandes oder Unfalles haben alle Feuerwehren bisher gezeigt, 

dass sie Herr der Lage werden können. Faktische Abwehrmöglichkeiten zur 

Gefahrenabwehr sind keineswegs utopisch, sondern durch das effektive Eingreifen der 

Feuerwehren unbestritten bewiesen. Unbeachtet bleibt im Zuge dieser Arbeit, dass die 

Feuerwehren grundlegende Verpflichtungen im Rahmen des vorbeugenden 

Brandschutzes oder anderwärtige Gefahrenpräventionen treffen. Feuerwehren sind 

nicht bloß zur Gefahrenprävention installiert, vielmehr kommt den Feuerwehren die 

Aufgabe zu, dann zu handeln, wenn etwas geschehen ist. 

 

 

108 Vgl Bouzek, Brandschutz in der Antike, Prometheus, 1991/Juni, 7 (7). 



 
 

30 
 

Der Staat hat somit präventiv gehandelt, um im tatsächlichen Fall einer realisierten 

Gefahr, jedem Menschen sein Recht auf Leben zu sichern. Er minimiert durch viele 

gesetzliche Anordnungen Gefahren. Kommt es dennoch zu Unfällen oder Notständen, 

so ist die Feuerwehr zur Gefahrenbeseitigung installiert. Der Staat kommt somit in Bezug 

zur Hilfe im Notfall seiner Pflicht gem Art 2 MRK nach, das Leben seiner Bürger 

bestmöglichst zu schützen. 

II.D.3.) Recht auf Freiheit und Sicherheit gem Art 5 MRK und PersFrSchG, 

Recht auf Freizügigkeit gem Art 4 StGG und Art 2 4.ZPMRK 

Die Grundrechte auf persönliche Freiheit und Freizügigkeit werden in einem Unterkapitel 

zusammengefasst, da sie im Rahmen dieser Arbeit auf sehr ähnliche Aspekte abzielen. 

Geschützt wird gem Art 5 MRK und dem PersFrSchG109 die persönliche Freiheit. Freiheit 

iSd MRK wird hierbei konkretisiert als Freiheit des Menschen sich körperlich frei zu 

bewegen. Dementsprechend ist der grundlegendste Schutz die körperliche 

Bewegungsfreiheit und jener gegen willkürliche Verhaftungen sowie 

Freiheitsentziehungen.110 Der Begriff der Sicherheit hat daneben keine eigenständige 

Bedeutung, sondern ist nur im Zusammenhang mit dem Begriff der Freiheit zu verstehen. 

Es hat keine selbständige Bedeutung. Allenfalls kann darin ein Ansatzpunkt für positive 

Schutzpflichten des Staates gesehen werden.111 

Der Schutzbereich wird bei einer Beeinträchtigung in geringem Ausmaß aus 

Reflexwirkungen nicht eröffnet. Der VfGH hat mehrmals bekräftigt, dass behördliches 

Handeln auf die Beschränkung der persönlichen Freiheit abzielen muss, nicht jedoch, 

wenn die Beschränkung Aufgrund von anderwärtigen gerechtfertigten Handeln (sog 

sekundärer Freiheitsentziehung) stammt.112 Ebenso der EGMR wo ein zeitlich und örtlich 

begrenztes Ausgangsverbot nicht als Freiheitsentziehung bewertet wurde.113 

Feuerwehreinsätze zielen primär darauf ab, Unglücksfälle zu bereinigen. Wie sich noch 

zeigen wird, sind Einsatzstellen abgegrenzte Bereiche, in denen Dritten der Zugang 

mittels legitimierter Befehls- und Zwangsgewalt verwehrt werden kann. Ebenso können 

Unbeteiligte aus der unmittelbaren Umgebung weggewiesen werden. Diese 

Handlungsbefugnis ist hierbei aber keinesfalls auf den Entzug der persönlichen Freiheit 

gerichtet, sondern resultiert aus Reflex. Daher wird bei den eingeräumten Rechten nicht 

in das Recht auf Freiheit gem Art 5 MRK und PersFrSchG eingegriffen. 

 

 

109 PersFrSchG BGBl 684/1988 idF BGBl I 2/2008. 
110 Vgl Frowein, Menschenrechtskonvention Art 5 Rz 4. 
111 Vgl Grabenwarter/Frank, B-VG Art 1 PersFrBVG Rz 5. 
112 Vgl Bezemek, Grundrechte in der Rechtsprechung der Höchstgerichte2 (2021) § 10 Rz 4; 
Hengstschläger/Leeb, Grundrechte Rz 5/3; VfSlg 13.063/1992, 15.465/1999, 17.340/2004. 
113 EGMR 10.7.1976, B 6870/74. 
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Das Recht auf Freizügigkeit gem Art 4 StGG und Art 2 4.ZPMRK114. garantiert jeder 

Person sich innerhalb des Staatsgebietes frei an jedem beliebigen Ort bewegen oder 

sich aufhalten zu dürfen, sofern nicht in andere Grundrechte dadurch eingegriffen wird. 

Dies auch dann, wenn entgegen dem Wortlaut gem Art 4 StGG das Grundrecht keiner 

Beschränkung unterliegt. Es ist somit kein absolut gewährleistets.115 

Art 2 Abs 3 und Abs 4 4.ZPMRK sehen einen materiellen Gesetzesvorbehalt zum Recht 

auf Freizügigkeit der Person vor. Eine Einschränkung ist demnach zulässig, wenn sie 

gesetzlich vorgesehen und in einer demokratischen Gesellschaft im Interesse der 

nationalen oder der öffentlichen Sicherheit, der Aufrechterhaltung des „ordre public“, der 

Verhütung von Straftaten, des Schutzes der Gesundheit oder der Moral oder des 

Schutzes der Rechte und Freiheiten anderer notwendig sind. Die Verhältnismäßigkeit ist 

zusätzlich zu wahren. 

Der VfGH erkennt in stRsp, dass der Schutz des Art 4 StGG kein schrankenloser ist. Die 

Schranken liegen in der gesamten Rechtsordnung. Daraus ergibt sich, dass Art 4 StGG 

von vornherein nur eine Freizügigkeit im Rahmen der Rechtsordnung garantiert. Daher 

unterliegt es einem allgemeinem Gesetzesvorbehalt.116 Unsachliche, durch öffentliche 

Rücksicht nicht gebotene Eingriffe werden durch das Gleichheitsgebot verhindert.117 

Eingriffe müssen daher dem Verhältnismäßigkeitsprinzip und dem allgemeinen 

Sachlichkeitsgebot des Gleichheitsgrundsatzes entsprechen. Dies ist dann gegeben, 

wenn ein Eingriff notwendig, sachlich gerechtfertigt, geeignet und adäquat ist.118 Sind 

die Voraussetzungen erfüllt, darf der Staat Personen hindern bestimmte Orte oder 

räumlich abgegrenzte Gebiete nicht zu betreten oder diese zu verlassen. 

Beinahe bei jedem Feuerwehreinsatz herrscht ein bestimmtes Risiko ausgehend von 

Einwirkungen aus dritter Seite weitere Gefahren zu begründen. Um die Gefahren für die 

Einsatzkräfte und Dritte zu reduzieren, wird die Einsatzstelle sichtbar abgegrenzt. 

Oftmals gelangen die Betroffenen in äußerst unangenehme Situationen, die einen 

schädigenden Einblick in ihre Privatsphäre ermöglichen oder sie bloßstellen. Aus 

Praxiserfahrung zeigt sich vielmals, dass das Phänomen „Schaulustige“ den 

angestrebten Einsatzerfolg behindert.119 Die Gründe, weshalb eine bestimmte Örtlichkeit 

abgesperrt werden muss, sind vielseitig. 

 

 

114 4.ZPMRK BGBl 434/1969 idF BGBl III 30/1998. 
115 Vgl Hengstschläger/Leeb, Grundrechte Rz 6/4. 
116 Vgl Berka/Binder/Kneihs, Grundrechte 351. 
117 VfSlg 7686/1975, 8373/1978, 13.097/1992. 
118 Vgl Hengstschläger/Leeb, Grundrechte Rz 7/21. 
119 Vgl NÖLFV, BrandAus 2012/7,8 50; Pressesprecher des NÖLFV Resperger vom 23.11.2017, 
https://noe.orf.at/v2/news/stories/2880096/ (abgerufen am 3.5.2021); ÖBFV vom 16.2.2018, 
https://www.bundesfeuerwehrverband.at/2018/02/16/schaulustige-und-die-feuerwehr/ (abgerufen am 
3.5.2021). 
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Ist eine Absperrung notwendig, so ist dem zuerst einer sachlichen Prüfung zu 

unterstellen. Gelangt der Verantwortliche zur Erkenntnis, dass sie notwendig ist, so ist 

die Feuerwehr, auch mit Mithilfe der Sicherheitsbehörden durch AuvBZ, befugt, in das 

Grundrecht auf Freizügigkeit einzugreifen. Der Eingriff scheint durchaus legitimiert, da 

es gegeben erscheint, weitere Gefahren abzuwehren und die Rechte anderer zu 

schützen. 

II.D.4.) Verbot der Sklaverei und der Zwangsarbeit gem Art 4 MRK 

Art 4 Abs 1 MRK normiert, dass niemand in Sklaverei oder Leibeigenschaft gehalten 

werden dürfe. Sklaverei bzw Leibeigenschaft iSd Art 4 Abs 1 MRK ist nicht definiert, 

jedoch werden darunter Umstände verstanden, die völlige Untertanenschaft begründen 

und daher das Selbstbestimmungsrecht entfällt oder einen Zustand oder die Stellung 

einer Person bezeichnen, an der die mit dem Eigentumsrecht verbundenen Befugnisse 

oder einzelne davon ausgeübt werden.120 Für die folgenden Erörterungen ist dies nicht 

weiter zu beachten. 

Art 4 Abs 2 MRK normiert, dass niemand zur Zwangs- oder Pflichtarbeit gezwungen 

werden darf. Wobei gem Art 4 Abs 3 lit c MRK Dienstleistungen im Falle von Notständen 

und Katastrophen, die das Leben oder Wohl der Gemeinschaft bedrohen, und gem  

Art 4 Abs 3 lit d MRK jede Arbeit oder Dienstleistung, die zu den normalen 

Bürgerpflichten gehören, gerade keine Zwangs- oder Pflichtarbeit entsprechend dem  

Art 4 MRK sind. 

Es muss nun untersucht werden, ob eine Verpflichtung für Dritte durch hoheitlichen 

Befehl der Feuerwehr einen Eingriff in das Verbot der Zwangsarbeit darstellt. 

Das Grundrecht auf Verbot der Sklaverei und der Zwangsarbeit ist ein Freiheitsrecht und 

schützt die dem Staat unterstellen vor solchen Eingriffen. Weiters ist dieses Grundrecht 

ein absolut gewährleistetes, daher ist jeglicher Eingriff, ausgenommen der immanenten 

Schranken, unzulässig. Aufgrund dieses strengen vorbehaltslosen Charakters121 sind 

schon aus dem Wortlaut der Bestimmung Ausnahmen aufgezählt die gerade nicht als 

Grundrechtsverletzungen gelten und den sachlichen Schutzbereich beschränken.122 

Da § 26 NÖ FG 2015 eine Pflicht an Jedermann erteilt den Anordnungen der 

Einsatzkräfte Folge zu leisten und gem § 27 NÖ FG 2015 jeder seine Arbeitskraft für die 

erforderlichen Hilfsmaßnahmen zur Verfügung zu stellen hat muss untersucht werden, 

ob diese Verpflichtungen den Ausnahmetatbestanden des Art 4 Abs 3 MRK angehören. 

Wie oben bereits angeführt, sind Feuerwehren im Einsatz als Hilfsorgane der Gemeinde 

hoheitlich tätig. Daher ist ihr Handeln dem Staat zuzurechnen. 
 

 

120 Vgl Grabenwarter/Pabel, Europäische Menschenrechtskonvention - Ein Studienbuch7 (2021) 233 Rz 91. 
121 Vgl Berka/Binder/Kneihs, Grundrechte 313 f. 
122 Vgl Grabenwarter/Frank, B-VG Art 4 EMRK Rz 4. 
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Die Zwangs- oder Pflichtarbeit umfasst jede nichtfreiwillige Verpflichtung zu einer 

höchstpersönlichen Dienstleistung, gleichgültig, ob es sich um körperliche oder geistige 

Arbeit handelt.123 Zweite Voraussetzung ist, dass die Arbeit ungerecht unterdrückend 

oder mit vermeidbaren Härten verbunden sind. Entscheidend ist dabei die Dauer der 

Arbeit.124 

In Notstandsfällen ist jede Dienstleistung, welche die Gefahr von Leben oder 

Gemeinschaftswohl mindert, ex lege als Ausnahmetatbestand angeführt. In solch Fällen 

kann der Staat den Bürgern Notstandspflichten auferlegen und zu bestimmten Diensten 

verpflichten. Hierbei genügt ein lokal begrenzter Notstand.125 

Die Verpflichtungen aus dem NÖ FG 2015 sind dem Wortlaut nach und der objektiven 

Zugänglichkeit als nichtfreiwillige Verpflichtungen höchstpersönlichen Charakters 

anzusehen. Sie gelten hierbei nicht als Zwangs- oder Pflichtarbeit iSd Art 4 Abs 2 MRK, 

weil sie vom Ausnahmetatbestand des Art 4 Abs 3 lit c MRK erfasst sind. Nicht zulässig 

ist eine Ausdehnung dieser Pflicht auf Tätigkeiten außerhalb des gesetzlich definierten 

Aufgabenbereichs der Feuerwehr.126 

Voraussetzung dafür ist ein Notstand, was bei einem Feuerwehreinsatz angenommen 

werden kann, und die Verhältnismäßigkeit gegeben ist. Diese ist vorhanden, wenn die 

Auferlegung einer solchen Pflicht im Verhältnis zum erwartenden Erfolg steht und die 

Dauer der Inanspruchnahme sowohl vertretbar und vorhersehbar ist. Weiters muss sie 

dafür geeignet und notwendig sein. Entscheidend ist ferner, dass sie von einer dazu 

berechtigten Person erteilt wird. 

II.D.5.) Recht auf Achtung des Privat- und Familienlebens gem Art 8 MRK und 

Art 9 StGG iVm HausrechtsG sowie Recht auf Datenschutz  

gem § 1 DSG 

Die Grundrechte auf Achtung des Privat- und Familienlebens 

gem Art 8 MRK und Art 9 StGG iVm HausrechtsG127 sowie Recht auf Datenschutz 

gem § 1 DSG128  werden ebenfalls zugleich behandelt, weil die Auswirkungen eines 

Feuerwehreinsatzes im Grunde nach zur gleichen Beeinträchtigung führen. 

Art 9 StGG iVm HausrechtsG schützt den persönlichen Lebensraum der 

Rechtsunterworfenen. Dadurch sollen die persönliche Würde und die Unabhängigkeit 

vor verletzenden Eingriffen in den intimsten Lebenskreis gewahrt werden. Der intimste 

Lebenskreis wird hier als Räumlichkeit angesehen, wo Personen ihren gewöhnlichen 
 

 

123 Vgl Grabenwarter/Pabel, Menschenrechtskonvention 234 Rz 93. 
124 Vgl Frowein, Menschenrechtskonvention Art 4 Rz 6. 
125 Vgl Grabenwarter/Pabel, Menschenrechtskonvention 237 Rz 98; Frowein, Menschenrechtskonvention 
Art 4 Rz 3. 
126 Vgl Festl, Recht 55. 
127 Gesetz vom 27. October 1862, zum Schutze des Hausrechtes RGBl 88/1862 idF BGBl 422/1974. 
128 Datenschutzgesetz BGBl I 165/1999 idF BGBl I 14/2019. 
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Aufenthalt verbringen. Jedoch schützt Art 9 StGG nach stRsp des VfGH nur vor 

Hausdurchsuchungen iSd HausrechtsG und folglich vor keiner sonstigen 

Beeinträchtigung. Charakteristisch für Hausdurchsuchungen sind das Suchen nach 

einer Person oder Gegenständen mit strafrechtlichem Bezug oder als Instrument der 

polizeilichen oder finanziellen Aufsicht.129 

Der VfGH beurteilt das Eindringen in eine Wohnung, um Gefahren für Personen oder 

Sachen abzuwehren nicht als Hausdurchsuchung.130 Eine Hausdurchsuchung in diesem 

Sinne ist bei einem Feuerwehreinsatz daher nicht gegeben. 

Bei anderwärtiger Beeinträchtigung ist Art 8 MRK anzuwenden, denn der Schutzbereich 

dieses Grundrechts reicht weiter als jener des Art 9 StGG iVm HausrechtsG. Hierbei ist 

unabhängig davon zu beurteilen, aus welchem Grund in das Hausrecht eingegriffen wird. 

Jegliches Eindringen wird als Eingriff gewertet.131 

Art 8 MRK steht unter materiellen Gesetzesvorbehalt. Demnach darf gem Abs 2 unter 

anderem nur dann zulässig eingegriffen werden, wenn es zum Schutz der Gesundheit 

oder zum Schutz der Rechte anderer notwendig und adäquat ist.132 Dem Schutz der 

Gesundheit gem Art 8 Abs 2 MRK kann ein Schutz des Lebens in diesem Sinne 

gleichgehalten werden. 

Weiters umfasst Art 8 MRK einen umfassenden allgemeinen Anspruch auf Wahrung der 

Privatsphäre. Geschützt wird ua die Selbstbestimmung über die individuelle 

Lebensführung und auch, dass andere davon gegen den Willen des Betroffenen davon 

Kenntnis erlangen.133 

Eine gewisse Schutzpflicht des Staates für die Einhaltung der Privatsphäre gegen Dritte 

ist dem Grundrecht immanent.134 

Unter materiellen Eingriffsvorbehalt stehend, sind Beeinträchtigung zulässig, wenn es 

wiederum zum Schutz der Gesundheit oder zum Schutz der Rechte anderer notwendig 

und adäquat ist. Eine behördliche Maßnahme, die für den Schutz eines bestimmten 

Rechtsgutes erfolgte, ist gerechtfertigt, wenn sie diesem Eingriffsvorbehalt entspricht.135 

Weiters ist das Grundrecht auf Datenschutz gem § 1 DSG von Bedeutung. Es gewährt 

ua Anspruch auf Geheimhaltung personenbezogener Daten. Als personenbezogene 

Daten gelten Informationen über eine Person. Eingriffe sind ex lege nur zur Wahrung 

 

 

129 Vgl Hengstschläger/Leeb, Grundrechte Rz 14/4. 
130 VfSlg 8928/1980. 
131 VfSlg 14.864/1997. 
132 Vgl Hengstschläger/Leeb, Grundrechte Rz 14/12. 
133 Vgl Hengstschläger/Leeb, Grundrechte Rz 12/3; Berka/Binder/Kneihs, Grundrechte 359; 
VfSlg 12.689/1991. 
134 Vgl Manz, zu EGMR 24.6.2004, ÖJZ 2005/15, Rz 57 (588); Frowein, Menschenrechtskonvention Art 8 
Rz 9; Bezemek, Grundrechte § 11 Rz 17. 
135 Vgl Berka/Binder/Kneihs, Grundrechte 380. 
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überwiegender berechtigter Interessen eines anderen zulässig. Für Behörden müssen 

zusätzlich die Voraussetzungen des Art 8 Abs 2 MRK gegeben sein.136 

Es ist nun zu erörtern wie die angeführten Grundrechte bei einem Feuerwehreinsatz 

betroffen sind. Basis eines jeden Feuerwehreinsatz ist eine Notstandssituation. Dies wird 

unten noch genauer untersucht. Abstrakt betrachtet handelt es sich um die Abwehr von 

Gefahren oder das Zuhilfekommen einer in Not geratenen Person. 

Hierbei sind viele Varianten denkbar. Ist zB ein Brand in einer Wohnung ausgebrochen, 

so ist es unabdingbar, dass sich die Einsatzkräfte Zutritt zum unmittelbaren Geschehen 

verschaffen und in Bereiche vordringen müssen, welche die Betroffenen unter keinen 

anderen Umständen zulassen würden. Dies ermöglicht den Einsatzkräften einen, wenn 

auch unbeabsichtigten, Blick in die unmittelbare Privatsphäre der betroffenen Personen. 

Ebenfalls kann es uU notwendig sein, dass angrenzende Bewohner unverzüglich ihr 

Haus verlassen müssen, um weitere Gefahren zu entschärfen. Geschieht dies bei Nacht, 

so sind sie meistens bloß mit dem allernötigsten bekleidet. Bei einem Verkehrsunfall ist 

es für lebenserhaltende Sofortmaßnahmen oft notwendig die Verunfallten zu entkleiden, 

wodurch sie sich zwangsweise nackt in einer fremden Umgebung mit fremden Personen 

befinden. Geraten zusätzlich noch „Schaulustige“ hinzu, so muss die Feuerwehr mit 

ihren zur Verfügung stehenden Mitteln für einen angemessen Sichtschutz der 

Verunfallten sorgen, um die Bloßstellung der Verunfallten zu vermeiden. Oder, an einer 

vielbefahrenen Kreuzung ereignet sich ein scheinbar harmloser Verkehrsunfall, in 

dessen Folge ein Ampelmast umzustürzen droht. Für jeden vorbeifahrenden Autolenker 

ist sofort das KFZ-Kennzeichen sichtbar und der Fahrer anhand seines Fahrzeuges 

leicht zu identifizieren. Im Laufe des Einsatzes erteilt der EL den Befehl, die KFZ-

Kennzeichen abzumontieren und das Auto aus dem Sichtbereich zu bringen. 

Die Feuerwehren wahren hierbei die Privatsphäre der Betroffenen, so gut es ihnen 

möglich ist. Zum einem ist das bereits auf die moralische Pflicht, die Betroffenen in 

Schutz zu nehmen ableitbar, zum anderen kann das aus der einfachgesetzlichen 

Bestimmung des NÖ FG 2015 abgeleitet werden. Denn gem § 28 Abs 1 NÖ FG 2015, 

sind auch die Sicherheitsbehörden berufen, die Privatsphäre der Betroffen bestmöglichst 

zu schützen.137 

Ferner werden Feuerwehren zur Assistenz für die Sicherheitsbehörden gerufen, wenn 

aus nachvollziehbaren Gründen vermutet wird, dass hinter verschlossenen Bereichen 

ein Unfall geschehen sei. Auch dazu ist es notwendig in intimste Lebensbereiche 

einzudringen. 

 

 

136 Vgl Hengstschläger/Leeb, Grundrechte Rz 13/5; Berka/Binder/Kneihs, Grundrechte 402 f. 
137 Für weitere Ausführungen dazu siehe unten III.F.1.). 
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Feuerwehrmitglieder sind gem § 40 Abs 7 NÖ FG 2015 zur Verschwiegenheit über 

erfahrene Tatsachen von Betroffenen während eines Einsatz verpflichtet. 

Gerade diese Beispiele zeigen, inwiefern die Feuerwehren bei ihren Einsätzen in die 

unmittelbare Privatsphäre der Beteiligten eindringen müssen, um den Einsatz zielstrebig 

abwickeln zu können. Stellt man dem Nutzen dieser Tätigkeiten nun dem Grundrecht 

gegenüber, so ergibt sich klar, dass den Gesetzesvorbehalten entsprochen wird. Die 

Eingriffe sind notwendig, um anderwärtige Rechtsgüter zu wahren. Deutlich wird dies, 

wenn es der Betroffene selbst ist, der gerettet werden muss. Ohne Eindringen in die 

Privatsphäre wäre dies nicht möglich. Der Nutzen des Eingriffes überragt die 

Rechtsbeeinträchtigung eindeutig. Es kann somit unterschieden werden in 

Eingriffsrechte, welche in die Privatsphäre der Betroffenen tatsächlich eingreifen. Ohne 

die Erlaubnis, diese Sphäre zu beeinträchtigen, wären Einsätze nicht abwickelbar. Zum 

anderen in welche, die in die Rechtsphäre Dritter reichen, um die Privatsphäre der 

Betroffenen zu wahren, somit also eine Schutzpflicht abgeleitet wird. Das legitime Ziel, 

die höchst-intimste Sphäre eines Verunfallten zu wahren, rechtfertigt Eingriffe in Dritter. 

II.D.6.) Schutz des Eigentums gem Art 1 1.ZPMRK und Art 5 StGG 

Art 5 StGG und Art 1 1.ZPMRK138 garantieren den Schutz des Eigentums. Grundlegend 

werden hierbei jedoch nur Eingriffe von staatlicher Seite geschützt. Eine positive 

Schutzpflicht ist nur in geringem Maße anerkannt. ZB Durchsetzung von 

Räumungsurteilen.139 

Eine staatliche Pflicht das Eigentum materiell vor Beschädigung zu schützen ist aus den 

Grundrechten nicht ableitbar.140 

Hauptsächlicher Schutzbereich ist der Schutz vor Enteignungen. Dies trifft für einen 

Feuerwehreinsatz zweifelsfrei nicht zu. Weiters sind auch Eigentumsbeschränkungen 

innbegriffen. Hierzu zählen insbesondere alle anderen Eingriffe, die das Eigentumsrecht 

der Bürger beeinträchtigen. Auch Duldungspflichten sind darunter zu verstehen.141 

Dieses Grundrecht steht unter Gesetzesvorbehalt. Demnach sind Eingriffe  

gem Art 1 1.ZPMRK nur zulässig, wenn sie mit dem Allgemeininteresse übereinstimmen, 

sie durch gesetzlich vorgesehene Bestimmungen erfolgen und den allgemeinen 

Grundsätzen des Völkerrechts entsprechen. Letztlich muss auch das 

Verhältnismäßigkeitsgebot gewahrt sein.142 

 

 

138 1.ZPMRK BGBl 210/1958 idF BGBl III 139/2018. 
139 EGMR 21. 1. 2010, 13829/03. 
140 Vgl Peukert in: Frowein/Peukert (Hrsg), Europäische MenschenRechtsKonvention. EMRK-Kommentar4 
(2019) Art 1 1.ZP Rz 41. 
141 Grabenwarter/Frank, B-VG Art 1 1.ZPEMRK Rz 9. 
142 Grabenwarter/Frank, B-VG Art 1 1.ZPEMRK Rz 11; Frowein/Peukert, Menschenrechtskonvention Art 1 
1.ZP Rz 48. 
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Das öffentliche Interesse, dem eine Beschränkungsmaßnahme dient, muss nicht 

ausdrücklich im Gesetz hervorgehoben werden, es genügt, wenn es sich aus dem Zweck 

der Regelung ergibt.143 

Zusätzlich muss die zeitliche Komponente der Verwendungsdauer iSd 

Verhältnismäßigkeit beachtet werden.144 

Die Frage, ob nun ein Verwenden von Sachen Dritter im Rahmen eines 

Feuerwehreinsatzes, das Recht auf Eigentum gewahrt ist, wurde bis dato noch nicht 

untersucht.145 

Weiters besteht ein Anspruch auf Entschädigung bzw Rückübereignung bei Eingriffen in 

das Eigentum. Selbst wenn es weder in Art 5 StGG noch in Art 1 1.ZPMRK ausdrücklich 

vorgesehen ist.146 

Eine Feuerwehr ist grundsätzlich für ihre Aufgabenerfüllung entsprechend auszurüsten 

und am wissenschaftlichen Stand der Technik zu halten. Dennoch gibt es Situationen, 

die selbst die bestausgerüstete Feuerwehr nicht stemmen kann, weil ihr das dafür 

notwendige Equipment fehlt. In solchen Lagen kann die Feuerwehr darauf zurückgreifen 

Eigentum eines anderen in Anspruch zu nehmen, um den Einsatz erfolgreich zu 

beenden. Erfahrungsgemäß kommt dies dann in Betracht, wenn nicht ausreichend 

Löschwasser zur Verfügung steht oder Gerät nicht vorhanden ist, aber in vernünftiger 

Zeit von Dritten herbeigeschafft werden kann. 

Im Notfall wird Eigentum nicht übertragen, es wird schlicht vorübergehend entzogen, und 

zwar grundsätzlich mit der Intention, es wieder zurückzugeben.147  

Dritte haben ein etwaiges Inanspruch-Nehmen von Einsatzkräften dementsprechend zu 

dulden. Dies gilt auch dann, wenn ein zurückgeben faktisch nicht mehr möglich ist oder 

das Eigentum durch Verwenden beschädigt bzw verbraucht wird. Durch den 

Eingriffsvorbehalt ist dies möglich, wenn es gesetzlich verankert ist, dem 

Allgemeininteresse entspricht und adäquat ist. Der Gesetzgeber hat dies im NÖ FG 2015 

legitimiert.148 Wenn Einsatzkräfte eine Gefahr binden müssten, dann sei dies auch im 

Allgemeininteresse gelegen, weil selbst die Feuerwehr nicht mit allen erdenklichen 

Mitteln ausgestattet werden könne, zum Wohle der Gesellschaft aber Gefahren zu 

beseitigen bzw Brände zu löschen haben. Selbes gilt, wenn es Aufgrund von besonderen 

zeitlichen Interesse ist, und die Einsatzabwicklung leichter machen würde, wenn 

Eigentum von Dritten verwendet wird. IdR betrifft dies einfach zu ersetzende 

 

 

143 Peukert, Menschenrechtskonvention Art 1 1.ZP Rz 40. 
144 Peukert, Menschenrechtskonvention Art 1 1.ZP Rz 37. 
145 Vgl Berka/Binder/Kneihs, Grundrechte 466. Derartige Eingriffe werden als „sonstige Eigentumseingriffe“ 
bezeichnet. 
146 VfSlg 9911/1983. 
147 Vgl Müllner, Notfall, RFG, 2016/4, 178 (174).  
148 Zur einfachgesetzlichen Ausgestaltung dieses Eingriffes siehe unten III.E.). 
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Gegenstände wie Behältnisse, Werkzeuge, etc oder Verbrauchsmaterialien wie 

Treibstoff, Löschwasser, etc. Bei der Verhältnismäßigkeit kann auf unten verwiesen 

werden.149 

Betroffene haben dementsprechend Anspruch auf Entschädigung.150 

II.D.7.) Fazit 

Die Grundrechte sind konzipiert, um die Rechtsunterworfenen vor Eingriffen des Staates 

zu schützen. Hierbei muss jedoch auch bedacht werden, dass das Leben als oberstes 

Rechtsgut im Unglücksfalle oftmals nur gewahrt werden kann, wenn im selben Zug in 

andere Grundrechte eingegriffen werden darf. 

Zu welchem Ergebnis man auch gelangt, zu berücksichtigen ist hierbei jedenfalls, dass 

es gerade die Feuerwehr ist, die im äußersten Notfall überhaupt die letzte Instanz ist und 

faktisch dazu fähig ist, die Grundreche überhaupt erst zu wahren. 

Die Praxis der Feuerwehreinsätze hat gezeigt, dass die Betroffenen sich nur geringfügig 

gegen Eingriffe widersetzen. Vielmals ist ihnen bewusst, dass ein Recht oder Rechtsgut 

aufgegeben werden muss, um ein anderes zu retten. In den meisten Fällen sind es die 

Geschädigten selbst, in dessen Grundrechte eingegriffen werden muss. Eine 

Verhältnismäßigkeit der anzustrebenden Grundrechtseingriffe ist dennoch von den 

Einsatzkräften stets zu beachten. Dies trifft vor allem dann zu, wenn Eingriffe in die 

Sphäre Dritter notwendig sind. Eine Abwägung des zu erzielenden Erfolges mit dem 

Eingriff in Rechte Dritter ist immer zu berücksichtigen. 

Schwieriger und moralisch höchst bedenklich sind Entscheidungen, bei denen es darum 

geht, Leben gegen Leben abzuwägen. Solch Situationen sind keinesfalls utopisch, sie 

kommen im Einsatz häufig vor.151 

Einsätze ohne Grundrechtseingriffe sind faktisch beinahe nicht möglich. Dafür haben die 

Gesetzgeber Regelwerke erschaffen, damit diese Eingriffe legitimiert sind. Feuerwehren 

handeln stets in jenem Maß, in welchen sie am wenigsten in die Grundrechte eingreifen 

und vielmals durch aktives Tun Grundrechte wahren. Bei missbräuchlichem Verhalten 

oder Pflichtverstößen der Feuerwehrmitglieder, sind diese einer Disziplinargewalt der 

Verwaltungsgerichte verantwortlich. 

Abschließend steht fest, umso schwerwiegender die konkrete Einsatzsituation ist, desto 

mehr Handlungsspielraum muss der Feuerwehr eingeräumt werden. 

  

 

 

149 Siehe unten III.E.3.). 
150 Siehe unten III.E.2.). 
151 Zum Vergleich mit ähnlicher Problematik der Triage von Rettungsorganisationen vgl 
Schinnerl, Wer zuerst? Medizinethische Aspekte zur Triage, in: öGern (Hrsg), Großunfall – Katastrophe – 
besondere Gefahrenlage (2017) 63. 
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III.) Die konkreten Befugnisse am Beispiel des NÖ FG 2015  

III.A.) Vorbemerkungen 

Das österreichische Krisenmanagement, um auf Notsituationen zu reagieren wird von 

drei Säulen getragen. 1. Vorkehrungen der Behörden, 2. Vorkehrungen der 

Einsatzorganisationen und 3. Vorkehrungen des Bürgers zum Selbstschutz.152 Für die 

Feuerwehr und deren Eingriffsrechte im Einsatz ist weitestgehend das zweite 

Grundprinzip wichtig. Außer Betracht bleiben die Vorkehrungen der Behörden. Diese 

Thematik beinhaltet gesetzliche Bestimmungen zum vorbeugenden Brandschutz, 

Betriebsanlagengenehmigungen, sicherheitstechnische Bewilligungsverfahren etc. Da 

sich im konkreten Einsatzfall bereits eine Gefahr verwirklicht hat, können diese 

Bestimmungen außer Acht gelassen werden. Vielfach ist ausschlaggebend, dass 

entgegen einer Bestimmungen gehandelt wurde und sich daraus eine Notsituation 

ergibt. Auch die Kausalität und die Frage, warum etwas geschehen sei, bleiben außer 

Acht. Ferner trägt es kaum etwas zur Thematik Feuerweinsatz bei, inwiefern sich 

einzelne Bürger darauf vorbereitet haben. Dieser Selbstschutz ist eher dem Bereich des 

Zivilschutzes beigefügt und soll hier nicht weiter zur Frage stehen. Zivilschutz betrifft 

Angelegenheiten für Unglücksfälle, die weitreichende katastrophale Folgen haben.153 

Der Selbstschutz soll hier im geringen Maß dazu beitragen, um das Überleben der 

Betroffenen sicherstellen. 

Die folgenden Ausführungen beziehen sich auf das NÖ FG 2015. Da dem Grunde nach 

die weiteren landesgesetzlichen Regelwerke denselben Zweck verfolgen, nämlich die 

Bestimmungen bzgl Feuerwehrwesen und deren Befugnisse im Einsatz, musste im 

Detail auf Lit von Landesgesetzen zurückgegriffen werden, die sich nicht konkret auf das 

NÖ FG 2015 bezieht, sondern eben auf Landesgesetze außerhalb NÖ. Wesentliche 

Bestimmungen, die zum NÖ FG 2015 differenzieren, blieben dabei außer Acht. 

Vorweg sei festgestellt, dass nun einige der zu untersuchenden Befugnisse Akte 

unmittelbarer verwaltungsbehördlicher Befehls- und Zwangsgewalt darstellen. Nach der 

L liegt dann eine solche Maßnahme vor, wenn sie von einem Verwaltungsorgan, 

unmittelbar ohne vorhergehendes förmliches Verfahren, nach außen wirksam, 

individuell-konkret mittels Zwangs- oder Befehlsgewalt ausgeübt wird.154 Hierbei reicht 

es, wenn Hilfsorgane tätig werden.155 

Nach der hM liegt dann eine Maßnahme vor, wenn ein Verwaltungsorgan im Rahmen 

der Hoheitsverwaltung gegen einen individuell bestimmten Adressaten einen Befehl mit 
 

 

152 Vgl Widermann/Jachs, Behördliches Krisenmanagement, RFG 2004/6, 12 (9). 
153 Vgl Strasser, Katastrophenschutz, RFG 2004/6, 87 (85). 
154 Vgl Leitl-Staudinger, Recht Rz 19/35.  
155 Vgl Leitl-Staudinger, Recht Rz 19/33. 



 
 

40 
 

unverzüglicher Befolgungsanspruch erteilt oder physischen Zwang mittels Gewalt 

ausübt. Sind die Voraussetzungen gegeben, dann kann ein Verhalten dem Staat 

zugerechnet werden.156 

Voraussetzung für einen Eingriff in geschützte Rechtsgüter durch polizeiliche 

Maßnahmen ist jedenfalls ein normatives Element, das als AuvBZ bezeichnet werden 

kann.157 

III.B.) Das Wesen der Feuerwehr 

III.B.1.) Historische Entwicklung 

Um die genaue, heute als selbstverständlich geltende, Einsatzorganisation Feuerwehr 

zu verstehen und näher zu untersuchen, bedarf es einer kurz gefassten Erörterung der 

historischen Entwicklung des österreichischen Feuerwehrwesens. 

Die ersten Entwicklungen von unorganisierten Gruppen zu organisierten geschahen zur 

Mitte des 19. Jahrhunderts. Schon weit vor dieser Zeit, bis zurück in die Antike, 

bestanden in vielen Städten zumindest Gerätschaften und Vorrichtungen, um bei 

Bränden dementsprechend handeln zu können.158 

Von allgemeiner Bedeutung für die Entwicklung der Brandverhütung und 

Brandbekämpfung war in Österreich die Feuerlöschordnung für Städte, Märkte und das 

offene Land aus dem Jahr 1782.159 

1857 gilt als jenes Jahr, in dem erstmals eine Freiwillige Feuerwehr, namentlich die 

Freiwillige Turner-Feuerwehr Innsbruck, kraft Gesetzes160 als Verein gegründet wurde. 

Anschließend wurden sie als gemeinnützige Vereine anerkannt und auf das beschränkte 

Vereinsgesetz161 verwiesen. 1867 begann somit die „Gründerzeit“ der Feuerwehren. 

Bereits im Jahr 1870 bestanden 147 Feuerwehren, im Jahr 1880 809 und zur 

Jahrhundertwende wuchs die Zahl auf 2.677. All jenes unter Bedachtnahme auf das 

heutige Gebiet Österreichs. Im Jahr 1889 wurde sodann der „ständige österreichische 

Feuerwehr-Ausschuß“ gegründet. Dieser gilt als Vorläufer des heutigen ÖBFV und hatte 

zur Aufgabe, das Feuerwehrwesen zu vereinheitlichen, sodass sich die Koordination und 

Zusammenarbeit der Feuerwehren verbessern sollten. Auch auf gesetzlicher Ebene 

novellierte man die veralteten Feuerlöschordnungen. Sie beinhalteten, so wie damals 

als auch heute, Befugnisse der Feuerwehren in Rechte Dritter einzugreifen und sie zu 

verschiedensten Aufgaben zu verpflichten. Für Gemeinden, in denen noch keine 

 

 

156 Vgl Festl, Recht 184; Hauer, Staatshandeln Rz 731; VwSlg 19288 A/2016. 
157 Vgl Festl, Recht 124. 
158 Vgl Bouzek, Brandschutz, Prometheus, 1991/Juni, 7 (7). 
159 Vgl Neuhofer/Zeilmayr, Feuerpolizei und Feuerwehr in Oberösterreich (1999) 1. Basierend auf Oö. FGPG 
LGBl 113/1994 idF LGBl 131/1997. 
160 Vereinspatent 1852 RGBl 253/1852. 
161 Vereinsgesetz 1867 RGBl 134/1867. 
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Feuerwehr bestand, war der Gemeindevorsteher zuständig. Bestand eine Feuerwehr, 

so vertrat der jeweilige Kdt den Gemeindevorsteher und handelte in seinem Namen. 

Beiden hatten bei der Ausübung der Brandbekämpfung am Brandplatz hoheitliche 

Befugnisse. Ferner war die Gemeinde gesetzlich verpflichtet Mittel zur 

Brandbekämpfung zur Verfügung zu stellen. Darüberhinausgehend hatte jedermann die 

Pflicht an der Brandbekämpfung aktiv teilzunehmen und Eigentum für Löschzwecke 

verwenden zu lassen.162 

Nach dem Ersten Weltkrieg wurden die Regelungen aus der Monarchie weitergeführt. 

Im Jahr 1935 erlangten die Feuerwehren in neu erlassenen Feuerwehrgesetzen den 

Status einer Körperschaft öffentlichen Rechts. Im Zuge der Eingliederung Österreichs in 

das Deutsche Reich wurde das bestehende Feuerwehrwesen grundlegend geändert. 

Sie hatten keine eigene Rechtspersönlichkeit mehr, sondern wurde in eine Einrichtung 

der Gemeinden umgewandelt. Rechtsgrundlage war das Reichsdeutsche Gesetz über 

das Feuerlöschwesen.163 Dabei war sie ein Teil der technischen Hilfspolizeitruppe, die 

wiederum der „SS“164 unterstellt war. 

Mit Wirkung vom 27.4.1945 wurden die deutschen Vorschriften wieder aufgehoben und 

die davor geltenden Regelungen vom 13.3.1938 auf dem Gebiet des Feuerlöschwesens 

wieder eingeführt.165 Nach dem Vereins-Reorganisationsgesetz166 konnten die als 

Vereine aufgelösten Freiwilligen Feuerwehren mit der Genehmigung der 

Sicherheitsdirektion ihre Tätigkeit wieder aufnehmen.167 

III.B.2.) Allgemeines 

Feuerwehren sind hierarchisch gegliederte Organisationen von Menschen, denen auf 

Grundlage entsprechender Ausrüstung und fachlicher Ausbildung ihrer Mitglieder die 

Wahrnehmung von Aufgaben der Bekämpfung und Verhütung von Bränden sowie der 

Abwehr und Bekämpfung sonstiger Gefahren bei Elementarereignissen und Unfällen, 

die der Allgemeinheit, einzelnen Personen, Tieren oder Sachwerten drohen, 

zukommt.168 

Das Wesen der Feuerwehren ist österreichweit gekennzeichnet von einer dezentralen 

Struktur, Subsidiarität und dem international höchst angesehenem Freiwilligenprinzip. 

Die dezentrale Struktur in Verbindung mit dem Prinzip der Subsidiarität ermöglicht es 

jeder einzelnen Feuerwehr ohne weitere Erlaubnisse einzuholen oder Voraussetzungen 

zu erfüllen, von sich aus tätig zu werden. Subsidiär hierbei bedeutet, dass zunächst die 
 

 

162 Vgl Festl, Recht 20. 
163 RGBl 1938 I, S.1662.  
164 Die sog SS (Schutzstaffel) war eine polizeiliche Einheit während der NS-Diktatur. 
165 StGBl 86/1945. 
166 StGBl 102/1945. 
167 Vgl Festl, Recht 20; Neuhofer/Zeilmayr, Feuerpolizei 3. 
168 Vgl Fuchs, Innere Verwaltung, in: Pürgy (Hrsg), Das Recht der Länder Band II (2012) 227. 
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kleinste Einheit, die zur Hilfeleistung in der Lage ist, dies zu bewältigen hat. Das ist 

naturgemäß die örtliche zuständige Feuerwehr. Erst, wenn sie es für notwendig hält, hat 

sie weitere Hilfskräfte heranzuziehen. Ausgenommen ist die präventive Alarmierung 

weiterer Feuerwehren, wenn sich auf Basis des Meldebildes für den Disponenten 

abzeichnet, dass mehrere Feuerwehren notwendig sein werden. Dies erfolgt durch 

hinterlegte Alarmpläne je Alarmstufe, an die der Disponent gebunden ist. Die Festlegung 

von Alarmplänen ist die Erfüllung der Aufgabe vorab weitere Hilfskräfte namhaft zu 

machen. Die örtlich zuständige Feuerwehr macht sich bereits im Vorfeld Gedanken und 

definiert, bei welchem Meldebild welche zusätzlichen Kräfte benötigt werden.169 

Ursprünglich herrscht in der internen Organisationsstruktur der Feuerwehren die 

Hierarchie von „oben nach unten“. An oberster Stufe steht gem § 9 Abs 5 NÖ FO das 

Landesfeuerwehrkommando, darunter das jeweilige Bezirksfeuerwehrkommando, 

gefolgt vom Abschnittsfeuerwehrkommando und zuletzt das einzelne 

Feuerwehrkommando.170 Dieses System ist vor allem in den Bereichen Ausbildung, 

Verwaltungsdienst und Dienstaufsicht von Bedeutung. 

Die Hierarchie und die gesamte Organisationsstruktur werden beim Einsatz jedoch 

umgekehrt, sie verläuft von unten nach oben. Dadurch wird sichergestellt, dass die am 

Ort des Geschehens örtlich nächstgelegene Feuerwehr zuständig ist und keine Zeit 

verloren geht. Ausnahmen finden sich im Bereich der überörtlichen Alarmpläne. 

Hilfeleistung wird somit unmittelbar dort organisiert und angeboten, wo sie am 

dringendsten notwendig ist.171 

Feuerwehren sind gem § 33 Abs 2 NÖ FG 2015 Körperschaften öffentlichen Rechts und 

somit als juristische Personen rechtsfähig. Als Körperschaften öffentlichen Rechts 

unterliegen die Feuerwehren dem AHG172 und die Mitglieder während ihres Dienstes 

dem Beamtenbegriff gem § 74 Z 4 StGB173.174 Ferner sind sie von zahlreichen 

steuerrechtlichen Vorschriften begünstigt. Wesentlich für Körperschaften öffentlichen 

Rechts ist weiters, dass sie mit hoheitlichen Befugnissen ausgestattet sind, wobei den 

Feuerwehren einige Aufgaben übertragen sind, die auch mit Befehls- und Zwangsgewalt 

erwirkt werden können.175 

Durch die Organe des Kdt und der Mitgliederversammlung sind sie handlungsfähig. Die 

weitestgehende dezentrale Struktur und Organisation gilt als Grundvoraussetzung für 

die effiziente Erfüllung der ihnen obliegenden Aufgaben. 
 

 

169 Auskunft des NÖLFV vom 11.5.2021. 
170 Ein Kommando besteht jeweils aus einem Kommandanten, dessen Stv und dem Leiter des 
Verwaltungsdienstes. 
171 Vgl Widermann/Jachs, Krisenmanagement, RFG 2004/6, 12 (9). 
172 Vgl Festl, Recht 189. 
173 Strafgesetzbuch BGBl 60/1974 idF BGBl I 154/2020.  
174 Vgl Festl, Recht 146 FN 574. 
175 Vgl Festl, Recht 160. 
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Jede Feuerwehr in NÖ ist gebunden an die gesetzlichen Vorgaben des NÖ FG 2015 und 

den aktuellen Wissenstand bezüglich der Ausbildung. Es besteht die Möglichkeit, dass 

sich die einzelnen Landesfeuerwehrverbände bei den Inhalten oder Vorgaben 

abstimmen. Ist dies der Fall kann es zur Erstellung von einheitlichen Richtlinien oder 

Vorgaben seitens des ÖBFV kommen. Wesentlicher Bestandteil der Ausbildung ist das 

Einfügen jeder Feuerwehrmitglieder in seine jeweilig vorgesehene Funktion in seiner 

eigenen Feuerwehr.176 

In Niederösterreich sind ausschließlich Freiwillige Feuerwehren und BTF vorhanden. 

Das Gesetz sieht mitunter die Möglichkeit einer BF vor. Bis dato hat davon jedoch noch 

keine Gemeinde davon Gebrauch gemacht.177 Der Gesetzgeber hält am Spezifikum der 

Freiwilligkeit fest. Freiwillig iSd NÖ FG 2015 bedeutet hierbei zum einen 

Ehrenamtlichkeit und weiters, dass der Eintritt und der Austritt aus einer Feuerwehr aus 

freiem Willen der Personen geschehen und kaum an Voraussetzungen gebunden 

sind.178 Während der Mitgliedschaft treffen die Mitglieder zahlreiche Pflichten. Doch wird 

auch dem Grundsatz der Freiwilligkeit bei den Aufgaben genüge getan und eine 

Pflichtverletzung bloß aus nicht entschuldbaren Gründen geahndet. Bei wiederholten 

schuldhaften Verstößen ist im NÖ FG 2015 ein eigenes Disziplinarverfahren geregelt. 

Der Gesetzgeber nimmt somit in Kauf, dass er sich Personen aus der Bevölkerung 

bedient, diese bestmöglich ausbildet, und aus ihrem freiem Willen einer Feuerwehr 

freiwillig zu dienen, einer Feuerwehr beitritt. Gerade deswegen muss jedoch beachtet 

werden, dass nicht jedes einzelne Mitglied den höchsten Ausbildungsstand erreicht. 

Dies ist stets damit verbunden, inwiefern sich ein Mitglied in seiner Feuerwehr 

verpflichten will und welche eingeteilte Dienstposten er auszuführen vermag. 

Freiwilligkeit birgt jedoch auch Gefahren in sich. Gerade bei einer Einsatzorganisation, 

deren Kernaufgabe es ist, Gefahren so rasch als möglich zu beseitigen und für Sicherheit 

zu sorgen zeigt sich dieses Problem. Feuerwehrmitglieder müssen zu jeglicher Tages- 

und Nachtzeit einsatzbereit sein. Schadensereignisse sind oft nicht binnen kurzer Zeit 

erledigt, sondern können über mehrere Tage andauern. Deswegen kommen 

Feuerwehrmitglieder bei größeren Einsätzen oder vermehrter Einsatzhäufigkeit oft auf 

die Grenze der zumutbaren Verpflichtung. Neue Technologien, vermehrte 

Umweltgefahren und vor allem immer schwieriger zu beherrschende Bauwerke stellen 

die Feuerwehr vor immer größere und im Einsatzfall oft unlösbare Probleme. Nicht zu 

vergessen sind auch die körperlichen Leistungsgrenzen eines Menschen.179 

 

 

176 Auskunft des NÖLFV vom 11.5.2021. 
177 Siehe oben II.C.). 
178 Vgl Paar, Feuerwehrgesetz 81 Anm 2. 
179 Ausführlich dazu Perner als Direktor der Feuerwehr der Stadt Wien, Die Feuerwehr im Einsatz – Wo sind 
die Grenzen? WBFÖ, 2004/4, 8 (8). 
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Diese Probleme der Freiwilligkeit hat unter Umständen auch ein entscheidender Richter 

zu berücksichtigen, wenn Schädigungen aufgrund von Fehleinschätzungen während 

des Einsatzes entstanden sind oder eine anderwärtige strafrechtliche oder 

privatrechtliche Haftung begründet. Ein Richter muss sich hierbei ex ante betrachtet, in 

die jeweilige Situation versetzen und zudem die Stresssituation und stark begrenzte Zeit 

für Überlegungen in Betracht ziehen.180 

Ebenfalls ist es für eine Beurteilung, ob ein Einsatz tatsächlich notwendig gewesen wäre, 

nur von minderer Bedeutung bei dessen nachträglicher Betrachtung. Gerade im Rahmen 

der Gefahrenpolizei und den technischen Einsätzen ist vielmals nicht erkennbar, ob eine 

Gefahr auch tatsächlich besteht. Da diese Feststellung faktisch oft nur möglich ist, indem 

man bspw gewaltsam in Gebäude eindringt, weil darin eine bewusstlose Personen 

vermutet wird, muss für etwaige nachträgliche Rechtsmittelverfahren berücksichtigt 

werden, dass den Einsatzkräften keine andere Wahl übrigbleibt. Die Qualifikation einer 

Handlung als einer der Rettung von Menschen dienender Maßnahme ändert sich daher 

nicht, wenn tatsächlich keine Gefahr bestand, weil ein notwendiger Erfolg gesetzlich 

nicht vorausgesetzt ist.181 

Gleichfalls der OGH.182 Er argumentiert, dass ein Entschädigungsanspruch 

gem § 30 Abs 5 NÖ FG 2015 unabhängig von vermeidbaren Fehlern der Feuerwehr 

während des Einsatzes besteht. Dies bedeutet, dass selbst, wenn objektiv keine Gefahr 

bestehe, die Abhandlung der angenommen Gefahr als Einsatz gelte. Daraus folgt, dass 

auch Befugnisse, die objektiv nicht notwendig gewesen wären oder aus 

Fehlentscheidungen getroffen wurden, einsatzrelevant sind. 

Eine wesentliche Problematik zeigt sich, wenn man bedenkt, dass es nicht möglich ist, 

vorherzusehen wann konkret etwas passiert. Zugleich ist es problematisch, dass es nicht 

absehbar ist, welche Personen tatsächlich verfügbar sind. Feuerwehrmitglieder trifft die 

Pflicht, wie sich unten noch zeigen wird, an den Aufgaben der Feuerwehren mitzuwirken. 

Jedoch ist es keinem aus diesem Personenkreis zumutbar ihr gänzliches Leben an 

dieser Pflicht auszurichten und sich ausschließlich daran zu orientieren. 

Um dies Risken etwas zu besänftigen, stehen dem FKdt Hilfsmittel zur Verfügung. Er 

allein ist gem § 31 und 32 NÖ FG 2015 verantwortlich dafür Sorge zu tragen, dass die 

soeben genannten Problematiken auf das Mindestmögliche reduziert werden. So hat er 

dafür zu sorgen, dass sämtliche Gerätschafen, die  

gem NÖ Feuerwehr-AusrüstungsVO LGBl 4400/4-0 vorgehsehen sind, vorhanden und 

ständig einsatzbereit sind. Weiters muss er eine EL-Liste erstellen, sodass gewährleistet 

 

 

180 Vgl Kerschner, Haftung bei Naturkatastrophen, RFG 2004/6, 61 (53); Steininger/Haas, Die strafrechtliche 
Haftung von Einsatzleitern und deren Organisationen (2013) 76. 
181 Vgl Festl, Recht 120 FN 456 zu VwGH 26.4.1994, 93/05/0275; VwSlg 14045 A/1994. 
182 OGH 28.3.2018, 6 Ob 43/18v; RS0132037. 
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wird, dass im Falle seiner Verhinderung, eine andere Kraft den EL übernimmt. Er kann 

sich im Rahmen seiner Aufgaben stets anderen Feuerwehrmitgliedern bedienen und 

Aufgaben übertragen. Mehrere Verantwortungsbereiche sind anhand eines 

Dienstpostenplanes183 zwingend zu besetzen. 

Ferner ist es schwierig, dass alle Mitglieder denselben Ausbildungsstand haben. Auch 

hier verbirgt sich die Gefahr, dass Personen zum Einsatz ausrücken, die den 

Erfordernissen des konkreten Einsatzes nicht entsprechen. Um dieses Risiko zu 

minimieren ist es notwendig, Personen zu motivieren den Feuerwehren beizutreten. 

Umso ein größerer Pool an Feuerwehrmitglieder zur Verfügung steht desto geringer ist 

die Gefahr die entsprechenden Mitglieder nicht bereit stellen zu können. 

Im Gegenzug profitiert der Gesetzgeber auch von diesem System der Freiwilligkeit. Zum 

einen ist es wesentlich kostengünstiger als eine berufliche Feuerwehr. Zum anderen 

steht den Gemeinden und Behörden aufgrund der überaus bemerkenswerten Vielzahl 

an Feuerwehren in NÖ eine äußerst schlagkräftige, breit aufgestellte und 

flächendeckende Organisation zur Verfügung, die bei größeren Ereignissen 

herangezogen werden kann. Dies gilt nicht nur für das Bundesland NÖ sondern 

österreichweit.184 

Beim System der Freiwilligkeit werden nur die wenigsten Einsätze an die Beteiligten in 

Rechnung gestellt. Zwar sind das Land NÖ und die einzelnen Gemeinden verpflichtet 

durch die NÖ Feuerwehr-AusrüstungsVO die jeweiligen Ausrüstungsgegenstände wie 

Fahrzeuge oder Gebäude mitzufinanzieren, in der Praxis ist jedoch unabdingbar, dass 

die Feuerwehren selbst an der Finanzierung mitwirken. Feuerwehren, die mehr 

Ausrüstung als durch die NÖ Feuerwehr-AusrüstungsVO normiert als sinnvoll und nötig 

ersehen, müssen dies immer öfters ohne finanzieller Unterstützung der öffentlichen 

Hand bewältigen. 

„Die Motivation der ehrenamtlichen Zivil- und Katastrophenhelfer ist groß, solange die 

Rahmenbedingungen stimmen und die Wertschätzung der Öffentlichkeit gegeben ist. 

Diese zwei Punkte sind unweigerlich miteinander verbunden und sichern bei 

zukunftsorientierter Herangehensweise den Fortbestand der österreichischen 

Sicherheitslandschaft.“185 

"Grundsätzlich ist die Bereitschaft zu freiwilligem Engagement im Feuerwehrwesen groß 

und hat auch durch Corona [gemeint ist die aktuelle Situation während der Covid-19 

Pandemie] nicht gelitten. Vereinzelt – vorwiegend bei kleineren Wehren – stellen wir [als 

nö Gemeindebund] aber fest, dass es auch zu Zusammenlegungen von Feuerwehren 

 

 

183 DA 1.1.4. Dienstpostenplan, vom 10.9.2019. 
184 Innenministerin Fekter gegenüber ÖBFV vom 24.3.2011 in: ÖBFV (Hrsg), Feuerwehren 2011 26. 
185 ÖBFV, Feuerwehren 2020 193. 
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innerhalb von Gemeinden kommt. Das ist besonders dann der Fall, wenn eine kritische 

Größenordnung im Hinblick auf Mannschaft und Ausstattung unterschritten ist und vor 

allem, wenn sich keine Führungsfunktionen mehr besetzen lassen. Die Entwicklung ist 

nicht dramatisch aber insofern zu beachten als die Frage der freiwilligen 

Verantwortungsübernahme bei Kommandantenfunktionen in Zeiten immer 

kompliziertere Rechtsmaterien und Haftungsfragen zu sehen ist. Menschen, die einfach 

nur helfen findet man auch im Feuerwehrwesen leichter. Menschen, die Verantwortung 

für andere übernehmen und auch alle Konsequenzen, die damit verbunden sind in 

organisatorischer, emotionaler und rechtlicher Hinsicht tragen, sind nicht so einfach zu 

finden!“186 

Allein in NÖ bestehen 1.709 Feuerwehren mit 5.677 Einsatzfahrzeugen, 2.311 

Anhängern, 343 Wasserfahrzeugen und rund 99.600 Mitgliedern zur Verfügung.187 Bei 

den bisher historisch schwersten Feuerwehreinsätzen, während der 

Hochwasserkatastrophe im August 2002 waren über 14 Tage circa 48.000 Mitglieder im 

Einsatz und leisteten dabei mehr als 520.000 Einsatzstunden.188 Würde man diese 

Einsatzstunden mit einem verhältnismäßigen Lohn einer beruflichen Fachkraft von etwa 

€ 25,- hochrechnen, so entstehe ein Betrag von 13 Millionen €. Das nächste 

„Jahrhundert-Hochwasser“ innerhalb weniger Jahre war im Juni 2013. „25.347 

Kameradinnen und Kameraden waren 380.000 Stunden im Einsatz, um 1600 Menschen 

zu evakuieren, 200 Tiere zu retten, 1,8 Millionen Sandsäcke zu schaufeln und jede 

Stunde 67 Millionen Liter Wasser abzupumpen.“189 Hier ergäbe sich ein Betrag von  

9,5 Millionen € allein aus den Mannstunden. Alle diese Kosten müsste schlussendlich 

der Steuerzahler leisten, würde das System der Ehrenamtlichkeit nicht so hervorragend 

funktionieren, wie es bis dato besteht. 

Feuerwehren gelten aufgrund ihrer organisatorischen Merkmale als 

Selbstverwaltungskörper gem Art 120a ff B-VG.190 Hauptsächliches Merkmal ist hierbei 

die Weisungsfreiheit gegenüber staatlicher Einflussnahme und die Wahrnehmung 

öffentlicher Aufgaben als Hilfsorgan der Gemeinde bei der Besorgung der Feuer- und 

Gefahrenpolizei.191 

Auch die niederösterreichweit aufgeteilten Alarmzentralen tragen ihren Beitrag zur 

Schlagkraft der Feuerwehren bei. Geregelt ist das Alarmwesen in § 25 NÖ FG 2015 und 

der daraus erlassenen NÖ AlarmierungsVO. Diese Bestimmungen sehen vor, dass 

 

 

186 Persönliche Auskunft von Pressl vom 6.5.2021. Er ist Bgm der Marktgemeinde Ardagger mit vier 
Feuerwehren und zugleich Vizepräsident des NÖ Gemeindebundes. 
187 Vgl oben FN 80 und Auskunft NÖLFV vom 11.5.2021. 
188 Vgl NÖLFV, BrandAus 2002/9 14. 
189 Fahrafellner als amtierender LFKdt, BrandAus 2013/6 3. 
190 Vgl Fuchs, Verwaltung, in: Pürgy (Hrsg), Recht 231; VwGH 8.6.2018, Ra 2018/03/0058. 
191 Ausführlich dazu: Festl, Recht 166. 
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Einrichtungen zu installieren sind, um die Alarmierung von Feuerwehren lückenlos zu 

gewährleisten. 

Die Disponenten der Alarmzentralen haben bei einem Notruf an einer Mischung aus 

Standardverfahren und Einzelfallsabwägung vorzugehen. Zur Erleichterung kommen 

ihnen gem §§ 20 Abs 3, 93 Abs 3, 98 Abs 1 TKG 2003 BGBl I 70/2003 idF BGBl I 

57/2021, technische Hilfsmittel zu, wie zB: Anruferdaten, Standortdaten des 

Mobiltelefons,192 Gesprächsaufnahmespeicherung, etc. Der Disponent macht sich 

anhand der Angaben des Anrufers ein erstes abstraktes Lagebild193 und hat darauf 

basierend die entsprechenden Alarmpläne je Einsatzart auszuführen. Er entsendet somit 

die örtlich zuständigen Feuerwehren an deren Bestimmungsort. Nach Eintreffen der 

Einsatzkräfte haben sich diese wiederum ein konkretes Lagebild zu verschaffen. Dieses 

Lagebild ist dem Disponenten rückzumelden, damit dieser dementsprechend nach 

Abstimmung mit dem EL reagieren kann und unter Umständen Änderungen durchführt. 

Der Disponent ist dafür verantwortlich, die Alarmierung bestmöglich durchzuführen. 

Danach obliegen alle weiteren Entscheidungen ausschließlich dem Einsatzleiter vor 

Ort.194 

Um allen Eventualitäten gewappnet zu sein ist es notwendig, dass Alarmpläne erstellt 

werden, die das gesamte Einsatzspektrum abdecken und alle in Frage kommenden 

Kräfte gleichzeitig durch die Alarmzentrale alarmiert werden. Entsprechende Vorgaben 

bzgl Alarmplanerstellung und Alarmstufen wurden als DA erlassen.195 

Es ist faktisch nicht gänzlich auszuschließen, dass die Feuerwehr auch tatsächlich zum 

Einsatz ausrückt. Das könnte geschehen, wenn zB die Feuerwehrfahrzeuge nicht 

verfügbar sind, keine fahrtauglichen Fahrzeuglenker erscheinen oder auch weil schlicht 

keine Mitglieder zum Einsatz erscheinen. Auch dieses letztgenannte Phänomen wäre 

denkbar, da entschuldbares Fernbleiben keinen Pflichtverstoß der Mitglieder darstellt.196 

Diese Gefahr, dass ein Einsatz aufgrund von welchen Verhinderungen auch immer, nicht 

abgewickelt werden kann sind sich die Feuerwehren bewusst. Aus diesem Grund 

bestehen feuerwehrinterne Regelwerke, um dem entgegenzuwirken. Wird eine 

Feuerwehr zu einem Einsatz alarmiert, so hat sie unmittelbar nach dem Ausrücken an 

die zuständige Alarmzentrale197 Rückmeldung zu machen, dass sie soeben ausgerückt 

ist. Geschieht dies nicht binnen einer vorgegebenen Zeit, so muss die Alarmzentrale 

primär, um technische Probleme oder Störungen bei der Alarmierung auszuschließen, 
 

 

192 Aktuell nicht ausgeführt, aber zukünftig vorgesehen. 
193 Sog Meldebild. Es gibt einen Katalog an Meldebilder, allgemeinen Beschreibungen für bestimmte 
Szenarien. Auf Basis der Schilderungen der Hilfesuchenden wird das am besten passende Meldebild 
ausgewählt. Dieses bestimmt die Einsatzart, Alarmstufe und folglich den Alarmplan. 
194 Auskunft des NÖLFV vom 11.5.2021. 
195 DA 5.1.1. Erstellung von Alarm- und Einsatzplänen, vom 1.1.2016, DA 5.1.2. 
196 Bspw könnte dies der Fall sein, wenn alle Mitglieder an einem gemeinsamen Ausflug teilnehmen. 
197 Alarmzentralen sind ausgeführt als Bezirks-, Bereichs- oder Landeswarnzentrale. 
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dieselbe Feuerwehr nochmals alarmieren. Sekundär muss sie die nächstvorgesehene 

Feuerwehr lt Alarmplan alarmieren, die dann den Einsatz übernimmt. Selbes gilt, wenn 

eine Feuerwehr Einschränkungen der Einsatzbereitschaft an die Alarmzentrale 

bekanntgibt. Das kann einzelne Fahrzeuge, Sondergeräte oder die Gesamtheit 

betreffen. ZB Ein Fahrzeug ist auf Reparatur, die ganze Feuerwehr befindet sich auf 

einer Übung außerhalb ihres Einsatzgebietes. All diese Handlungen basieren auf einem 

strikt definierten Prozess, welchen die Disponenten abzuwickeln haben.198 Welche 

Gründe auch vorlegen mögen, der FKdt. hat dafür zu sorgen, dass die Alarmzentrale 

stets über den Status der Feuerwehr Bescheid weiß.199 

Selbst wenn eine Feuerwehr einen Einsatz abarbeitet, sind Reservekräfte vorhanden um 

einen eventuellen zweiten, zeitgleichen Einsatz abwickeln zu können. Die Disponenten 

der Alarmzentrale haben hierbei darauf zu achten, dass eine Reservefeuerwehr für 

diesen Fall bereitgestellt wird.200 Bei Einsätzen mit akuter Lebensgefahr von Verunfallten 

und jede Sekunde zählt, zB Verkehrsunfall mit eingeklemmter Person sehen die 

Alarmpläne vor, dass präventiv eine weitere Feuerwehr mit dem entsprechenden Gerät, 

zB hydraulischer Rettungssatz, mitalarmiert wird, um eine Redundanz und Reserve für 

den Fall eines Ausfalles, sicher zu stellen. Sofern die entsprechenden Geräte in 

ausreichender Anzahl in einer Feuerwehr zur Verfügung stehen, ist auch die Alarmierung 

von einer Feuerwehr ausreichend.201 

III.B.3.) FKdt und Mitgliederversammlung 

Der FKdt führt die Feuerwehr und vertritt sie nach außen. Ihn trifft die Pflicht, um die 

Ausbildung der Mitglieder zu Sorgen. Erstellt EL-Liste, Dienstpostenplan und 

Alarmpläne. Der Dienstpostenplan organsiert die Feuerwehr. Er Teilt die Feuerwehr in 

Züge und Gruppen ein. In jeder Einheit gibt es einen entsprechenden Kommandanten. 

Ebenfalls werden Verantwortungsbereiche des laufenden Betriebes darin geregelt 

zB: Fahrmeister, Zeugmeister, Fachbereichs-Sachbearbeiter, Ausbildner, etc. 

Der FWKdt ist gem § 41 Abs 1 NÖ FG 2015 neben der Mitgliederversammlung das 

zweite Organ der Feuerwehr. Er wird gem § 63 NÖ FG 2015 von der Wahlversammlung 

gewählt. Aktiv legitimiert sind gem § 70 Abs 2 NÖ FG 2015 Mitglieder aus dem Aktiv- 

und Reservestand. Mitglieder der Feuerwehrjugend ebenfalls, wenn sie das 15. 

Lebensjahr vollendet haben. Passiv wahlberechtigt sind Mitglieder im aktiven Dienst, 

drei Jahre Dienstzeit nachweisen können, das 18. Lebensjahr vollendet haben, kein 

 

 

198 Auskunft des NÖLFV vom 11.5.2021. 
199 DA 5.1.8. Ausrückemeldung, Einrückemeldung und Einsatzsofortmeldung, vom 1.1.2016. 
200 Vgl ÖBFV, Österreichs Feuerwehren 2020 (2020), 138: Brandeinsatz und zeitgleicher Verkehrsunfall im 
selben Einsatzgebiet einer Feuerwehr. 
201 Auskunft des NÖLFV vom 11.5.2021; DA 5.1.2. 
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Wahlausschließungsgrund gem § 22 LWO202 vorliegt, ein Wahlvorschlag der aktiv 

Wahlberechtigten vorliegt und das zu wählende Mitglied die Ausbildung zum FWKdt 

bereits absolviert hat oder dies binnen zwei Jahren nach der Wahl nachholt.203 Die 

Periode dauert gem § 64 Abs 1 NÖ FG 2015 fünf Jahre. 

III.B.4.) Willensbildung und Weisungsbefugnis 

III.B.4.a.) LFKdt 

Gem § 57 Abs 1 Z 2 NÖ FG 2015 ist der LFKdt ermächtigt DA und verbindliche 

Anordnungen zu erlassen. Der LFKdt ist ein gewähltes Organ und Funktionär des 

NÖLFV gem § 52 NÖ FG 2015. Das NÖ FG 2015 verfolgt für solche Autorisierungen 

dem Prinzip der mittelbaren demokratischen Wahl. 

Die Funktion des LFKdt wird durch den LF-Tag gem § 75 NÖ FG 2015 gewählt. Der 

LF-Tag als aktiv wahlberechtigter Kreis besteht aus dem LFKdt, dessen Stv, den BFKdt, 

dessen Stv sowie den Ausschussvorsitzenden und des Stv des BTF-Ausschusses. 

Passiv wahlberechtigt dafür sind der amtierende LFKdt, dessen Stv sowie alle BFKdt. 

Die Funktionsperiode dauert gem § 64 Abs 1 NÖ FG 2015 5 Jahre. Zeitlich wird die Wahl 

in einem Stufensystem abgewickelt. Nach dem NÖ FG 2015 werden zuerst die einzelnen 

Kommandanten der Feuerwehren gewählt, danach die BFKdt, die zuletzt als Mitglieder 

des LF-Tag den LFKdt wählen. 

III.B.4.b.) NÖLFV 

Der NÖLFV besteht gem § 50 NÖ FG 2015 aus allen im NÖ Feuerwehrregister 

eingetragenen Feuerwehren. Er ist eine Körperschaft öffentlichen Rechtes und 

weisungsgebunden an die nö LReg, da der NÖLFV im übertragenen Wirkungsbereich 

tätig wird. Als Kernaufgabe obliegt ihm die einheitliche Ausführung der inneren 

Organisation der Feuerwehren, die Dienstaufsicht und die Gestaltung der allgemeinen 

und besonderen Ausbildung aller Feuerwehrmitglieder. 

Essenziell ist gem § 50 Abs 2 Z 4 NÖ FG 2015 die Weiterentwicklung der technischen 

und organisatorischen Maßnahmen zur Erfüllung der den Feuerwehren obliegenden 

Aufgaben. Hierzu schafft der NÖLFV Geräte an, die an die zuständigen Feuerwehren 

verteilt werden.204 

Bei Entwürfen zu Gesetzesänderungen, welche die Interessen des Feuerwehrwesens 

berühren, hat die nö LReg den NÖLFV gem § 50 Abs 8 NÖ FG 2015 anzuhören. 

Als Organe gem § 52 NÖ FG 2015 sind für den NÖLFV der LF-Tag, LF-Rat, LFKdt, 

BFKdt und AFKdt tätig. Funktionäre sind der LFKdt und dessen Stv, die 

 

 

202 NÖ Landtagswahlordnung 1992 LGBl 0300-0 idF LGBl 27/2019. 
203 Bei einer Neugründung einer Feuerwehr bestehen besondere Regeln. 
204 Auskunft des NÖLFV vom 8.4.2021. 
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Feuerwehrviertelvertreter, die jeweiligen Vorsitzenden und dessen Stv aus den 

Ausschüssen für Ausbildung, Finanzen, Technik, Vorbeugender Brandschutz und 

Betriebsfeuerwehr, die BFKdt und dessen Stv sowie die Leiter des Verwaltungsdienstes 

im Bezirk, die AFKdt und dessen Stv sowie die Leiter des Verwaltungsdienstes im 

Abschnitt, und die Unterabschnittskommandanten. Organe dürfen für die juristische 

Person verbindlich handeln und haben an der Willensbildung mitzuwirken, wogegen 

Funktionäre für die innere Organisation und die konkreten Aufgaben verantwortlich 

sind.205 

Der LFKdt vertritt den NÖLFV nach außen und führt diesen. 

III.B.4.c.) LF-Rat 

Der LF-Rat ist ein Kollegialorgan des NÖLFV gem § 52 Abs 1 Z 2 NÖ FG 2015. Er 

besteht gem § 55 NÖ FG 2015 aus dem LFKdt und dessen Stv, den vier 

Feuerwehrviertelvertretern, dem BTF-Ausschuss Vorsitzenden und den jeweiligen 

Ausschussvorsitzenden aus den Gebieten Ausbildung, Finanzen, Technik und 

Vorbeugenden Brandschutz. 

Feuerwehrviertelvertreter sind gem § 52 Abs 2 Z 3 NÖ FG 2015 Funktionäre des NÖLFV. 

Sie vertreten die Interessen der BFKdt im LF-Rat. Gem § 52 Abs 4 NÖ FG 2015 schließt 

die Funktion eines Feuerwehrviertelvertreter eine weitere Funktion als LFKdt und dessen 

Stv, Vorsitzender der Ausschüsse für Ausbildung, Finanzen, Technik, Vorbeugender 

Brandschutz und des Betriebsfeuerwehrausschusses sowie dessen Stellvertreter 

einander aus. 

Zum Feuerwehrviertelvertreter sind gem § 73 NÖ FG 2015 aktiv wahlberechtigt die 

BFKdt und dessen Stv. Passiv berechtigt sind alleinig die BFKdt. Die Wahlperiode ist 

gleich dem LFKdt gem § 62 Abs 1 NÖ FG 2015 5 Jahre. 

Der Vorsitzende des BTF-Ausschusses und dessen Stv haben  

gem § 52 Abs 2 Z 4 NÖ FG 2015 ebenfalls Funktionärsstellung im NÖLFV. Sie vertreten 

die Interessen der BTF im LF-Rat. Ausschließungsgründe wie beim 

Feuerwehrviertelvertreter sind gleichfalls gegeben. Aktiv wahlberechtigt sind  

gem § 74 Abs 2 NÖ FG 2015 alle Kdt der NÖ BTF. Zugleich sind sie passiv 

wahlberechtigt. Die Wahlperiode ist gleich dem LFKdt gem § 62 Abs 1 NÖ FG 2015 5 

Jahre. 

Die Ausschussvorsitzenden aus den Gebieten Ausbildung, Finanzen, Technik und 

Vorbeugenden Brandschutz sind gem § 52 Abs 2 Z 4 NÖ FG 2015 Funktionäre im 

NÖLFV. Auch für sie gelten die Ausschließungsgründe zu anderen Funktionen. Zur 

aktiven Wahl ist gem § 54 Z 1 lit b NÖ FG 2015 der LF-Tag berechtigt. Passiv berechtigt 

 

 

205 Vgl Paar, Feuerwehrgesetz 83 f. 
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sind alleinig die BFKdt. Die Wahlperiode ist gleich dem LFKdt 

gem § 62 Abs 1 NÖ FG 2015 5 Jahre. 

Die wesentlichsten Aufgaben des LF-Rat gem § 56 NÖ FG 2015 besteht darin, die 

nö LReg für Gesetzesnovellierungen zu beraten sowie die Überwachung der NÖ FO. 

Gem § 38 NÖ FG 2015 bedürfen vielerlei Angelegenheiten einem Beschluss des  

LF-Rats. Wesentlich hierbei ist, dass gem § 38 Abs 1 Z 6 NÖ FG 2015 sämtliche DA, 

mittels Zustimmung des LF-Rats durch Beschluss erstellt werden. Beschlussfähigkeit ist 

gem § 6 NÖ FG 2015 gegeben, wenn zumindest die Hälfte der Mitglieder anwesend ist 

oder, falls dies nicht gegeben ist, nach Abwarten einer halben Stunde. Die Zustimmung 

gilt als erteilt, wenn mehr als die Hälfte der Stimmen sie erteilen. Bei Gleichstand kommt 

dem Vorsitzenden des LF-Rats ein Dirimierungsrecht zu. Darauf ist die DA vom LFKdt 

zu erlassen. 

III.B.4.d.) LF-Tag 

Dem LF-Tag obliegt gem § 54 Abs 1 NÖ FG 2015 den LFKdt und dessen Stv sowie die 

Ausschussvorsitzenden für Ausbildung, Finanzen, Technik und Vorbeugenden 

Brandschutz zu wählen. Er ist zugleich legitimiert die genannten Organe ihres Amtes zu 

entheben. Als Kollegialorgan besteht er aus dem LFKdt und dessen Stv, den BFKdt und 

dessen Stv, sowie dem Vorsitzenden des Betriebsfeuerwehrausschusses und dessen 

Stv. Das Mitglied aus der nö LReg, welches für Feuerwehrangelegenheiten bestellt 

wurde, ist zu jeder Sitzung einzuladen. 

III.B.5.) NÖ Feuerwehrordnung 

Die NÖ FO wird gem § 75a Abs 1 NÖ FG 2015 vom NÖLFV erlassen und hat die innere 

Organisation der Freiwilligen Feuerwehren, insbesondere Regelwerke über Aufnahme 

und Ausschluss von Mitgliedern, das Disziplinarverfahren, die Durchführung der Wahl 

des FKdt und dessen Stv, Einberufung der Mitgliederversammlung, Dienstzeiten, 

Bezeichnung der Dienstgrade und Dienstgradabzeichen, Dienstkleidung, 

Einsatzbekleidung, Bestellung und Enthebung der Funktionäre, Geschäftsführung und 

Ausbildung der Mitglieder und Dienstaufsicht zu enthalten. Weiters gem § 75a Abs 1 

Z 2 NÖ FG 2015 die Einteilung des Landes in Feuerwehrviertel und Feuerwehrbezirke, 

die Organisation des NÖLFV sowie die Aufgaben und die Geschäftsführung der Organe 

des NÖLFV und zuletzt gem § 75a Abs 1 Z 3 NÖ FG 2015 das umfangreiche 

Wahlrecht.206 Gem § 57 Abs 1 Z 2 NÖ FG 2015 wird der LFKdt legitimiert DA zu erlassen. 

Die konkreten Angelegenheiten sind der NÖ FO zu entnehmen. ZB: § 9 Abs 5 NÖ FO 

 

 

206 Vgl bzgl demokratischen Legitimationszusammenhang von Selbstverwaltungskörpern: Janko, 
Staatsorganisation 138. 
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Dienstwege, § 13 Abs 5 NÖ FO Dienstbekleidungsvorschriften, etc. Der LF-Rat hat gem 

§ 38 Abs 1 Z 6 NÖ FO mittels Beschluss der zu erlassenden DA zuzustimmen. 

Nach der Lehre vom Stufenbau der Rechtsordnung muss jeder dem Staat zurechenbarer 

Akt den Bedingungen des übergeordneten Aktes entsprechen. Es herrscht eine 

Hierarchie der Rechtsakte, bei dem die untergeordneten Akte den Erzeugungsregeln 

nicht widersprechen dürfen.207 Die NÖ FO ist demnach als VO in den Stufenbeau 

einzuordnen, da sie auf Grundlage des NÖ FG 2015 erzeugt wird.208 

Dass die einzelnen Feuerwehren die NÖ FO und sämtliche DA einhalten, wird durch die 

Dienstaufsicht gewährleistet. 

Gem § 75a NÖ FG 2015 sind die Erstellung und etwaige Änderung der 

Feuerwehrordnung durch die nö LReg genehmigungspflichtig. Sie hat den gesetzlichen 

Bestimmungen des NÖ FG 2015 zu entsprechen. Danach ist diese publik zu machen.209 

III.B.6.) Mitgliedschaft und Ausbildung 

Einsatzrelevante Feuerwehrmitglieder werden in zwei Kategorien eingeteilt. Zum einem 

sind dies aktive Mitglieder, zum zweiten Mitglieder der Reserve. 

Gem § 40 Abs 3 NÖ FG 2015 sind aktive Mitglieder Personen ab dem vollendeten 

15. Lebensjahr, sofern sie die notwendige persönliche Eignung besitzen und gegen sie 

kein Ausschließungsgrund gemäß § 22 NÖ Landtagswahlordnung 1992, LGBl. 0300, 

vorliegt. Die aktive Mitgliedschaft endet jedenfalls mit Vollendung des 65. Lebensjahres, 

damit treten sie in die Reserve. Feuerwehrmitglieder der Reserve können mit ihrer 

Zustimmung weiterhin, ihrer persönlichen Eignung entsprechend, zu Diensten 

herangezogen werden. 

Die Mitgliedschaft endet gem § 21 NÖ FO durch Tod, Austritt oder Ausschluss. 

Während der Mitgliedschaft sind aktive Mitglieder gem § 28 Abs 6 NÖ FO zu 

Einsatzleistungen verpflichtet. Um entsprechend für Einsätze gewappnet zu sein ist 

jedes Feuerwehrmitglied für sich verpflichtet, sich die notwendigen Kenntnisse 

anzueignen. Der FKdt ist hinsichtlich der Ausbildung gem § 31 NÖ FO verantwortlich, 

für die notwendigen Ausbildungen zu sorgen und hierbei regelmäßige Übungen 

abzuhalten. Ist ein Feuermitglied säumig hierbei, kann vom FKdt ein Disziplinarverfahren 

gem § 76 ff NÖ FG 2015 eingeleitet werden. Als ultima ratio kann dies zum Ausschluss 

führen.210 

 

 

207 Vgl Leitl-Staudinger, Recht Rz 8/7. 
208 Vgl Festl, Recht 183: Dienstvorschriften [gemeint wird NÖ FO] haben VO-Charakter, DA nach dem NÖ 
FG 2015 Weisungscharakter. 
209 Die aktuelle Feuerwehrordnung wurde in den amtlichen Nachrichten der nö LReg 22/2020 kundgemacht 
und gilt seit dem 1.12.2020.  
210 Vgl Paar, Feuerwehrgesetz 142 Anm 5. 
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Stets ist hierbei zu bedenken, dass Aufgrund der Freiwilligkeit und des Ehrenamtes nur 

dauer- und schuldhaftes Verstoßen ein Disziplinarvergehen begründet. Gleichfalls 

treffen eingeteilte Mitglieder lt Dienstpostenplan wesentlich ausgeprägtere Pflichten als 

jene der Mannschaft. 

Jedes Mitglied trifft die Pflicht an Übungen teilzunehmen. 

III.B.7.) Dienstaufsicht des NÖLFV 

Die jeweiligen Unterabschnittskommandanten, AFKdt und BFKdt haben 

gem § 33 NÖ FO eine Aufsicht über die Feuerwehren in ihrem Wirkungsbereich zu 

tätigen. Hierbei soll die Verwaltung, der allgemeine Zustand der Feuerwehr und der 

aktuelle Ausbildungsstand inspiziert werden. Jede Feuerwehr hat ihre durchgeführten 

Tätigkeiten in ein nö-weit einheitliches System211 einzutragen. Dadurch ist gewährleistet, 

dass die Dienstaufseher ihrer Aufgabe nachgehen können. Mindestens einmal jährlich 

muss eine augenscheinliche Inspizierung mit der Feuerwehr vor Ort geschehen. Hierbei 

wird der Ausbildungsstand anhand einer durch den NÖLFV vorgegeben Übung 

kontrolliert. Sämtliche Protokolle von durchgeführten Wartungen werden ebenfalls auf 

Richtigkeit inspiziert. 

Im folgenden Kapitel werden die Befugnisse der Feuerwehren behandelt, die als 

Ausgangspunkt dieser Arbeit dienen. Zu erörtern wird dabei sein, wie die Befugnisse 

ausgestaltet und unter welchen Voraussetzungen sie anwendbar sind. Dabei sind 

jeweils deren Grenzen aufzuzeigen. 

III.C.) § 6 NÖ FG 2015: „Jedermann ist verpflichtet, nach Möglichkeit 

alles zu tun, was das Entstehen eines Brandes oder einer Gefahr 

verhindert, und alles zu unterlassen, was deren Bekämpfung 

erschwert.“ 

III.C.1.) Reichweite dieser Pflicht 

Anders als der noch zu bearbeitende § 26 NÖ FG 2015 knüpft § 6 NÖ FG 2015 nicht an 

einer bereits bestehenden konkreten Brand- oder Gefahrensituation an, sondern wirkt 

präventiv. Die Pflicht zum Unterlassen aller Bekämpfungsmaßnahmen erschwerenden 

Umstände ist dem Wortlaut nach von Jedermann seiner selbst wahrzunehmen. Einer 

besonderen Anordnung von Einsatzkräften bedarf es dazu nicht. 

Dass ein Nichtbeachten oder eine Verweigerung von Maßnahmen  

gem §§ 26 oder 27 NÖ FG 2015 als erschwerend für die Bekämpfung ist, ist eine 

logische Schlussfolgerung.212 
 

 

211 Feuerwehrdateninformationssystem und Katastrophenschutzmanagement, sog FDISK. 
212 Siehe dazu unten III.D.3.a.) und III.E.2.a.). 



 
 

54 
 

III.C.1.a.) Sachlich 

Was einer Person möglich ist, ist stets eine Abwägung des Einzelfalles. Grundsätzlich 

soll gelten, dass einem gesunden, kräftigen Menschen mehr möglich ist als einem geistig 

oder körperlich beeinträchtigten.213  

Die Verpflichtungen können sich unmittelbar aus dem Gesetz ergeben oder auf Grund 

einer Anordnung durch Behören oder Einsatzkräfte entstehen. Die gesetzlichen Pflichten 

sind in allgemeine und besondere unterteilt. Die allgemeinen Pflichten sind 

hauptsächlich Unterlassungspflichten. Dies entspricht dem Wortlaut von 

§ 6 NÖ FG 2015. Jedenfalls umfasst dies, auf die Lebenserfahrung beruhende Verbot, 

unkontrolliertes Feuer zu entfachen. ZB: Brennende Zigaretten in Gebüsch werfen. Die 

Unterlassungspflicht der Bekämpfungserschwerung beinhaltet alles, was den 

Feuerwehreinsatzkräften bei ihrer Brandbekämpfung als zusätzliches Hindernis 

entgegensteht. Bspw Mutwilliges aufhalten der Einsatzfahrzeuge, bewusste 

Fehlinformationen des Brandobjekts. 

Besondere Pflichten sind der gesamten Rechtsordnung zu entnehmen, insbesondere 

den feuer- und gefahrenpolizeilichen Bestimmungen des NÖ FG 2015 Abschnitt § 7 ff. 

Hierbei handelt es sich um Handlungspflichten. Weitere besondere Pflichten sind aus 

den jeweiligen Sachmaterien zu entnehmen. ZB: GewO 1994 idgF. 

Für den konkreten Feuerwehreinsatz ist diese Norm von geringer Bedeutung. Sie räumt 

den Einsatzkräften keine Befugnisse ein, die durch AuvBZ umsetzbar sind. Dies auch 

dann nicht, wenn gegen die Verpflichtungen verstoßen werden würde. Viel eher dient 

sie zur verstärkten Wirkung der Brand- und Gefahrenverhütung bei. 

Als Rechtsgrundlage kann § 6 NÖ FG 2015 für schlicht-hoheitliches Handeln angesehen 

werden. Hierbei steht einem, der behauptet wegen Rechtswidrigkeit eines Verhaltens 

einer Verwaltungsbehörde in Vollziehung der Gesetze betroffen zu sein der Rechtsweg 

gem Art 130 Abs 2 Z 1 B-VG214 jedoch nicht zur Verfügung, da der Materiengesetzgeber 

diese Möglichkeit nicht eröffnete. 

III.C.1.b.) Persönlich 

Basierend darauf, dass § 6 NÖ FG 2015 eine allgemeinfassende Unterlassungspflicht 

darstellt und unterschiedslos von jedem zu beachten ist, kann auf eine Differenzierung 

von juristischen und natürlichen Personen verzichtet werden. Dies daher, da zu 

faktischen Handlungen naturgemäß nur physische Personen fähig sind. Ein 

Organwalter, der für eine juristische Person tätig wird tritt nach außen dennoch als 

natürliche Person auf. Dementsprechend ist es von keiner Bedeutung, ob die Reichweite 

 

 

213 Vgl Neuhofer/Zeilmayr, Feuerpolizei 33 Anm 2,3 zu § 2. 
214 Vgl Grabenwarter/Fister, Verwaltungsverfahrensrecht und Verwaltungsgerichtsbarkeit6 (2019) 251. 
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dieser Pflicht im speziellen für juristische Personen anwendbar ist, da keinerlei 

Handlungspflichten ableitbar sind. 

III.C.2.) Sanktionen 

Während die allgemeine Pflicht gem § 6 NÖ FG 2015 keine Verwaltungsübertretung 

darstellt, sind die besonderen Pflichten nach § 7 ff von der BVB gem § 85 NÖ FG 2015 

mit einer Geldstrafe bis zu € 10.000,- zugleich für den Fall ihrer Uneinbringlichkeit mit 

einer Ersatzfreiheitsstrafe bis zu zwei Wochen, zu bestrafen. 

Nach der alten Rechtslage NÖ FG LGBl 4400-0 war die allgemein Pflicht noch als 

Verwaltungsübertretung gem § 67 Abs 1 Z 9 NÖ FG aF zu ahnden. 

III.D.) § 26 Z 3 NÖ FG 2015: „Jedermann ist verpflichtet, [...] im Brand- 

und Gefahrenfall den Anordnungen der Einsatzkräfte der 

Feuerwehr Folge zu leisten.“ 

III.D.1.) Vorbemerkung 

Diese Möglichkeit, Dritte zu verpflichten zielt im Wesentlichen darauf ab, keine weiteren 

Gefahrenquellen für Dritte zu schaffen, den Feuerwehren bestmöglichen Selbstschutz 

zu garantieren und die Aussicht auf einen schnellstmöglichen Einsatzerfolg zu 

verbessern. Letzteres ist ein wichtiger Faktor, wenn zeitlich kritische Einsätze vorliegen. 

Die Ausrückezeit215 beträgt bei den Freiwilligen Feuerwehren nach der im Jahr 2002 vom 

ÖBFV durchgeführten österreichweiten Studie 3,9 Minuten. Die Hilfsfrist216 liegt bei etwa 

15 Minuten.217 

Ziel sollte sein binnen 17 Minuten die Erstmaßnahmen gesetzt zu haben. Man 

errechnete hierbei fünf Minuten für Entdeckung und Alarmierungszeit, vier Minuten 

Einrückezeit der Feuerwehrmitglieder ins Feuerwehr-Haus, vier Minuten Anfahrtszeit 

und vier Minuten für die konkrete Erstmaßnahme.218 Dies wird wiederum entsprechend 

gewahrt, umso flächendeckender die Feuerwehren aufgestellt sind. 

Dass diese Zeiten äußert gering sind, folgt aus der Tatsache, dass Feuerwehren im 

Einsatz kaum auf Widerstand treffen und somit keine Hindernisse überwinden müssen. 

Zum einem ist das auf deren Befugnisse im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen 

zurückzuführen und zum Zweiten, dass gesellschaftspolitisch die Feuerwehren hohes 

 

 

215 Zeitspanne vom Eintreffen eines Alarmes bei der örtlich zuständigen Feuerwehr bis zum Ausrücken mit 
den Einsatzfahrzeugen. 
216 Zeitspanne ab Eingehen des Alarmes bis zu getroffenen Erstmaßnahmen der Feuerwehr am Einsatzort. 
217 Nähere Ausführungen zur Studie vgl Zeilmayr, Einsatzdienst, in: Brandstetter (Hrsg), 150 Jahre 
organisiertes Feuerwehrwesen in Oberösterreich - 135 Jahre Oberösterreichischer Landes-
Feuerwehrverband - 75 Jahre Oberösterreichische Landes-Feuerwehrschule - 50 Jahre 
Katastrophenhilfsdienst (2004) 128. 
218 Vgl ÖBFV, Feuerwehren 2020 206. 
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Ansehen genießen und dementsprechende Unterstützung und Entgegenkommen 

erfahren. 

Aus Erfahrung ist bekannt, dass im Einsatzfall die meisten Menschen bedingungslos ihre 

Mittel den Einsatzkräften zur Verfügung stellen. Die Feuerwehrmitglieder treffen dabei 

meist auf enorme Hilfsbereitschaft der Bevölkerung. Ein Überangebot an Hilfswilligen ist 

hierbei keine Seltenheit. Aus jüngerer Vergangenheit ist jedoch eine gesellschaftliche 

Werteänderung wahrnehmbar, indem vermehrt Personen Unverständnis gegenüber den 

Einsatzkräften zeigen und sich von Rechtschaffenheit und Hilfsbereitschaft 

distanzieren.219 Dies hat der Bundesgesetzgeber erkannt und mit entsprechenden 

Gesetzen reagiert. Seit dem Gewaltschutzgesetz 2019 BGBl I 2019/105 sind 

Körperverletzung gem § 83 Abs 3 Z 2 StGB und tätliche Angriffe gegen ausführende 

Organe der Feuerwehr gem § 91a Z 2 StGB besonders pönalisiert und erweitern neben 

dem Beamtenbegriff des StGB den besonderen Schutz von Feuerwehrmitgliedern.220 

III.D.2.) Voraussetzungen und Definitionen 

§ 26 NÖ FG 2015 beinhaltet folgende zu behandelnde Tatbestandsmerkmale: 

Jedermann – Brand- oder Gefahrenfall – Einsatzkräfte der Feuerwehr. 

Damit die Feuerwehr befugt ist hoheitliche Anweisungen zu erteilen muss sie im Rahmen 

ihrer gesetzlichen Aufgaben tätig werden. Wie oben bereits ausführlich erwähnt ist es 

zwingend notwendig, dass sie hierbei als örtliche bzw überörtliche Feuer- oder 

Gefahrenpolizei auftritt. 

Im örtlichen Bereich tritt sie als Hilfsorgan der Gemeinde auf, wogegen bei überörtlichen 

Einsätzen nach den Alarmplänen des NÖLFV vorzugehen ist. Sie werden demnach für 

den NÖLFV tätig, der wiederum ein Hilfsorgan der nö LReg ist. 

Die Befugnisse sind in beiden Bereichen ident. Das NÖ FG 2015 kennt bezüglich der 

Befugnis zur hoheitlichen Befehlsausübung keinen Unterschied, ob dies im örtlichen 

oder überörtlichen Feuer- oder Gefahrenpolizeibereich geschieht. 

Wesentliche Voraussetzung für die konkrete Befugnis ist ein entsprechender Brand- 

oder Gefahrenfall und der tatsächliche Einsatz der zuständigen Feuerwehr. 

 

 

219 Aufruf der Freiwilligen Feuerwehr Wr.Neustadt um mehr Verständnis vom 12.8.2016, 
https://www.noen.at/wr-neustadt/wiener-neustadt-feuerwehr-appell-verstaendnis-fehlt-19990765 
(abgerufen am 5.5.2021); Bericht über sabotierte Sirene der Freiwilligen Feuerwehr Pottenstein vom 
23.8.2020, 
https://kurier.at/chronik/niederoesterreich/noe-feuerwehrsirene-in-im-bezirk-baden-sabotiert/401008988 
(abgerufen am 5.5.2021); Rechtfertigung der Freiwilligen Feuerwehr Gleisdorf warum Sirene laut sein 
müsse vom 30.9.2014, https://www.meinbezirk.at/graz-umgebung/c-lokales/ja-das-muss-so-laut-sein-
sirenenproben-sind-keine-mutwillige-laermbelaestigung_a1095459 (abgerufen am 5.5.2021); Oesterreich, 
Gewalt gegen Einsatzkräfte - Grundlagen einer strukturierten Eigensicherung (2020) 55-60; Habitz, Gewalt 
im Rettungsdienst (2019) 149-155. 
220 Vgl ErlRV AA-150 BlgNR XXVI. GP, 151; Birklbauer, Der erweiterte Schutz des Gesundheitspersonals 
durch neue Strafbestimmungen, JMG, 2019/4, 224 (223). 
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Die Rsp und das NÖ FG 2015 unterscheidet die Aufgaben der Feuerwehren in 

privatwirtschaftliche und in welche der gesetzlich Normierten. Überhaupt erst ist die 

Ausübung ihrer zukommenden Befugnisse ausschließlich für Tätigkeiten der Feuerwehr 

zulässig, die sie im Rahmen ihrer gesetzlichen Aufgaben vollzieht. Außerhalb dieser, tritt 

die Feuerwehr als herkömmliches Rechtssubjekt auf.221 

III.D.2.a.) Jedermann 

Ob unter dem Begriff Jedermann auch juristische Personen zu verstehen sind muss im 

Folgenden näher untersucht werden. Fest steht, dass lt österreichischen Wörterbuch 

unter Jedermann alle natürlichen Personen ohne jegliche Unterscheidung oder 

Ausnahmen zu verstehen sind. Daher kann bereits dem Wortlaut nach, eine nähere 

Untersuchung für natürliche Personen ausbleiben. Diese sind jedenfalls Adressaten der 

genannten Norm. Darunter gehören auch Personen, die sich nur vorübergehend an 

bestimmten Orten aufhalten. ZB: Passanten, Touristen, etc.222 

Bezogen auf juristische Personen ist dies zweifelhaft, denn hier könnte es sich um eine 

planmäßige Gesetzeslücke handeln. Ein Blick in § 17 Abs 1 Z 1 NÖ KHG 2016 bekräftigt 

diese Zweifel, denn hier sind ausdrücklich physische und juristische Personen 

differenziert angeführt. 

„Unter „jedermann“ sind alle physischen Personen (ua. auch nur vorübergehend 

anwesende Ausländer, Touristen oder für juristische Personen handelnde Organe) zu 

verstehen.“223 Auch dies würde bedeuten, dass eine juristische Person nicht unmittelbar 

Adressat ist. Dasselbe solle für §§ 19, 20 Oö. Katastrophenschutzgesetz LGBl 32/2007 

idF LGBl 116/2020 gelten. 

Hinterfragt man den Zweck der Norm, so ist dem eindeutig zu entnehmen, dass die 

Befugnisse den Feuerwehren deswegen eingeräumt wurden, um bei der Bekämpfung 

von Gefahren die dazu notwendigen Ressourcen zu erweitern. Hier kann es keinen 

Unterschied machen, ob das notwendige Mittel von einer natürlichen oder juristischen 

Person stammt. Das notwendige Mittel muss im konkreten Fall zweifelsfrei so rasch als 

möglich und ohne unnötigen Aufwand verfügbar sein. Ein Einholen eines etwaigen 

Einverständnisses würde dies deutlich erschweren bzw verhindern. Wie Neuhofer 

anführt, trifft die Pflicht jedenfalls die handelnden Organe. Dem Grunde nach würde dies 

keinen Unterschied bedeuten, ob die Anordnung zuerst an die juristische Person und 

dann an ein ausführendes Organ ergeht oder der Weg umgekehrt wird. Wesentlich ist, 

dass die Anordnung ausgeführt wird. 

 

 

221 Vgl Festl, Recht 140; OGH 4.11.1997, 10 ObS 312/97y. 
222 Vgl Neuhofer/Zeilmayr, Feuerpolizei 32 Anm 1 zu § 1. 
223 Neuhofer, Feuerpolizei 32 Anm 1 zu § 2. 



 
 

58 
 

Historisch betrachtet ergibt der Bericht des gemeinsamen Verfassungsausschusses und 

Kommunalausschusses zum Entwurf des NÖ Feuerwehrgesetzes 1974 als Vorgänger 

des heute geltenden NÖ FG 2015, dass § 6 aF, „die generelle Formulierung mit der 

Wortfolge Jedermann, alle Fälle im Gegenstand umfassen solle. Die den Einzelnen 

betreffenden Verpflichtungen sind dadurch begrenzt, daß [sic] sie nur nach Möglichkeit 

und Zumutbarkeit auferlegt werden können.“ Gleichfalls sind die Befugnisse im Rahmen 

der §§ 26 und 27 NÖ FG 2015 auf die ältere Rechtslage zurückzuführen. Demnach sind 

die Eingriffe ausschließlich mit der Zumutbarkeit und Möglichkeit beschränkt.224 

Diese Ausführung dürften den Schranken der Befugnisse widerspiegeln. Eine 

Differenzierung von natürlichen und juristischen Personen ist nicht zu entnehmen. 

Auch der Geschädigte selbst ist als Adressat von § 26 NÖ FG 2015 mitumfasst. Trotz 

aller Betroffenheit soll er von den genannten Pflichten nicht entbunden werden. 

Im Rahmen des NÖ KHG 2016 erübrigt sich jegliche Untersuchung, da hier ausdrücklich 

sowohl physische als auch juristische Personen angeführt sind, und somit als 

Adressaten von Verpflichtungen feststehen. 

Gleichfalls ist es im eigenen Interesse von juristischen Personen, dass sie unter 

Jedermann zu subsumieren sind. Wäre dies nicht der Fall, so wäre der Rechtsweg für 

eine etwaige Entschädigung gem § 27 Abs 3 NÖ FG 2015 nicht möglich.225 

Bei vielen Einsätzen ist es notwendig, dass in Eigentumsrechte von juristischen 

Personen eingegriffen werden muss. ZB: Gewaltsames Öffnen eines Zaunes, 

Stromabschaltung, Grundstücksbenutzung, etc. Hierbei zeigt sich, dass bei all diesen 

Maßnahmen in das Eigentum einer juristischen Personen eingegriffen wird und nicht in 

das von Natürlichen. Damit nun Entschädigungen geleistet werden können, muss 

klargestellt sein, dass juristische Personen Normadressaten, der für Jedermann 

geltenden Pflicht sind und dadurch die Aktivlegitimation für die 

Anspruchsgeltendmachung erhalten. 

§ 26 NÖ FG 2015 spricht dem Wortlaut nach, dass Jedermann verpflichtet sei. Dies ist 

aber nicht grenzenlos, denn gänzlich Unbeteiligte, die sich weder in zeitlicher oder 

örtlicher Nähe am Einsatzgeschehen befinden, kann diese Pflicht denkunmöglich 

treffen.226 

Daher ist sie nur für jenen Personenkreis anwendbar, die im zeitlichen und örtlichen 

Bereich des Einsatzgeschehens verkehren. 

 

 

 

 

224 Vgl AB 452-1973 BlgLT IX. GP, 26,30. 
225 Anspruch auf Entschädigung besteht ex lege nur für Leistungen gem § 27 NÖ FG 2015. 
226 Vgl Neuhofer/Zeilmayr, Feuerpolizei 36 Anm 2 zu § 3. 
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III.D.2.b.) Brand- oder Gefahrenfall 

Eine Legaldefinition befindet sich für den Brandfall im NÖ FG 2015 nicht, jedoch im 

§ 1 Abs 2 Oö. FGPG LGBl 113/1994 idF LGBl 94/2014. Demnach ist ein Brand, jedes 

unkontrollierte Feuer, das geeignet ist, Schaden zu verursachen, jedenfalls auch 

Verpuffungen und Explosionen. 

Unter Brandfall iSd Bestimmung kann nur insoweit gesprochen werden, wenn nach 

allgemeinem Verständnis ein Feuer entfacht ist, dass ausreichend erscheint sich 

unkontrolliert weiterzuverbreiten. Abstrakt betrachtet, genügt aber auch, wenn eine 

Person, wie schwer das Feuer auch zu scheinen mag, einen Notruf absetzt. Bedenkt 

man, dass Personen mit einem Feuer konfrontiert sind, möge es auch noch so klein 

wirken, und hierbei subjektiv vermuten es sei außer Kontrolle, so muss ein Disponent in 

der Alarmzentrale dies ebenfalls vermuten.227 Andernfalls führe es zur Gefahr einer 

Bagatellisierung. 

Somit steht fest, dass konkret ein Brandfall vorliegt, sobald entweder ein Notruf 

abgesetzt wird oder es anderswertig als eindeutig gegeben erscheint. 

Schwieriger erscheint die Definition des Gefahrenfalles. Während ein Brand sachlich 

eingrenzbar ist, ist eine Gefahr sehr weit auslegbar. Fest steht, dass auch ein Brand 

einen Gefahrenfall auslöst, entgegen aber eine Gefahr keinen Brand begründet. 

Weitestgehend kann unter einer Gefahr verstanden werden, wenn es als wahrscheinlich 

erscheint, dass eine Verletzung von Leben, Gesundheit, Tieren, Sachgegenständen 

oder Umwelt bevorsteht oder bereits eingetreten ist.228 Wie im Brandfall gilt auch hier der 

abstrakte Gefahrenfall, sobald ein Notruf abgesetzt wird. 

III.D.2.c.) Einsatzkräfte der Feuerwehr 

Es muss nun untersucht werden, wann ein Einsatz beginnt und endet. Dies als 

Grundvoraussetzung, dass Feuerwehrmitglieder als Einsatzkräfte gelten. 

Wesentlich gilt als Einsatz jede Erledigung eines Brand- oder Gefahrenfalles. Abstrakt 

ist dieser in § 34 Abs 5 NÖ FG 2015 definiert. Dazu zählen jedenfalls Tätigkeiten der 

Brandbekämpfung, die Verhinderung, Minderung oder Beseitigung sonstiger Gefahren 

und technische und persönliche Hilfsleistungen, zu denen die Feuerwehr aufgrund ihrer 

Ausstattung und dem Ausbildungsstand ihrer Mitglieder fähig ist. Dennoch wird nicht 

genau konkretisiert, zu welchem Zeitpunkt der Einsatz beginnt und wann dieser endet. 

Im Kern beginnt die Pflicht eines Dritten bereits ex lege gem § 26 Z 1 lit a NÖ FG 2015 

bei der Wahrnehmung eines Brandes bzw einer Gefahr. Denn bereits hier wird der 

einzelne verpflichtet unverzüglich die nächste Feuerwehr oder die nächste 

Sicherheitsdienststelle zu verständigen. Unmittelbar danach knüpft die Pflicht den 
 

 

227 Auskunft des NÖLFV vom 11.5.2021. 
228 Vgl Festl, Recht 115. 
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Anordnungen der Einsatzkräfte der Feuerwehr Folge zu leisten an, denn bereits beim 

Absetzen eines Notrufes muss der Disponent die konkreten Umstände erfragen. Den 

Absetzenden treffen hierbei schon Auskunftspflichten gegenüber dem Disponenten der 

jeweiligen Alarmzentrale. 

Folglich wird dargestellt, wie das in der täglichen Praxis vonstatten läuft und dies 

juristisch interpretiert werden kann. 

Eine Person nimmt einen Brand- oder Gefahrenfall wahr. Sodann trifft sie unmittelbar 

die Pflicht die Feuerwehren zu verständigen. In der zuständigen Alarmzentrale trifft der 

Notruf ein. Der Disponent nimmt den Anruf entgegen und erfragt die wesentlichen 

Umstände. Aus den gewonnenen Erfahrungen bildet er sich ein Lagebild, anhand 

dessen er die im System hinterlegten Alarmpläne je nach Alarmstufe auslöst. Daraufhin 

werden die zuständigen Feuerwehren alarmiert und rücken zum Einsatz aus. Der 

Disponent ist gezwungen sich auf die Angaben des Notrufabsetzenden zu verlassen. 

Deswegen hat er alles ihm notwendig Erscheinende zu erfragen. Der Anrufer muss 

dieser Pflicht auch nachkommen, soweit es ihm zumutbar ist, anderweitig er eine 

Verwaltungsübertretung gem § 85 Abs 1 Z 11 NÖ FG 2015 vollenden könnte.229 

Gleichfalls erteilen die Disponenten öfters einfachste Anweisungen an den Anrufer. 

ZB: Einsatzfahrzeuge einzuweisen, Grundsätzliche Anweisungen sich einer konkreten 

Gefahr keinesfalls selbst auszusetzen, etc.230 

Verschiedene Zeitliche Aspekte können beim Einsatz chronologisch definiert werden: 

 Zeitpunkt 0; Entstehen des Brandes: Jemand nimmt Kenntnis von einem Brand und 

setzt einen Notruf ab. 

Hierbei haben die Einsatzkräfte der konkret zuständigen örtlichen Feuerwehr noch 

keinerlei Befugnisse. Sie müssen demnach zuerst alarmiert werden. Der Disponent 

der Alarmzentrale kann jedoch die Befugnis wahrnehmen, dass der Anrufende im 

pflichtgemäß alle Umstände mitzuteilen hat. 

 Zeitpunkt 1; Alarmierung: Hier sind mehrere Varianten denkbar. Zum einem, dass 

die Alarmierung über die Sirenenwarnanlage der Gemeinde erfolgt und die 

Feuerwehrmitglieder über einen Einsatz informiert werden, zum anderen, dass sie 

persönlich alarmiert werden.231 

In Frage kommt, ob Feuerwehrmitglieder für ihren Weg oder am Weg zum 

Feuerwehr-Haus Befugnisse gegenüber Dritten haben. Denkbar wäre etwa, dass 

 

 

229 Unabhängig von diesen Pflichtverstoßen bilden Notruf-Missbräuche den Alarmzentralen große 
Probleme. Dies sei hier nur erwähnt, denn ein entsprechender Missbrauch wird gesondert gem § 85 Abs 1 
Z 14 NÖ FG 2015 und strafrechtlich gem Bundesgesetz gegen den Missbrauch von Notzeichen bestraft. 
230 Auskunft des NÖLFV vom 11.5.2021: Notfallpsychologische Betreuung ist nicht vorgesehen. 
231 Üblicherweise sind Feuerwehrmitglieder mit Personenrufempfänger ausgestattet, sodass sie persönlich 
zum Einsatz alarmiert werden. Mit der fortschreitenden Technologie von Mobilfunkgeräten, kann eine 
Alarmierung auch mittels feuerwehrspezifischen Funktionen geschehen. 
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ein Mitglied keine Möglichkeit hat, ins Feuerwehr-Haus zu fahren und sich 

deswegen einem Dritten bedient. 

Fallbeispiel: Ein Feuerwehrmitglied ist eingeteilter GrKdt. Er ist in seiner Freizeit an 

seinem Wohnort spazieren und dabei 5 km vom Feuerwehr-Haus entfernt als er 

plötzlich das Aufheulen der Sirene vom örtlichen Feuerwehr-Haus wahrnimmt und 

sogleich eine Alarmierung auf sein Handy erhält. Es ist ihm unmöglich kurzfristig ins 

Feuerwehr-Haus zu kehren, deswegen stoppt er einen vorbeifahrenden Passanten 

und verpflichtet diesen, ihn ins Feuerwehr-Haus zu fahren. 

Dabei ließe sich argumentieren, dass hierbei schon Befugnisse wahrgenommen 

werden können. Für Feuerwehrmitglieder, die vorerst idR noch in Zivilbekleidung 

unterwegs sind, hat der Einsatz bereits formell begonnen. Von diesem Zeitpunkt an 

handeln sie pflichtbewusst und kommen ihren Aufgaben nach. Ist es dabei 

notwendig und zielführend, dass ihnen durch ein Verpflichten von Dritten, die 

Pflichterfüllung wesentlich erleichtert wird, so können sie davon Gebrauch 

machen.232 Abweichend der Situation, dass in diesen Konstellationen ihr Handeln 

noch nicht auf den EL zurückzuführen ist, soll dennoch gelten, dass der fiktive EL 

dies auch so angeordnet hätte. Problematisch ist ebenfalls, dass 

Feuerwehrmitglieder während ihrer Einsatztätigkeit die entsprechende 

Einsatzuniform gem § 29 Abs 5 NÖ FO zu tragen haben, andererseits sie faktisch 

noch keine Einsatzkräfte sind. Auch von dieser Voraussetzung kann abgesehen 

werden, wenn es dem einzelnen Feuerwehrmitglied schlicht noch nicht möglich ist, 

die Einsatzbekleidung zu erreichen. Für Befugnisse im Zeitpunkt 1 kann es nicht 

vorausgesetzt werden, dass Feuerwehrmitglieder bereits vollständig adjustiert 

wären und einen Befehl ihres Vorgesetzten abwarten müssten. Dies würde den 

Zweck der Befugnis aushebeln und würde im äußersten Fall verhindern, dass 

Feuerwehrmitglieder zeitgerecht ins Feuerwehr-Haus einrücken können. 

Zum gleichen Ergebnis gelangt man, wenn die Bestimmungen des  

§ 176 Abs 1 Z 7 lit a ASVG233 betrachtet werden. Feuerwehrmitglieder genießen 

während Einsatztätigkeiten besonderen Unfallversicherungsschutz. Dem 

gleichgestellt sind gem § 176 Abs 1 Z 2 ASVG Personen, die dem Verunfallten Hilfe 

leisten. Darunter würde nun auch ein Dritter subsumierbar sein, der die ihm 

auferlegten Pflichten wahrnimmt. Als Einsatz iSd ASVG gilt jegliche Tätigkeit für die 

Feuerwehrmitglieder im Rahmen der gesetzlichen Zuständigkeit, wobei auf die 

landesgesetzlichen Bestimmungen zu verweisen ist. Dies ist abstrakt in § 34 NÖ FG 

 

 

232 Besonderes würde gelten, wenn Feuerwehrmitglieder nicht direkt ins Feuerwehr-Haus einrücken, 
sondern unmittelbar zum Einsatzgeschehen fahren. Auch hier käme ihnen die Befugnis bereits zuteil, 
denn jedenfalls ab diesem Zeitpunkt sind sie formell Einsatzkräfte. 
233 ASVG BGBl 189/1955 idF BGBl I 78/2021. 
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2015 definiert. Als Einsatz zählt hier insbesondere jede Tätigkeit im Rahmen der 

Feuer- und Gefahrenpolizei, jedenfalls die Brandbekämpfung und die Verhinderung, 

Minderung oder Beseitigung sonstiger Gefahren. Da das NÖ FG 2015 nun keine 

weiteren Definitionen zum Beginn und Ende eines Einsatzes vornimmt, muss dies 

ermittelt werden. Ein innerer Zusammenhang von Einsatz und dem tatsächlichen 

Geschehen und Vorgehensweise der handelnden Personen ist dann anzunehmen, 

wenn Personen ad hoc ihr momentanes Umfeld verlassen, und als 

Feuerwehrmitglieder auftreten, sie sich bei Wahrnehmung eines Alarmes in den 

Dienst der Feuerwehr stellen und ihre vorgegebenen Anordnungen ausführen. IdR 

beginnt der Einsatz somit mit dem Wahrnehmen eines Alarmes und dem darauf 

unverzüglichen Weg ins Feuerwehr-Haus bzw zum Einsatzort. Dies sollte als 

Einsatzbeginn iSd ASVG gelten.234 

„Der Schutz auf dem Weg von einem „dritten Ort“ zu einer Übung ist dann nicht 

ausgeschlossen, wenn für den Aufenthalt an diesem Ort Gründe bestehen, die mit 

der versicherten Tätigkeit (Ausübung der im Rahmen der Übung obliegenden 

Pflichten) in einem inneren Zusammenhang stehen, so zB dann, wenn die Übung 

von diesem anderen Ort aus leichter und gefahrloser erreicht werden kann (etwa 

wenn eine Übung so terminisiert ist, dass daran ein einer unselbständigen 

Beschäftigung nachgehendes Mitglied einer freiwilligen [sic] Feuerwehr nur 

teilnehmen kann, wenn es den Weg von der Arbeitsstätte aus antritt) oder wenn ein 

Feuerwehrmitglied außerplanmäßig von einem zufälligen Aufenthaltsort zur Übung 

gerufen wird.“235 

Was für eine Übung gilt, muss jedenfalls auch für einen Einsatz gelten, da dieser 

nicht vorhersehbar ist und Personen sich außerhalb ihrer Tätigkeiten bei der 

Feuerwehr immer an „dritten Orten“ aufhalten. Ein Feuerwehrmitglied wird gerade 

im Einsatzfall außerplanmäßig zum Tätigwerden gerufen.236 

Der Einsatz beginnt demnach bereits bei der Wahrnehmung des Alarms und dem 

darauffolgenden Handeln, um die Pflicht wahrnehmen zu können. Hauptsächlich ist 

dies der Weg zum Feuerwehr-Haus. Begünstigungen aus der StVO 1960 sind 

hierbei nicht anwendbar, weil es keine Einsatzfahrt mit Blaulicht ist. 

 Zeitpunkt 2; Ausrückung: Feuerwehrmitglieder treffen im Feuerwehr-Haus ein, 

ziehen die Einsatzbekleidung an und besetzen die Fahrzeuge. Sind diese 
 

 

234 Vgl Müller, § 176 ASVG - Arbeitsunfällen gleichgestellte Unfälle, in: Mosler/Müller/Pfeil (Hrsg), 
Kommentar zur gesamten Sozialversicherung Rz 112/1 (Stand 1.12.2020, rdb.at). 
Ein Wegunfall gem § 175 Abs 2 ASVG würde auch besonderen Unfallschutz begründen. Dieser bleibt für 
die Ausführungen außer Acht. 
235 OGH 20.12.2016, 10 ObS 128/16w; RS0084380; RS0084822. 
236 Vgl Neuhofer/Zeilmayr, Feuerpolizei 846 Anm 3 zu § 176 ASVG. 
Zusätzlich genießen Feuerwehrmitglieder auch im Rahmen von Ausbildung und Übung 
Versicherungsschutz. Gleichfalls bei Tätigkeiten im Rahmen anderer obliegenden Verpflichtungen. 
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ausreichend besetzt, so fahren sie zum Einsatzort aus. Feuerwehrmitglieder, die 

nicht rechtzeitig ins Feuerwehr-Haus gelangen und somit nicht mit einem 

Feuerwehrfahrzeug zum Einsatz fahren können, können auf andere Weise, etwa 

mit ihrem privat PKW, zum Einsatz nachrücken.237 

Aus der StVO 1960 haben Feuerwehrfahrzeuge im Einsatz gegenüber anderen 

Verkehrsteilnehmer besondere Erlaubnisse. Darüber hinaus, wäre auch hier 

denkbar, dass sie Anordnungen erteilen, weil etwa die Ausfahrt durch abgestellte 

Fahrzeuge versperrt ist. Ein Feuerwehrfahrzeug befindet sich im Einsatz, wenn es 

dem KFG. 1967 entsprechende Warnvorrichtungen hat und diese während der Fahrt 

benutzt werden. Typisch ist hierbei das Fahren mit Blaulicht und/oder Folgetonhorn. 

Zugleich werden übliche Verkehrsteilnehmer auch verpflichtet, beim Wahrnehmen 

von Einsatzfahrzeugen diesen gem § 19 Abs 2 und § 26 Abs 5 StVO 1960 den 

nötigen Vorrang und Platz einzuräumen, andernfalls es eine 

Verwaltungsübertretung gem § 99 Abs 2c StVO 1960 darstellen könnte. 

Der Einsatz der Feuerwehr beginnt formell mit der Alarmierung der Feuerwehrkräfte. 

Schlagartig werden somit zivile Personen zum Einsatz gezogen und befinden sich 

im Einsatz. Materiell beginnt der Einsatz mit dem Ausrücken der Einsatzfahrzeuge 

bzw, wenn einzelne Mitglieder direkt am Einsatzort eintreffen. 

 Zeitpunkt 3; während der Brandbekämpfung: Diese Zeitspanne ist jene vom 

Erreichen des Einsatzobjektes bis zum Abmarschbefehl des EL. 

Hier liegt das Hauptaugenmerk der Befugnis. Der Einsatz hat formell und materiell 

für alle Beteiligten begonnen. 

 Zeitpunkt 4; Ende: Der Einsatz ist beendet. Ab diesem Zeitpunkt endet jedenfalls 

die Befugnis der Feuerwehr. Fraglich ist, ab welchen konkret definierten Zeitpunkt 

ein Einsatz beendet ist, denn dies soll den Anknüpfungspunkt für das Ende der 

Befugnisausübung bilden. 

Nach den feuerwehrinternen Regelungen ist der Einsatz beendet, wenn die 

Einsatzbereitschaft wiederhergestellt ist.238 Auch wenn dies bloß provisorisch 

erledigt wird. Für einzelne Mitglieder kann der Einsatz jedoch schon dann enden, 

sobald sie den Einsatzort verlassen haben. Dies begründet das formelle Ende. 

Materiell beendet ist er, wenn der EL den Einsatz als beendet verkündet.239 Der 

ausgeprägte Grundsatz der Feuerwehr, dass der Einsatz erst bei Wiederherstellen 

der Einsatzbereitschaft beendet ist, steht in keinerlei Verhältnis mit der 

Befugnisausübung, denn in jener Zeitspanne vom erklärten Ende des EL bis zum 

 

 

237 Durchaus ist es üblich, dass viele Feuerwehrmitglieder nicht beim „Erstschlag“ verfügbar sind, sondern 
erst im Laufe des Einsatzes direkt am Einsatzort eintreffen. 
238 Vgl NÖLFV, Lernbehelf Basiswissen (2019) 91. 
239 Sog „Brand Aus“ verkündet. 
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Herstellen der Einsatzbereitschaft ist objektiv keine Gefahr mehr gegeben. Der 

formelle Begriff hat somit bloß deklarativen Charakter. Das materielle vom EL 

verkündete Einsatzende begründet das Ende des hoheitlichen Tätigwerdens und 

folglich endet die Befugnis zur Verpflichtung von Dritten. 

Sind an einem Einsatz mehrere Feuerwehren beteiligt so gilt bzgl Beginn für jede 

Feuerwehr dasselbe wie erwähnt. Beim Ende muss differenziert werden. Der 

Einsatz ist für andere Feuerwehren, die zur Hilfe hinzugezogen wurden, materiell 

beendet, wenn der zuständige EL den Abmarschbefehl erteilt. Formell endet er, 

wenn jede Feuerwehr für sich die Einsatzbereitschaft wieder hergestellt hat. Für 

einzelne Mitglieder gilt obiges. 

Nicht als Einsatz können Handlungen definiert werden, die außerhalb des 

gesetzlichen Auftrages für die Feuer- oder Gefahrenpolizei wahrgenommen werden. 

Insbesondere zählen hierzu Tätigkeiten im Rahmen der Ausbildung, Übungen oder 

andere, nicht als Hilfsorgan der Gemeinde verrichtete Handlungen.240 

Genauer muss die Thematik „Fehlalarme“ untersucht werden. Wie aus der Praxis 

bekannt ist, sind etwa 8% aller Einsätze, solche die entweder keinen Brand oder 

Gefahrenfall darstellen oder bereits vor Eintreffen der Feuerwehr beseitigt 

wurden.241 Dennoch muss bis zum sicheren Feststellen über das Nicht-Vorliegen 

einer Gefahr, davon ausgegangen werden, dass sie tatsächlich bestehe. Die 

Disponenten der Alarmzentralen sind zwar dementsprechend geschult, Aussagen 

zu interpretieren, dennoch gibt es vielerlei Umstände, die im Zweifel eine höhere 

Gefahr annehmen lassen als eine geringere. Bspw wenn ein Kind einen Notruf 

absetze. Damit nun die Feuerwehren die Lage beurteilen können, müssen ihnen 

dieselben Befugnisse zugänglich sein, als ob eine reale Gefahr bestehe, denn nur 

der EL der Feuerwehr kann einen bereits ausgelösten Alarm wieder quittieren. Dies 

lässt keinen Zweifel übrig, dass ein Handeln der Feuerwehren als Einsatz-

Qualifikation stets ex ante betrachtet werden muss, und zwar ohne jegliche 

Erkenntnisse, die ex post feststehen. 

Mit Bekräftigung durch das Erkenntnis des VwGH242 steht nun als Ergebnis fest, 

dass selbst bei Fehlalarmen den Einsatzkräften die Befugnis des 

§ 26 Z 3 NÖ FG 2015 zukommt. Denn, wenn auch ex post betrachtet keine 

Notsituation vorgelegen haben möge, so haben Feuerwehrmitglieder im Einsatz 

nach ihrem eingeprägten Schema den Einsatz abzuarbeiten. Um eine konkrete 

Lage beurteilen zu können, müssen ihnen dieselben Befugnisse zukommen als 

 

 

240 OGH 4.11.1997, 10 Ob S312/97y. 
241 Auskunft des NÖLFV vom 11.5.2021. 
242 VwGH vom 26.4.1994, 93/05/0275; VwSlg 14045 A/1994. 
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wäre tatsächlich eine Notsituation gegeben. Zudem geben sich Einsatzkräfte bei 

jedem Einsatz einer Gefahr aus, die durch Ausübung von Befugnissen auf ein 

angemessenes Maß minimiert wird. 

 

Als Einsatz iSd NÖ FG 2015 gilt somit jene Zeitspanne ab Einlangen eines Alarmes bis 

zum erklärten Ende des EL. 

Ob Hilfeleistungen der Feuerwehr außerhalb ihrer gesetzlichen Pflichten auch als 

Einsatz gelten, bedarf einer weiteren Erörterung. Es sind zwei Fälle zu unterscheiden. 

Einerseits jene Fälle, in denen eine staatliche Behörde die Hilfeleistung in Anspruch 

nimmt und andererseits jene Fälle, in denen Private die Feuerwehr zu Hilfeleistung 

heranziehen. Etwa für Brandsicherheitswachen bei Veranstaltungen, Wassertransporte, 

Hilfsdienste mit feuerwehrspezifischen Gerätschaften, etc. Bedienen sich andere 

staatliche Institutionen der Feuerwehr, bspw zur Türöffnung bei einer 

Hausdurchsuchung,243 wird die Feuerwehr als „verlängerter Arm“ der jeweiligen Behörde 

tätig. Ihr Handeln ist demnach der um Hilfe ersuchenden Behörde zuzurechnen.244 Wird 

eine Feuerwehr derart für Private tätig, sind die Bestimmungen des ABGB idgF 

anzuwenden. Es handelt sich hierbei um vertragliche Leistungen, denn die Feuerwehren 

als öffentlich-rechtliche Organisation kann auch im Rahmen der 

Privatwirtschaftsverwaltung auftreten. Zu beachten hierbei ist, „daß [sic] die Feuerwehr 

die Grundrechte zu beachten hat. Als Folge des Gleichheitsgrundsatzes besteht daher 

ein grundsätzlicher Kontrahierungszwag.“245 Ausdrücklich normiert ist diese Möglichkeit 

des Tätigwerdens in § 34 Abs 4 NÖ FG 2015. Dieser lautet: „Darüber hinaus kann jede 

Feuerwehr technische und persönliche Hilfsleistungen erbringen, für welche sie 

aufgrund ihrer Ausstattung und dem Ausbildungsstand ihrer Mitglieder geeignet ist.“ 

Dass diese Art von Leistungserbring als Einsatz gem § 34 NÖ FG 2015 definiert wird, 

hat deklarativen Charakter. Sie wahrt den besonderen Versicherungsschutz von  

§ 176 Abs 1 Z 7 lit a ASVG.246 Befugnisse iSd § 26 NÖ FG 2015 kommen der Feuerwehr 

dabei nicht zu. Verkehrsrechtliche Begünstigungen oder sonstige Eingriffsrechte 

kommen ihnen dabei ebenfalls nicht zu. 

Ein wesentlich zu beachtendes Kriterium ist, dass Einsatzkräfte nicht konkreter im 

Gesetz definiert sind, für ein zulässiges Ausüben der Befugnisse aber als sehr wichtig 

erscheint. Denn, wenn man sich einen Einsatz realitätsnahe vorstellt, so ist es durchaus 

üblich, dass mehr als 50 Feuerwehrmitglieder am Einsatz mitwirken. All diese Personen 

nehmen aktiv am Einsatz teil. Sie sind dabei pauschal Einsatzkräfte. Bei genauerer 

 

 

243 VfGH 4.3.1987, B877/86; 26.9.1989, B159/86. 
244 Vgl Festl, Recht 139.  
245 Festl, Recht 140. 
246 Vgl Paar, Feuerwehrgesetz 72 Anm 6. 
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Betrachtung bedarf es einer Differenzierung, dass nicht jeder einzelne der 50 Personen 

von der Befugnisausübung Gebrauch machen kann. Hierbei sind alle verschiedensten 

Gesellschaftsschichten tätig. Vom 15-jährigen Probefeuerwehrmann bis zum 70-

jährigen Reservisten, vom ausreichend ausgebildeten, erfahrenen Feuerwehrmann bis 

zum eher unerfahrenen, pflichtsäumigen Mitglied. Würde nun hierbei jedem einzelnen 

die Befugnis eingeräumt werden, so könnte sich dies zu chaotischen Situationen 

auswirken. Man stelle sich bloß vor, wie jeder der 50 Personen anderer Ansicht ist und 

ständig Dritte daraufhin angewiesen werden. Es ist daher zwingend notwendig, dass es 

nur einem kleinen, bestimmen Personenkreis zukommen sollte, der Aufgrund seiner 

Ausbildung dazu fähig ist die jeweiligen Ausübungsrechte abzuwägen und Aufgaben zu 

erteilen. Dies ist im Einsatz der zuständige EL und dessen direkt untergliederten 

Verantwortungsträger. Als Einsatzkräfte gelten somit alle Feuerwehrmitglieder, die am 

Einsatzgeschehen teilnehmen. Im Innenverhältnis müssen dagegen die konkreten 

Befugnisse entsprechend dem Befehlsschema auf den dazu Verantwortlichen 

zurückzuführen sein, was ihnen das Handeln im Außenverhältnis zu Dritten überhaupt 

erst ermöglicht.247 

Feuerwehrmitglieder trifft während eines Einsatzes gem § 29 Abs 5 NÖ FO die Pflicht 

eine entsprechende Einsatzbekleidung zu tragen, um nach außen für jeden als 

Einsatzkraft erkennbar zu sein.248 Verbotenes Tragen von dritten Personen stellt eine 

Verwaltungsübertretung gem § 85 Abs 1 Z 15 NÖ FG 2015 dar. Eine Ausnahme besteht 

nur insoweit, wenn sich ein Feuerwehrmitglied erst am Weg zum Einsatzort befindet und 

hierbei nicht mit einem Feuerwehrfahrzeug unterwegs ist. Ist dieses Mitglied somit in 

ziviler Bekleidung und am Weg zum Feuerwehr-Haus bzw zum Einsatzort, so kann es 

bereits hier als Einsatzkraft angesehen werden. 

III.D.3.) Reichweite dieser Pflicht 

Der Zweck dieser Pflicht basiert auf mehreren Argumenten. Zum einem besteht bei 

jedem Einsatz für die Einsatzkräfte ein erhöhtes Risiko sich selbst einer Gefahr 

auszusetzen. Bereits in der Grundausbildung wird gelehrt, dass der Eigenschutz 

jedenfalls über jedem anderen Interesse steht.249 Daher müssen Vorkehrungen getroffen 

werden können, um das Risiko vor weiteren Gefahren während des laufenden Einsatzes 

für alle Einsatzkräfte auf das geringste Maß zu reduzieren. Vielfach handelt es sich dabei 

um Maßnahmen, die Dritte betreffen. ZB: Ausreichendes Absperren eines Bereiches 

beim Verkehrsunfall, Wegschaffen von Gefahrgütern, etc. 

 

 

247 Siehe unten III.D.3.d.). 
248 Selbstverständlich auch zum besseren Eigenschutz. 
249 Vgl NÖLFV, Lernbehelf 19 f. 
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Wird dabei in die Sphäre von Dritten eingegriffen, so haben diese den Anordnungen 

gem § 26 Z 3 NÖ FG 2015 Folge zu leisten. Diese ist mit einer Verwaltungsübertretung 

sanktionierbar.250 

Gleichfalls dient diese Regel, um Dritte nicht den Gefahren auszusetzen. Oftmals ist für 

Unbeteiligte die konkrete Gefahrensituation nicht zu erkennen, weil es an notwendiger 

Kenntnis der Auswirkungen fehlt. Sie laufen daher unbewusst Gefahr, sich in Situationen 

zu bringen, die das Risiko von weiteren Notsituationen deutlich erhöhen. Laien ohne 

entsprechender Fachkenntnis, wie sie Feuerwehrmitglieder in ihrer Ausbildung 

durchlaufen, können nicht beurteilen, wie weit die konkrete Gefahr reicht. 

Einsatzkräften muss deswegen eine rechtliche Handlungserlaubnis eingeräumt werden, 

um auch Dritte vor weiteren Gefahren zu schützen. 

III.D.3.a.) Sachlich 

Auf sachlicher Ebene können Anordnungen nur erlassen werden, die notwendig für den 

Einsatzerfolg sind, weitere Gefahren eliminieren oder die Privatsphäre der Einsatzopfer 

gefährden. 

Es handelt sich um eine einfache Folgeleistungspflicht. Das heißt, dass die 

Normadressaten durch einfachste Schritte dieser Pflicht nachgehen können. In der 

Praxis ist dies oft der Fall, dass Personen den abgegrenzten Einsatzbereiche zu 

verlassen haben, ihn nicht betreten dürfen oder, hauptsächlich bei Verkehrsunfällen, die 

abgegrenzten Bereiche zu berücksichtigen haben. 

§ 26 NÖ FG 2015 beinhaltet noch weitere Pflichten.251 Die allgemeinen Pflichten bei 

Bränden und Gefahren wurden bereits oben unter § 6 NÖ FG 2015 erörtert. Anders als 

in § 6 NÖ FG 2015 werden Pflicht iSd § 26 Abs 1 NÖ FG 2015 mit ihrer Zumutbarkeit 

begrenzt. Zumutbar erscheint diese Pflicht, wenn sie allgemein betrachtet mit 

Gesichtspunkt auf deren Schwere, der Vorhersehbarkeit, der Ortsüblichkeit, der 

besonderen Fähigkeiten von Personen vereinbar ist.252 

Für den Rahmen der Zumutbarkeit ist es auch stets maßgebend, wie sehr das 

Verhältnis, ex ante betrachtet, von der konkreten objektiven Gefahr und die 

personenbezogenen subjektiven Umstände wiegt. Insbesondere ist auf Alter, 

Stresssituation, körperliche und geistige Fähigkeiten zu achten. Ferner muss die konkret 

in Betracht kommende Handlung dem Verpflichtet auch möglich sein. Ist sie unzumutbar, 

so erübrigt sich die Frage der Möglichkeit. 

 

 

250 Siehe unten III.D.5.). 
251 Insb Sofortmaßnahmen, Verständigung der Einsatzkräfte, erste Löschhilfe, Behinderungsverbot der 
Einsatzkräfte, etc. 
252 Vgl Neuhofer/Zeilmayr, Feuerpolizei 33 Anm 2 zu § 2. 



 
 

68 
 

Zu Maßnahmen der Brandbekämpfung zählt alles, was zur Eindämmung oder Löschung 

eines Brandes, einschließlich der Rettung von Menschen und Tieren, wirkt. Zusätzlich 

zählt für die Begrenzung von Schäden alles, was geeignet ist die Folgen des Brandes 

zu minimieren.253 

Bei Wahrnehmung eines Brandes oder einer Gefahr ist unverzüglich die Feuerwehr bzw 

die Polizei zu verständigen. Dies bedeutet, dass jedermann die Pflicht trifft, einen Notruf 

abzusetzen, wenn er Kenntnis von einer solchen Situation erlangt. Zweifelsohne ist diese 

Pflicht, die am wenigsten unzumutbare und zugleich die wohl wichtigste. 

Erste Löschhilfe sind Löschmaßnahmen, die vor Eintreffen der Feuerwehr durch 

Einzelpersonen mit im unmittelbaren Gefahrenbereich vorhandenen Kleinlöschgeräten 

durchgeführt werden können. 

Werden diese Pflichten missachtet, so kann dies unter Umständen strafrechtliche 

Konsequenzen für die jeweiligen Personen nach sich ziehen. 

Auch die StVO 1960 begründet im Einsatz Vorteile für Feuerwehrfahrzeuge.254 Die  

StVO 1960 verwendet dazu den Begriff „Gefahr in Verzuge“ als Tatbestandsmerkmal. 

Gefahr in Verzug ist erfüllt, wenn ein Anlass und dessen dringliche Abwicklung gegeben 

sind.255 Hierbei wird das konkrete Beispiel angeführt, dass unter Anlass jedenfalls die 

Fahrt zum Ort der dringenden Hilfe, zu verstehen ist. Die Dringlichkeit der Einsatzfahrt 

ist hierfür maßgebend und zweifelsfrei damit verbunden, unabhängig ob diese ex post 

betrachtet tatsächlich bestand. 

III.D.3.b.) Örtlich 

Der örtliche Schranken dieser Pflichten begrenzt sie weiterhin. Für Personen, die sich 

unmittelbar in der örtlichen Nähe des Einsatzes befinden gilt die Bestimmung jedenfalls. 

Schwieriger ist dies zu beurteilen, wenn eine Person beliebig weit weg vom 

Einsatzgeschehen verweilt. In Frage kommt bspw, dass bei Verkehrsunfällen auf 

Autobahnen, diese weiträumig gesperrt werden und daher die Betroffenen schon 

kilometerweise vorher angewiesen werden, das betroffene Teilstück nicht zu befahren. 

Zweck der örtlichen Begrenzung dieser Pflicht soll es jedoch nicht sein, sie tatsächlich 

auf einen bestimmten Umkreis zu beschränken, sondern all das zu ermöglichen, was 

zielführend zur Einsatzabwicklung und Gefahrenabwehr wirkt. Daher kann es örtlich 

keine Grenze zur Befugnisausübung geben, sofern dies unmittelbar oder auch mittelbar 

dem Zweck dient. Entscheidend ist viel eher, dass die ausgeübte Anordnung sich 

höchstwahrscheinlich positiv auf den Einsatzablauf auswirkt. 

 

 

253 Vgl Neuhofer/Zeilmayr, Feuerpolizei 38 Anm 7 zu § 3. 
254 Siehe oben II.2.6.e.). 
255 Vgl Weber, Einsatzfahrzeug, ZVR 1988/3, 70 (68). 
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Anders könnte für Befugnisse im Rahmen der Hilfeleistungspflicht gem § 27 NÖ FG 2015 

argumentiert werden.256 

III.D.3.c.) Zeitlich  

Die zeitlichen Grenzen sind mit dem des Einsatzes ident. Es kann nach oben verwiesen 

werden.257 

Als Zwischenergebnis steht nun fest, dass die Pflicht den Anordnungen der Einsatzkräfte 

Folge zu leisten sehr weit gefasst ist. Um die Pflicht nicht ins unermessliche 

auszuweiten, sind die konkreten Anweisungen jedoch relativ beschränkt. Sofern es sich 

um Anweisungen handelt, die mit hoher Wahrscheinlichkeit die Gefahr für die verunfallte 

Person oder für Einsatzkräfte minimiert, sind sie zulässig. Gleiches soll gelten, wenn die 

Gefahr für die Verpflichteten selbst gebannt wird. Ebenso ist alles zulässig, was 

notwendig erscheint, um den Einsatzerfolg der Feuerwehr zu fördern. Dazu zählen auch 

bereits Befugnisse, die nicht auf den EL zurückzuführen sind. 

III.D.3.d.) Befehlskette im Einsatz 

Jedes taktische Handeln der Einsatzkräfte muss vom zuständigen Weisungsberechtigen 

ergehen. Hierarchisch steht an oberster Stelle der EL. Er hat, sofern es sich nicht um 

Standardregeln handelt, die Befehle dazu zu erteilen. Standardregeln sind jene, die 

jedes Feuerwehrmitglied aufgrund ihrer Ausbildung kennt. ZB: Absperrbereich beim 

Verkehrsunfall, Handhabung der Geräte. Eine weitere Ausnahme besteht bei Gefahr in 

Verzug. Hierbei kann jedes Feuerwehrmitglied auch ohne Befehl tätig werden. 

Der EL ist die wichtigste Einheit im Feuerwehreinsatz. Er trägt die Gesamtverantwortung 

und führt den Einsatz.258 Es muss untersucht werden wer diese Position innehat und 

welche Befugnisse er hat. 

EL ist, wer nach der EL-Liste dazu vorgesehen ist. Er ist als solcher kenntlich zu machen. 

Dafür hat er den sog EL-Überwurf zu tragen, sodass ihn jeder als solchen erkennt.259 Er 

hat ständig die Lage zu beurteilen und dementsprechende Anweisungen zu erteilen. 

Ferner steht es in seinem alleinigen Ermessen, ob noch weitere Einsatzkräfte 

hinzugezogen werden müssen und wie lange diese benötigt werden.260 Bei Einsätzen 

bedient er sich der ELtg,261 die ihm als Stab zur Verfügung steht und den Befehls- und 
 

 

256 Siehe unten III.E.2.a.). 
257 Siehe oben III.D.2.c.). 
258 Definition des EL in ÖNORM S2304, Integriertes Katastrophenschutzmanagement – Benennung und 
Definitionen (2011) Pk. 2.16.: „Person, die in einem Einsatz innerhalb des ihr übertragenen 
Zuständigkeitsbereiches die Gesamtverantwortung für das Handeln einer Behörde, Einsatzorganisation 
oder Einrichtung zu tragen, alle erforderlichen Aufträge zu erteilen und Maßnahmen zu treffen hat und zu 
diesem Zweck mit besonderen Vollmachten und Befugnissen ausgestattet ist.“ 
259 Vgl DA 3.6.2. Dienstbekleidung und Dienstgrade, vom 1.1.2020. Der EL-Überwurf ist eine gut sichtbare 
Überwurfweste mit gelber Reflexion und der Aufschrift Einsatzleiter Feuerwehr. 
260 So auch VwGH 10.5.2010, 2009/17/0087. 
261 Definition der ELtg in ÖNORM S2304, Integriertes Katastrophenschutzmanagement – Benennung und 
Definitionen (2011) Pkt 2.17.: „Die Einsatzleitung ist eine Einrichtung der Führung, die im Rahmen eines 



 
 

70 
 

Informationsfluss gewährleistet. Im Bedarfsfall kann gem § 29 Abs 1 NÖ FO der EL auch 

weitere Kräfte anderer Feuerwehren anfordern, wenn er dies als notwendig erachtet. In 

dieser Bestimmung sind Stärke und Ausrüstungen ausdrücklich erwähnt. Aus notwendig 

kann es auch angesehen werden, wenn die eigene Feuerwehr nicht dem 

Ausbildungsstand entspricht, der zur Einsatzbekämpfung notwendig ist. 

Im Laufe eines Einsatzes kann er Kräfte auch vom Einsatz wieder abrücken lassen. 

Kommt der EL zum Schluss, dass die Gefahr gebannt ist und es keine weiteren 

Handlungen bedarf, so hat er das Einsatzende auszurufen. 

Durchaus zweckentsprechend ist es auch zulässig, dass andere Einsatzkräfte auch 

selbstständig Anordnungen erlassen, wenn es bloß geringfügig erscheint oder der EL 

ohnehin auch getätigt hätte. ZB:  wenn ein glaubwürdiger naher Angehöriger am 

Einsatzort eintrifft, um einem Verunfallten Beistand zu leisten, oder besondere Anliegen 

von eintreffenden Dritten faktisch unmöglich sind. Dies erfolgt aus der allgemeinen 

Ausbildung, die Feuerwehrmitglieder durchlaufen und so auch selbst ein gewisses Maß 

am Erkennen der Gefahrensituation erlangen. Die auf Landesebene, teilweise auch auf 

Bundesebene, einheitliche Ausgestaltung der Ausbildung für Feuerwehrmitglieder lässt 

auch andere Feuerwehrmitglieder abschätzen, was hierbei als notwendig erscheint. 

Anderes gilt jedoch, wenn der EL die Weisung als ausnahmslos erteilt. In diesem Fall ist 

jede sonderliche Situation mit dem EL abzustimmen. 

Es gilt das Verhältnismäßigkeitsgebot und das Verweigerungsrecht. Für die 

Anordnenden sind zudem bei willkürlichen oder unzulässigen Anweisungen die 

Amtsmissbrauchsdelikte des StGB zu beachten.262 

Wie bereits oben ausführlich erwähnt, ist die Feuerwehr im Einsatz mit den 

Grundrechten konfrontiert. Inwiefern ihr dabei legitimierte Eingriffsrechte zustehen, ist 

stets auf das konkrete Geschehen bezogen. 

Zu beachten ist, dass nicht jedes einzelne Mitglied der Feuerwehr befugt ist, 

selbstständig zu handeln.263 Vielmehr bedarf es einer dazu fachkundigen Person, welche 

die Verantwortung für den gesamten Einsatz trägt. Wie oben erwähnt, hat der FKdt für 

den Falle seiner Verhinderung eine EL-Liste zu erstellen, sodass gewährleistet ist, dass 

jedenfalls ein Mitglied die Position des EL bekleidet. Das NÖ FG 2015 hat dazu eine 

weitere abschließende Regelung eingeführt, für den Fall, dass keine dementsprechende 

Person der Feuerwehr in ihrem zuständigem Einsatzbereich verfügbar ist. 

§ 36 NÖ FG 2015 normiert insofern, dass die EL-Funktion an Kameraden von 

benachbarten Feuerwehren abgegeben werden kann. Gleichfalls kann dies an den 

 

 

Einsatz tätig wird. Sie besteht aus dem Einsatzleiter und dem ihm zur Wahrnehmung seiner Aufgaben 
zugeordneten Personal samt Führungsmittel und Ausrüstung.“ 
262 Siehe unten III.G.2.). 
263 Siehe oben III.D.2.c.). 
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Unterabschnittskommandanten, AFKdt, BFKdt oder LFKdt bzw dessen jeweiligen Stv 

übergeben werden. 

Gem § 36 Abs 1 NÖ FG 2015 ist EL jenes Mitglied der Feuerwehr, in dessen vom 

Gemeinderat festgelegten Einsatzbereich ein Einsatz erfolgt, primär der jeweilige FKdt, 

danach sein Stv, weiters eventuell der zweite Stv, danach jenes Mitglied, welches an der 

EL-Liste als nächster angeführt ist. Der FKdt hat hierfür eine EL-Liste zu erstellen, die er 

laufend zu aktualisieren hat. Ist kein Mitglied anwesend, das auf dieser Liste angeführt 

ist, so ist das dienstranghöchste, bei Gleichrangigkeit das dienstzeitälteste264, aktive 

Mitglied EL. Jedenfalls muss der EL das 18. Lebensjahr vollendet haben. 

Kommt am bestimmten Einsatzbereich eine andere Feuerwehr zuerst an, so ist dieselbe 

Reihenfolge der ankommenden Feuerwehr anzuwenden. Bis die örtlich zuständige 

Feuerwehr eintrifft ist das entsprechende Mitglied EL. Nach Eintreffen der örtlich 

zuständigen Feuerwehr ist die Funktion des EL an diese abzugeben. 

Durch diese abschließende Regelung soll gewährleistet werden, dass in jedem Falle ein 

EL vorhanden ist. 

Bei beiderseitigem Einverständnis kann die Funktion des EL an den BFKdt, AFKdt oder 

Unterabschnittskommandanten abgegeben werden. In Fällen eines überörtlichen 

Einsatzes ist dies gem § 36 Abs 4 Z 2 iVm § 5 Abs 2 NÖ FG 2015 zwingend vorgesehen, 

sofern dies der jeweilige Einsatzplan vorsieht.265 

Die in der EL-Liste vorgesehen Mitglieder sind dementsprechend auszubilden. Erst 

durch die absolvierte Ausbildung erlangen sie ausreichend Kenntnis, wie ein Einsatz 

taktisch zu erfolgen hat und welche Mittel ihnen dabei zur Verfügung stehen. 

Insbesondere erlangen sie die Fähigkeit, abzuwägen wie sich ihre Befehle auf die 

Rechte Dritter auswirken. Hohes Augenmerk liegt in der Ausbildung auch darauf, die 

beim Einsatz bestehenden Gefahren zu erkennen und einzuschränken.266 Daher ist es 

notwendig, ausreichendes Wissen über die gesetzlichen Grundlagen für den 

Feuerwehreinsatz zu haben. Für Mitglieder, die einen Dienstposten erfüllen, ist solch 

eine Ausbildung zwingend vorgesehen. Ferner haben als EL vorgesehene Mitglieder die 

zumutbare Pflicht, sich über ihren Einsatzbereich und die örtlichen Gegebenheiten 

ausreichende Kenntnis zu verschaffen.267 

 

 

264 Dienstzeitalter ist idS jene Zeitspanne, in welcher das Mitglied den jeweiligen Dienstrang bekleidet. 
265 Vgl DA 5.1.3. Einsatzleiter, Einsatzleitung und Einsatzleitstelle, vom 15.1.2020. 
266 Vgl NÖLFV, Lernbehelf 72: GAMS-Regel bei Schadstoffeinsätzen: Gefahr erkennen – 
Absperren/Absichern – Menschen retten – Spezialkräfte anfordern; 3A-Regel für Einsätze mit gefährlichen 
Stoffen: Abstand halten – Aufenthaltszeit – Abschirmung; 4A-1C-4E-Regel für allgemeine 
Gefahrenlokalisierung: Ausbreitung – Atemgifte – Angstreaktionen - Atomare Gefahren - Chemische 
Gefahren – Explosion - Einsturz/Absturz – Elektrizität - Erkrankung/Verletzung.  
267 Vgl Steininger/Haas, Haftung 65. 
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Grundsätzlich ist festzuhalten, dass es nicht jedem Mitglied freisteht, wie er sich im 

Einsatz verhält. Er ist an die Befehle der ihm Vorgesetzten gebunden.268 An der obersten 

Stelle steht der EL. Nur dessen Befehle legitimieren die einzelnen Kräfte in Rechte Dritter 

einzugreifen. Jeder Grundrechtseingriff muss somit vom EL angeordnet werden. Er ist 

abstrakt betrachtet, im Einsatz als Staatsorgan tätig und für Handeln mit Imperium 

verantwortlich. 

Eine wichtige Ausnahme bildet der Fall von Gefahr in Verzug. Nur dann, wenn eine nicht 

verhinderbare unmittelbare Änderung ins Negative bevorsteht und aus zeitlicher 

Perspektive der Befehl des EL nicht abgewartet werden kann, ist das einzelne Mitglied 

befugt, in die Rechte Dritter einzugreifen. Jedem Mitglied trifft dennoch die Pflicht, 

wahrgenommene Veränderungen seinem Vorgesetzten unverzüglich bekannt zu geben. 

Zudem hat der EL auch abzuwägen, ob dem Verpflichteten die Weisung auch zugemutet 

werden kann. Fehlt es ihm an der Zumutbarkeit, so kann dies unter Umständen eine 

strafrechtliche Haftung für den EL bedeuten.269 Vom ausgebildeten EL ist dabei zu 

erwarten, dass dieser die notwendige Erfahrung hat, um abzuwägen, wen er konkrete 

Pflichten auferlegen kann. Primär hat er ohnehin seine ihm unterstellten Einsatzkräfte 

zu verwenden. Nur dann, wenn die Einsatzkräfte die Aufgabe nicht lösen können und 

ein Dritter geeigneter dazu erscheint, so kann er auf diesen zurückgreifen. 

Hat er eine Entscheidung getroffen, so erteilt er seinen Einsatzkräfte den genauen 

Umfang seines Vorhabens. Im Feuerwehrwesen hat sich im Rahmen der Befehlskette 

ein genauestens einzuhaltendes Führungsschema entwickelt.270 Demnach hat insb der 

Befehlsempfänger die Weisung ausdrücklich zu wiederholen, sodass sichergestellt 

werden kann, er führt aus, was der EL tatsächlich erteilt hat. 

Jedes Feuerwehrmitglied trifft gem § 40 Abs 5 NÖ FG 2015 die Pflicht den Anordnungen 

der Vorgesetzten Folge zu leisten. Dies findet sich auch in der Gelöbnisformel271 wieder. 

Im Einsatzfall ist der EL Vorgesetzter aller anderen Mitglieder. Daher ist er 

weisungsbefugt und kann im Einsatzfalle alles veranlassen, was nicht gegen die 

Rechtsordnung an sich verstößt und für die Einsatzbekämpfung notwendig ist. 

Für die konkrete Bestimmung, da im Einsatz eine strenge Hierarchie herrscht um ihn 

koordiniert und sicher zu bewältigen, müssen entsprechende DA und 

Ausbildungsvorschriften untersucht werden. 

In DA 5.1.6. ist angeordnet, dass hierfür die Ausbildungsvorschriften des NÖLFV 

verbindlich gelten.272 

 

 

268 Vgl Fuchs, Verwaltung, in: Pürgy (Hrsg), Recht 235;  
269 Vgl Steininger/Haas, Haftung 21 1.3.1. 
270 Vgl NÖ Feuerwehr- und Sicherheitszentrum, Lernbehelf Führungsstufe 1 (2019) 47. 
271 Siehe zur Gelöbnisformel oben FN 99. 
272 Dies ist ua die verwendete Lit NÖLFV: Lernbehelf Basiswissen (2019). 
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Es handelt sich um die Bestimmungen zur Gliederung der Gruppe im Einsatz. 

Im NÖ FG 2015 wird hauptsächlich der pauschale Begriff „Feuerwehr im Einsatz“ 

verwendet. Tatsächlich handelt es sich hierbei aber meist um mehrere Personen. Um 

die jeweiligen Bedeutungen und deren Aufgaben zu regeln wurde die DA 5.1.6. erlassen. 

Wie oben erwähnt herrscht für jedes Feuerwehrmitglied die Gehorsamspflicht 

gegenüber seinen Vorgesetzten. Ausgenommen ist jener Fall, der in Art 20 Abs 1 B-VG 

ausdrücklich angeführt ist. Ein Weisungsverweigerungsrecht kommt demnach nur in 

Betracht, wenn es von einem unzuständigen Organ erteilt wurde oder die Befolgung 

gegen strafgesetzliche Vorschriften verstoßen würde.273 

Im Einsatzfall ist an oberster Stufe der EL. Die weitere Hierarchie ergibt sich aus der 

DA 5.1.6., aus dem Dienstpostenplan gem DA 1.1.4. und den Dienstgraden gem  

DA 3.6.2. iVm § 13 Abs 3 NÖ FO. Der Dienstpostenplan gem DA 1.1.4. teilt 

Feuerwehrmitglieder in zwingend vorgeschriebene Posten ein, die beim Einsatz auch 

anzuwenden sind. Hierbei sind hierarchisch die Mitglieder in Gruppen mit einem 

verantwortlichen GrKdt eingeteilt. Zwei Gruppen sind einem Zug mit einem 

verantwortlichen ZgKdt angehörig. GrKdt und ZgKdt werden gem § 25 Abs 1 NÖ FO als 

Chargen bezeichnet. Um solch eine Position zu bekleiden, bedarf es einer zwingend 

vorgeschriebenen Ausbildung. Dafür gibt es die eigens eingerichtete Institution 

NÖ Feuerwehr- und Sicherheitszentrum gem § 77 NÖ FG 2015. Hier erfahren die 

vorgesehenen Mitglieder die entsprechende Ausbildung. 

Die Gruppe stellt die kleinste organisierte Einheit im Einsatz dar. Sie wird geführt vom 

GrKdt, der wiederum, falls vorhanden, dem ZgKdt und dem EL unterstellt ist. Gem der 

Ausbildungsvorschrift ist er innerhalb der Gruppe für die Sicherheit und den Erfolg 

verantwortlich. Da ein EL nicht an jedes einzelne Mitglied seine Anordnungen 

überbringen kann bedient er sich hierbei der Organisationsstruktur. Für die Umsetzung 

sind dann die Kommandanten der jeweiligen Einheit verantwortlich. Sie erhalten einen 

Einsatzbefehl. Die Mannschaften haben dies sodann auszuführen. Eigenmächtiges 

Handeln ist nicht gestattet, gleichfalls dürfen sie Befehle von ihnen nicht übergeordneten 

Einheiten nur ausführen, wenn dies mit ihrem zuständigen GrKdt abgesprochen ist.274  

Je nach Einsatz ist zu entscheiden, wie viele Gruppen bzw Züge notwendig sind. Daher 

kann bei geringfügigen Einsätzen bloß mit einer Gruppe gearbeitet werden. In diesem 

Falle ist der GrKdt auch EL, sofern er dafür vorgesehen ist. 

Somit steht fest, dass stets das übergeordnete Einsatzorgan weisungsbefugt ist. An 

oberster Spitze steht der EL. Jegliches Handeln, dass in die Rechtsphäre Dritter reicht, 

 

 

273 Vgl Festl, Recht 44. 
274 Vgl NÖLFV, Lernbehelf 90. 
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muss von ihm angeordnet worden sein. Nur in bestimmten Situationen soll dies 

ausnahmsweise nicht gelten. 

III.D.4.) Abwägung der Grundrechtseingriffe 

Der EL muss vor jeder Entscheidung in Grundrechte einzugreifen, eine ausreichende 

Lagefeststellung durchführen. Dementsprechend hat er abzuwägen, ob der geplante 

Eingriff zum Erfolg führen kann. Eine gewisse Wahrscheinlichkeit muss hierbei gegeben 

sein. Grundsätzlich ist zu bedenken, dass je gefährlicher eine Situation erscheint, desto 

leichter lässt sich ein Eingriff rechtfertigen.275 

III.D.5.) Sanktionen: 

Verstöße gegen sämtliche Pflichten des § 26 NÖ FG 2015 sind mit einer 

Verwaltungsübertretung gem § 85 Abs 1 Z 11 NÖ FG 2015 zu ahnden. 

Eine Pflicht zum aktiven Handeln kann zwar aus dem Wortlaut abgeleitet werden, jedoch 

nicht mit unmittelbarer Zwangsgewalt der Sicherheitsbehörden ausgeführt werden. Eine 

etwaige Androhung einer Anzeige einer Verwaltungsübertretung 

gem § 85 Abs 1 Z 11 NÖ FG 2015 ändert daran nichts.276 

Wären die Verpflichtungsbefugnisse ohne jegliche Sanktion, so wären diese auch 

nutzlos, da es an Möglichkeiten fehlt, wie sie umgesetzt werden könnten. In den meisten 

Fällen wird die Androhung einer Anzeige an die BVB ausreichen. 

III.E.) § 27 NÖ FG 2015: Pflicht zur Hilfeleistung, Duldungsverpflichtung 

III.E.1.) Vorbemerkung 

Bei Bränden oder Gefahren habe jedermann gegen angemessene Entschädigung seine 

Arbeitskraft für die erforderlichen Hilfsmaßnahmen zur Verfügung zu stellen, die 

Entnahme von Löschwasser zu gestatten sowie Sachen, die zur 

Nachrichtenübermittlung, zur Beförderung von Personen und Löschwasser, 

Hilfeeinrichtungen und Geräten sowie für andere Hilfsmaßnahmen benötigt werden, 

beizustellen. Das Betreten und die sonstige Benützung von Grundstücken und 

Bauwerken, die Beseitigung von Pflanzen, Einfriedungen, Bauwerken und Teilen hievon, 

die Entfernung von Fahrzeugen und anderen hinderlichen Gegenständen sowie ähnliche 

Maßnahmen seien zu dulden. 

Diese Norm kann als die am stärksten ausgeprägte Maßnahme der Feuerwehr 

betrachtet werden, denn die Befugnisse des § 27 NÖ FG 2015 können gem § 28 Abs 2 

und Abs 5 NÖ FG 2015 mittels AuvBZ der Sicherheitsbehörden umgesetzt werden. 

 

 

275 Genauere Ausführungen folgen sogleich unter III.E.3.). 
276 VwGH 12.9.2007, 2005/03/0153. 
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III.E.2.) Voraussetzungen Definition 

§ 27 NÖ FG 2015 beinhaltet folgende zu behandelnde Tatbestandsmerkmale: 

Jedermann – Brand- oder Gefahrenfall – Hilfeleistungs- bzw Duldungspflicht der 

erforderlichen Hilfsmaßnahme. 

Für die Frage ob unter Jedermann iSd § 27 NÖ FG 2015 zwischen juristischen und 

natürlichen Personen unterschieden werden muss, kann auf die Ausführungen von oben 

zu § 26 NÖ FG 2015 verwiesen werden.277 Auch hier ist im Ergebnis die Norm für beide 

Begriffe unterschiedslos anzuwenden. 

Anders als zu § 26 NÖ FG 2015 gibt es eine Begrenzung für den anzuwendenden 

Personenkreis, denn als Adressaten sind nur Personen zu verstehen sind, die vom 

Betroffenen verschieden sind, sodass diese Pflichten und daher auch die 

Entschädigungsregeln nur für Personen gelten, die sich selbst nicht in Gefahr 

befinden.278  

Der VwGH setzt voraus, dass es selbstverständlich sei, dass bei demjenigen, dem die 

Rettungsmaßnahme dient, der sich also in einer unmittelbaren Gefahrensituation 

befindet, das Einverständnis zum Betreten und zur sonstigen Benutzung seiner 

Grundstücke und Baulichkeiten als gegeben vorausgesetzt werden muss. Eine 

Aufforderung dazu müsste nicht stattfinden. Demnach seien die Regelungen für 

Handlungsbefugnisse auf die Betroffenen nicht anzuwenden, weil dessen 

Einverständnis zum Betreten und zur sonstigen Benützung seiner Grundstücke und 

Baulichkeiten als gegeben angesehen werden könne, sodass er nicht erst aufgefordert 

werden müsste, dies zu dulden.279 

Widersetzt sich der Betroffene hingegen der Feuerwehr, stellt eine trotzdem 

vorgenommene Hilfeleistung einen Akt von AuvBZ dar.280 

Für juristische Personen würde die Entschädigung der ordnungsgemäßen, unter 

normalen Umständen in Rechnung gestellter Vergütung entsprechen. 

Für die Tatbestandsmerkmale Gefahren- oder Brandfall gelten die Ausführung wie oben 

unter § 26 NÖ FG 2015.281 

III.E.2.a.) Erforderliche Hilfsmaßnahme 

Die Befugnis, Gebäude und Grundstücke zu betreten und zu benützen, private 

Löschmittel zu verwenden und schließlich Dritte zu Arbeitsleistungen zu verpflichten, gilt 

ausschließlich im Rahmen der Einsatzbewältigung. Im Zuge von Übungen oder 
 

 

277 Siehe oben III.D.2.a.). 
278 OGH 28.3.2018, 6 Ob 43/18v: „Die Entschädigungsregelung des § 30 Abs 6 NÖ Feuerwehrgesetz gelte 
aber nur für Personen, die oder deren Vermögenswerte (Gebäude) sich selbst nicht in Gefahr befänden 
[…]“; RS0132037. 
279 VwSlg 14045 A/1994. 
280 Vgl Festl, Recht 126. 
281 Siehe oben III.D.2.b.). 
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sonstigen Tätigkeiten ist dies nicht zulässig. Bei der Ausübung dieser Befugnis ist auf 

den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit zu achten. Stehen im Einzelfall mehrere 

geeignete Maßnahmen zur Verfügung, ist das für den Verpflichteten schonendste Mittel 

zu wählen. 

Hierbei darf der Nachteil, der den Pflichtigen trifft, nicht größer sein als der für den 

Einsatz zu erwartende Nutzen für die Einsatzabwicklung. Flurschäden in einem Garten 

oder Beschädigungen an Gebäuden bspw beim Einsatz einer Drehleiter zur Rettung von 

Menschenleben stehen außer Debatte. Anders das Ergebnis der Abwägung bei 

vermeidbaren Schäden durch problemfreie Verlegung von zusätzlichen 

Schlauchmaterial anstelle einer Befahrung der Fläche durch ein Einsatzfahrzeug. 

Jedenfalls muss in die Abwägung miteinbezogen werden, wie vorteilhaft es sich für den 

gewünschten Erfolg auswirkt, wieviel Zeit dadurch erspart wird, wie hoch der 

Arbeitsaufwand für eine Alternative wäre und vor allem, wie stark den Verpflichteten der 

Eingriff trifft.282 

Häufig sind in der Praxis Situationen gegeben, in denen der Einsatz von Sondergeräten 

notwendig ist. ZB: große Mengen Schaummittel bei Brand in Entsorgungsfirma, 

Ammoniak-Austritt in Tiefkühlhaus.283 Österreichweit verfügen Feuerwehren über 

Sondergeräte, die das Groß aller möglichen Situationen abdecken, dennoch kommt es 

aufgrund der Vielfalt an Gefahren- und Notsituationen vor, dass mit dem der Feuerwehr 

verfügbaren Gerät die Einsatzgrenzen erreicht werden. Hierzu ist es oft unabdingbar, 

dass Sondergeräte von Dritten angefordert werden müssen. ZB: Schweres Bergegerät, 

Saugtankwagen, chemisches Material, etc. Angefordert wird dies hauptsächlich vom 

örtlich zuständigen EL der Feuerwehr, der dies selbst organisieren muss. Nur in wenigen 

Fällen und aus Erfahrung gewonnenen Erkenntnissen der Bedarfshäufigkeit sind bei der 

zuständigen Alarmzentrale Register hinterlegt, welche Dritte angefordert werden 

können. Bspw Bestatter, Abschleppunternehmen, etc. Viele Sondergeräte sind 

niederösterreichweit auf Feuerwehren aufgeteilt. So können Sondergeräte, die 

feuerwehrintern verfügbar sind, von den Alarmzentralen angefordert werden. Gleichfalls 

haben die Disponenten bei Bedarf die Landeswarnzentrale zu verständigen, die sodann 

die Bereitschaftsdienste der Landesbehörden kontaktiert.284 ZB: 

Wasserrechtsbeauftragter, Landesgeologe, Statiker, gerichtliche Sachverständige, etc. 

In Niederösterreich bestehen zudem Sonderdienste der Feuerwehr, die flächendeckend, 

einem Stationierungskonzept entsprechend, auf das Landesgebiet verteilt sind. So wird 

sichergestellt, dass im Bedarfsfall ein möglichst rasches Eingreifen möglich ist. Sie sind 

 

 

282 Vgl Neuhofer/Zeilmayr, Feuerpolizei 43 Anm 10 zu § 4. 
283 Vgl ÖBFV, Feuerwehren 2011 24,90; ÖBFV, Feuerwehren 2020 137.  
284 Auskunft des NÖLFV vom 11.5.2021. Zu den Sondergeräten siehe oben II.B.6.a.) FN 45. 
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organisatorisch dem NÖLFV angehörig. Mitglieder von Sonderdiensten sind zum einem 

herkömmliche Feuerwehrmitglieder in ihrer „Heimat-Feuerwehr“, andererseits werden 

sie bei der Ausübung eines Sonderdienstes für den NÖLFV tätig. Folgende 

Sonderdienste existieren in NÖ: 

Jeweils vier niederösterreichweite Gruppen und einer Kommandoeinheit von 

Feuerwehrstreife, Flugdienst und Tauchdienst. Jeweils vier Züge und einer 

Kommandoeinheit von Strahlenschutzdienst mit je drei Gruppen, Sprengdienst mit vier 

bis sechs Gruppen. Drei Gruppen und einer Kommandoeinheit Versorgungsdienst. Vier 

Züge mit jeweils fünf Gruppen Waldbrandbekämpfung sowie einer 

Waldbrandbekämpfungslogistikgruppe. Für Jeden Sonderdienst besteht ein definierter 

Einsatzbereich. Im Einsatzfall werden sie vom EL via der örtlich zuständigen 

Alarmzentrale angefordert. Der Disponent hat darauf die Landeswarnzentrale zu 

kontaktieren, die wiederum den LFKdt, um Einsatzfreigabe anzufragen hat. Daraufhin 

hat der LFKdt den Einsatzbefehl zu erteilen. Im konkreten Einsatzfall sind die 

Sonderdiensteinsatzkräfte dem örtlichen EL weisungsgebunden. Die 

Entscheidungsträger der jeweiligen Sonderdiensten sind bei den zur Durchführung des 

Einsatzauftrages notwendigen fachlichen Entscheidungen jedenfalls unabhängig von 

Weisungen des EL.285 

Historisch betrachtet wurden diese Sonderdienste eingeführt, da sich aus Erfahrungen 

zeigte, dass diese häufig benötigt worden waren. Sinn und Zweck dieser Sonderdienste 

ist zweifelsfrei, dass dadurch die Schlagkraft der Feuerwehren deutlich erhöht wird. 

Gänzlich unabhängig von anderen Einsatzorganisationen kann eine Feuerwehr im 

Bedarfsfall auf eigene Einrichtungen zurückgreifen ohne dabei wertvolle Zeit für 

Alarmierung, Bereitmachung, Mobilisierung oder sonstige organisatorische Hürden zu 

verlieren. Zusätzlich können sie ihr Leistungsspektrum durch zielgerichtete Übungen 

optimieren. Ihr Einsatzspektrum reicht hierbei weit über Erstmaßnahmen hinaus. 

Nun könnte nach der § 27 NÖ FG 2015 angeführten Pflicht interpretiert werden, dass 

die jeweiligen Normadressaten von vorneweg verpflichtet seien, dass notwendige Gerät 

zur Verfügung zu stellen. Auch hier muss abgewogen werden, wie dringend und 

notwendig das Gerät ist, um Notsituationen zu bereinigen. Vielfach trifft juristische 

Personen schon präventiv die Pflicht, den Feuerwehren ein für Sondersituationen 

angemessenes Gerät bereitzustellen. Häufig ist dies für Tunnelanlagen, 

Eisenbahnanlagen, und weitflächige Autobahnabschnitte gegeben.286 

Es muss bedacht werden, dass es sich hierbei um Maßnahmen handelt, die gegen den 

Willen des Betroffenen ausgeführt werden können. Daher ist es für eine konfliktfreie 

 

 

285 Vgl DA 5.4.1. Sonderdienste des NÖ Landesfeuerwehrverbandes, vom 1.7.2020; NÖLFV, Jahre 92. 
286 ÖBFV, Feuerwehren 2011 98. 
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Einsatzbewältigung von höchster Bedeutung, dass auf eine freiwillige Einwilligung des 

Dritten abgezielt wird. Erst wenn hierbei keine Lösung vorhersehbar ist, sollte auf die 

Auferlegung von Pflichten und gegebenenfalls auf AuvBZ zurückgegriffen werden. 

III.E.3.) Abwägung der Grundrechtseingriffe 

Zweifelsfrei beinhaltet § 27 NÖ FG 2015 die stärksten Eingriffsrechte der Feuerwehren 

im Einsatz, da diese gem § 28 Abs 2 iVm Abs 5 NÖ FG 2015 mittels Befehls- und 

Zwangsgewalt der Sicherheitsbehörden umzusetzen sind und einer unmittelbaren 

Zwangsausübung zugänglich sind. 

Dementsprechend muss untersucht werden, inwiefern die Feuerwehr bzw die 

Sicherheitsbehörden befugt seien, die ihnen zukommenden Befugnisse auszuüben. 

Hierbei soll zuerst die Möglichkeit erörtert werden, dass nach bzw während der AuvBZ287 

der Rechtsweg der Maßnahmenbeschwerde gem Art 130 Abs 1 Z 2 B-VG eröffnet ist.288 

In der Maßnahmenbeschwerde muss die Verletzung von einfachgesetzlich oder 

verfassungsgesetzlich gewährleisteten – subjektiven Rechten behauptet werden.289 

Eine Konkretisierung von Beschwerdepunkten ist hingegen nicht erforderlich. Das VwG 

prüft sodann die Maßnahme auf Grund der Beschwerde. Gegebenenfalls erklärt es die 

angefochtene Maßnahme für rechtswidrig290 und begründet folglich die Legitimation 

einer Amtshaftungsklage.291 

Schon aus grundrechtlichen Erwägungen ist der Einsatz eingriffsintensiver Befugnisse 

nur dann zulässig, wenn er erforderlich und verhältnismäßig ist.292 

Das NÖ FG 2015 enthält keine sonderlichen Bestimmungen für das Gebot der 

Verhältnismäßigkeit. Eingriffe in Grundrechte sollen dennoch jedenfalls innerhalb der 

Schranken anwendbar sein. Um dies zu gewährleisten haben die Einsatzkräfte bei ihrer 

Befugnisausübung auf vielerlei Bedingungen zu achten. AuvBZ und anderwärtige 

Maßnahmen sind stets vom Einzelfall abhängig. Kein Einsatz gleicht einem anderen. Die 

Lage ändert sich ständig und muss neu beurteilt werden. Auf all den gewonnenen 

Erkenntnissen gilt es die notwendigen Maßnahmen zu setzen. Für die Einsatzkräfte ist 

dies nicht bloß von einsatztechnischer Relevanz, sondern der Gedanke an Legitimität 

muss mitberücksichtigt werden. 

Folglich werden Bedingungen angeführt, welche meines Erachtens für die 

Grundrechtskonformität der jeweiligen Entscheidungen gegeben sein müssen. Dies soll 

 

 

287 Vgl Grabenwarter/Fister, Verwaltungsverfahrensrecht 246: Vorliegen von AuvBZ als 
Prozessvoraussetzung. 
288 Zum Begriff der Maßnahme als AuvBZ siehe unten III.F.1.). 
289 Vgl Grabenwarter/Fister, Verwaltungsverfahrensrecht 247. 
290 Vgl Hauer, Staatshandeln Rz 756. 
291 Vgl Grabenwarter/Fister, Verwaltungsverfahrensrecht 277. 
292 Vgl Leitl-Staudinger, Besonderes Verwaltungsrecht5 (2018) Rz 717. 
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ausschließlich für Befugnisse im Rahmen des § 27 Abs 1 NÖ FG 2015 gelten, da nur 

diese mit Zwang umgesetzt werden können. 

Grundvoraussetzung ist, dass sich der Befehlende ein ausreichendes Lagebild 

verschafft hat. Aufgrund seiner Lagefeststellung kann er Maßnahmen setzen, die 

zielführend sind. Der ausgebildete EL weiß, wie er die Lagefeststellung durchzuführen 

hat, die Gefahren für die Einsatzkräfte erkennt und gleichzeitig die notwendigen 

Maßnahmen für den Einsatzerfolg setzen muss. 

 Notwendigkeit: Hierbei muss abgewogen werden, ob der Eingriff zeitlich und 

sachlich als notwendig erscheint. Zudem darf es keine Alternativen geben, die ohne 

Eingriffsausübung zum Erfolg führen würden. 

o Zeitlich: Ist es notwendig, dass der Erfolg unverzüglich eintreten muss oder 

steht eine längere Zeitspanne zur Verfügung? Umso rascher der Erfolg 

eintreten muss, desto leichter kann von einer Befugnis Gebrauch gemacht 

werden. 

o Sachlich: Zur Rettung wessen Rechtsgutes dient der Eingriff? Je weiter man 

sich hier zur Rettung von menschlichen Leben nähert, umso leichter kann von 

einer Befugnis Gebrauch gemacht werden. 

o Alternativen: Können die Einsatzkräfte auf Alternativen bspw auf 

feuerwehrinterne Mittel zurückgreifen, die auch in zeitlicher Relevanz verfügbar 

sind? Auch hier gilt: Desto weniger Alternativen vorhanden sind, desto leichter 

kann von einer Befugnis Gebrauch gemacht werden.293 Eingriffe in die 

Rechtsphäre Dritter sollten nur als ultima ratio gelten. 

 Verhältnismäßigkeit: Steht die Notwendigkeit fest, so muss es vorhersehbar sein, 

dass der Eingriff für den Dritten weniger schwer dessen Rechte berührt als für den 

Erfolg unbedingt notwendig ist. Umso höher der Bedarf umso heftiger darf in Rechte 

eingegriffen werden. Die Folgen für den Dritten müssen mit der Erfolgsaussicht 

abgewogen werden. Wobei gelten muss, umso erfolgsversprechender, desto 

stärker ist der Eingriff zulässig. Gleichzeitig gilt, umso stärker der Eingriff den Dritten 

berührt, desto höher bedarf es an Notwendigkeit. Die Aussicht auf Erfolg darf dabei 

nicht unmöglich sein. 

All diese Kriterien müssen gegeneinander abgewogen werden und zum Ergebnis führen, 

dass sie mit hoher Wahrscheinlichkeit dem sicheren Einsatzerfolg dienen. Ein alles-

lösender Schlüssel kann weder theoretisch noch praktisch erschafft werden. Es bedarf 

immer einer genauen Abwägung. Je nachdem, wie sehr sich eine Maßnahme auf einen 

 

 

293 VwGH 26.1.2001, 98/02/0420. 
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Dritten auswirkt und wie sehr es im Verhältnis zur Notwendigkeit steht, ist dies zu 

beurteilen. 

Zu berücksichtigen bleibt immer, wie sich die Beteiligten im Konfliktfall verhalten hätten. 

Dies zB, wenn ein Grundstück in Abwesenheit des Berechtigten betreten werden muss. 

Dabei ist zu berücksichtigen, ob die Möglichkeit der zwangsweisen Durchsetzung 

vorhanden ist. Fehlt diese Möglichkeit besteht im Zweifel kein Akt von AuvBZ.294 

Von geringerer Bedeutung ist eine nachträgliche ex-post betrachtete Analyse, ob die 

Maßnahmen zum gewünschten Erfolg führten. Diese müsste jedenfalls aus der Sicht 

eines maßgerechten, der konkreten Situation beigegeben Feuerwehrmitgliedes 

stattfinden, der dementsprechend befugt und ausgebildet wäre. Zu berücksichtigen ist 

weiters die konkrete Situation bezogen auf den Entscheidungsnotstand und der 

Drucksituation. Grob fahrlässige, nicht nachvollziehbare Entscheidungen wären 

dagegen unzulässig. 

III.F.) Mitwirkung der Sicherheitsbehörde an der Vollziehung 

gem § 28 NÖ FG 2015 

III.F.1.) Vorbemerkungen 

Oberste Voraussetzung für die Mitwirkung von Sicherheitsbehörden ist zunächst, dass 

diese beim Einsatzgeschehen erst überhaupt anwesend sind. Dies ist gewährleistet, da 

die Disponenten der Alarmzentralen bei ihrem Vorgehen auch die Sicherheitsbehörden 

mitzualarmieren haben. Es ist definiert bei welchen Meldebildern die Exekutive bzw 

Rettungsdienste zu verständigen sind.295 

Gem § 28 NÖ FG 2015 sind die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes ermächtigt, 

Unbeteiligte wegzuweisen, die durch ihre Anwesenheit am Einsatzort oder in dessen 

unmittelbarer Umgebung die Bekämpfung von Bränden und Gefahren behindern, selbst 

gefährdet sind oder die Privatsphäre jener Menschen unzumutbar beeinträchtigen, die 

von dem für das Einschreiten maßgeblichen Ereignis betroffen sind. 

Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes sind gem § 5 Abs 2 Z 1 SPG Angehörige 

des Wachkörpers Bundespolizei. Diese Legaldefinition soll lediglich im Rahmen der 

Sicherheitsverwaltung als verbindlich gelten. Wenn der Gesetzgeber in Materien 

außerhalb der Sicherheitsverwaltung diesen Begriff verwendet ist davon auszugehen, 

dass er dabei ebenfalls die Angehörigen der Bundespolizei beiziehen will, sofern keine 

andere Absicht erkennbar ist.296 

 

 

294 Vgl Festl, Recht 125; VfSlg 8800/1980, 11508/1987. 
295 Auskunft des NÖLFV vom 11.5.2021. 
296 Vgl Keplinger, Befugnisse 24. 
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In § 28 NÖ FG 2015 verwendet der Gesetzgeber diesen Begriff des öffentlichen 

Sicherheitsdienstes. Um die notwendigen Maßnahmen umsetzen zu können, besteht 

kein Zweifel, dass er hierbei die Bundespolizei meint, denn diese sind für etwaige 

Durchsetzungshandlung mittels Gewalt besonders ausgebildet.  

Die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes haben den nach diesem Landesgesetz 

zuständigen Behörden und Organen über deren Ersuchen bei der Durchsetzung von 

Maßnahmen gem § 27 Abs 1 NÖ FG 2015 im Rahmen ihres gesetzmäßigen 

Wirkungsbereichs Hilfe zu leisten. Weiters sind sie ermächtigt, die ihnen eingeräumten 

Befugnisse mit unmittelbarer Zwangsgewalt durchzusetzen. 

Unbeteiligte sind Personen, die weder mittelbar noch unmittelbar vom Schadensereignis 

betroffen sind. Es muss hierzu beachtet werden, dass das Schadensereignis ohne 

jegliches Interesse der unbeteiligten Personen abgewickelt wird. Ein allgemeines 

Interesse, bspw an der Bekämpfung einer Umweltgefahr, ist nicht ausreichend für die 

Beteiligtenstellung. Dagegen sind Betroffene jene Personen, die sich selbst unmittelbar 

oder mittelbar in Gefahr befinden und in dessen Interesse die Feuerwehr eingreift. 

Ausreichend ist es auch dann, wenn sie sich nicht selbst in Gefahr befinden, sondern 

eine ihr persönlich nahestehende Person oder ihr Eigentum betroffen ist. Wesentlich für 

die Unterscheidung Unbeteiligter – Betroffener ist somit, ob es in ihrem ausreichenden 

Interesse liegt, den Einsatz abzuwickeln. 

Einsatzort ist jenes Gebiet, dass der EL als solches bestimmt. Dies muss nach außen 

hin als solches sichtbar gekennzeichnet sein. IdR haben Einsatzkräfte den 

Gefahrenbereich deutlich zu markieren. Zum einem wird damit die Gefahr für 

Einsatzkräfte gebunden, zum anderem soll für Unbeteiligte sichtbar sein, dass es 

innerhalb dieses Bereiches für sie selbst und andere gefährlich ist. 

Dem Gesetzeswortlaut nach sind hierbei auch Umstände inne, bei denen Personen nicht 

bloß durch ihre Anwesenheit unter die Folgepflicht fallen, sondern auch jene, die sich in 

der unmittelbaren Umgebung befinden. Dem Telos nach kann daraus geschlossen 

werden, dass hierbei Personen gemeint sind, die in erster Linie unbeteiligt sind, aber 

dennoch eine gewisse Gefahr für sich selbst oder andere darstellen. Realistisch 

betrachtet mag das bspw bei einem Brand in einem mehrstöckigen Gebäude sein. Als 

Vorsichtsmaßnahme kann es hier notwendig sein, dass Personen ihre Wohnung 

verlassen müssen, selbst wenn dies gegen ihren Willen geschieht. 

Die Selbstgefährdung ist ein Kernelement der zitierten Norm und erlaubt den 

Sicherheitsbehörden die Durchsetzung von notwendigen Maßnahmen. 

Weiters dürfen auch Personen weggewiesen werden, welche die Privatsphäre der 

Betroffenen unzumutbar beeinträchtigen. In der Praxis ist dies der häufigste Fall weshalb 

von der Weisungsbefugnis gebraucht gemacht wird. Hauptsächlich handelt es sich dabei 
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um Abwehr von überaus aufdringlichen Schaulustigen.297 Andererseits kann das aus 

bloßer Neugierde der Unbeteiligten geschehen aber auch aus unverschuldeter Lage. 

Bspw sei hier ein Verkehrsunfall genannt, bei dem sich eine verletzte Person in äußerst 

misslicher Lage befindet. Hierbei ist es oft nötig die gesamte Bekleidung zu entfernen, 

um wirksame Rettungsmaßnahmen durchführen zu können. Bei vielen Verletzungen ist 

es zudem der Fall, dass Blut fließt oder Körperteile in abnormale Positionen reichen. 

Irrelevant ist, ob die Person lebt oder bereits verstorben ist. Bei solch einem 

Verkehrsunfall können dennoch Beobachter unverschuldet hinzukommen bspw 

anwesende Fußgänger, Beifahrer, Vorbeifahrende, etc die sodann wegzuweisen sind. 

Bemerkenswert ist hierbei, dass dies dem Wortlaut nach mit der bloßen Anwesenheit 

eines Dritten genügt. Eine besondere Art von Verhalten ist nicht Voraussetzung für eine 

Wegweisung. Behindert ein Dritter den Einsatz der Feuerwehr durch ein anderes aktives 

oder passives Verhalten, so ist dies ein Verstoß der in § 26 Z 2 NÖ FG 2015 auferlegten 

Pflicht alles zu unterlassen, was die Bekämpfung des Brandes bzw der Gefahr hindern 

könnte. Dies wäre wiederum nur mit einer Verwaltungsübertretung zu ahnden und nicht 

mittels AuvBZ ausführbar. Da aber davon ausgegangen werden kann, dass bei einer 

entsprechenden einsatzhemmenden Handlung der Dritte auch anwesend sei, könnte 

dieser mit AuvBZ weggewiesen werden. 

Zur Durchsetzung dieser Befugnis kann die Polizei von sich aus tätig werden und bedarf 

keiner Anordnung oder Absprache mit der Feuerwehr. 

Ausdrücklich normiert ist in § 28 Abs 2 NÖ FG 2015, dass die Polizei auf das Ersuchen 

der zuständigen Organe und Behörden nach dem NÖ FG 2015 tätig werden muss. Die 

konkrete Leistung kann hierbei als Assistenz bezeichnet werden.298  Zum einen haben 

sie hierbei den Handlungen der Feuerwehr beizuwohnen und für deren Sicherheit, 

insbesondere vor Angriffen von Betroffen, zu sorgen. Zum anderen haben sie die 

Einsatzkräfte der Feuerwehr zur Durchsetzung ihrer Befugnisse zu unterstützen. Dafür 

bedarf es einer ausdrücklichen gesetzlichen Ermächtigung. Diese ergibt sich wiederum 

aus § 28 NÖ FG 2015.299 

§ 28 NÖ FG 2015 verpflichtet die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes den 

zuständigen Behörden und Organen über deren Ersuchen bei der Durchsetzung von 

Maßnahmen gemäß § 27 Abs 1 NÖ FG 2015 im Rahmen ihres gesetzmäßigen 

Wirkungsbereichs Hilfe zu leisten. Wie bereits erwähnt ist die Feuerwehr im Einsatz 

 

 

297 Siehe zum Begriff Schaulustige oben II.D.3.). „Schaulustige“ können auch strafrechtliche Folgen treffen. 
Vgl dazu Stiebellehner, Zur Strafbarkeit sogenannter "Gaffer", JMG, 2018/2, 103 (101). Das Behindern von 
Einsatzkräften ist seit BGBl I 55/2018 gem § 81 Abs 1a SPG eine Verwaltungsübertretung. 
298 Vgl Erlacher/Forster, SPG – Sicherheitspolizeigesetz2 (2017) Rz 43. 
299 Vgl Keplinger, Befugnisse 23 3.3. 
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funktionell als Behörde tätig. Die Maßnahmen im Rahmen des § 27 Abs 1 NÖ FG 2015 

wurden bereits oben erläutert. 

Diese Pflicht zur Hilfeleistung im Rahmen des gesetzmäßigen Wirkungsbereichs setzt 

voraus, dass die Polizei dazu ersucht wird. Dies muss ausdrücklich erfolgen. Bereits 

durch das alleinige Ersuchen wird die Pflicht zur Unterstützung ausgelöst. Im Rahmen 

ihres gesetzmäßigen Wirkungsbereiches bedeutet, dass die Polizei sich nicht außerhalb 

ihrer eingeräumten Befugnisse bewegen darf. Hauptsächlich ist daher das SPG 

anzuwenden. Die Befugnis gem § 28 NÖ FG 2015 verweist weiters auf die Maßnahmen 

gem § 27 Abs 1 NÖ FG 2015. Somit wird der gesetzliche Rahmen für die konkret 

durchzuführenden Maßnahmen erweitert. Er erlaubt der Polizei demnach, dass bspw die 

Feuerwehr zu unterstützen ist, wenn sie Löschwasser von einem Dritten in Anspruch 

nehmen müssen, der Dritte sich jedoch vehement dagegen wehrt. Wäre dies der Fall, 

so hat die Polizei die Feuerwehr vor Angriffen des Dritten zu schützen, und in weitere 

Folge, Befehls- und Zwangsgewalt gegen ihn auszuüben, um der Feuerwehr ihr 

Vorhaben gefahrlos zu ermöglichen. Eine strikte Abwägung der Verhältnismäßigkeit ist 

jedoch stets vorausgesetzt.300 

III.F.2.) Durch Befehls- und Zwangsgewalt 

Die oben angeführten Befugnisse können die Sicherheitsbehörden auch mittels Befehls- 

und Zwangsgewalt durchsetzen, sofern eine sich widersetzende Person den 

Anordnungen nicht Folge leistet. Primär ist eine Person aufzufordern, den Eingriff 

freiwillig zu dulden. Erst wenn dies nicht gegeben ist, muss auf die Befugnisse 

zurückgegriffen werden. 

Befugnisse ist die Ermächtigung für Behörden in die Rechte von Menschen in 

verfahrensfreien Verwaltungsakten einzugreifen. Dies kann mittels Befehls- und 

Zwangsgewalt durchgesetzt werden. 

Bei der Ausübung von körperlicher Zwangsgewalt gegenüber sich widersetzenden 

Personen unterliegen die Organe der des öffentlichen Sicherheitsdienstes den 

Vorschriften des Waffengebrauchsgesetzes 1969 BGBl 149/1969 idF BGBl I 61/2016. 

Insbesondere muss der Einsatz von Zwangsgewalt nur mit dem gelindesten Mittel 

vollzogen werden, verhältnismäßig sein und dem alleinigen Zweck verfolgen, die 

Angriffs- bzw Widerstandsfähigkeit der Person zu erreichen. Vor der Ausübung von 

Zwangsgewalt muss tunlichst versucht werden durch verwaltungsbehördlicher 

Befehlsgewalt die betroffene Person zum gewünschten Handeln zu bewegen.301 

 

 

300 Vgl Keplinger, Befugnisse 35. 
301 Vgl Wiederin, Einführung in das Sicherheitspolizeirecht (1998) Rz 567; 
Giese, Zwangsmittel, in: Bachman/Baumgartner/Feik/Fuchs/Giese/Jahnel/Lienbacher (Hrsg), Besonderes 
Verwaltungsrecht – Lehrbuch13 (2020) 76; Erlacher/Forster, Sicherheitspolizeigesetz Rz 192. 
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Personen, die behaupten, rechtswidriger Befehls- und Zwangsgewalt ausgesetzt 

gewesen zu sein, steht das Rechtsmittel der Maßnahmenbeschwerde 

gem Art 130 Abs 1 Z 2 B-VG offen. Als zweite Instanz steht zudem, dem in seinen 

Rechten verletzten der Weg zum VfGH bzw VwGH offen. 

Nach der traditionellen Rsp liegt dann Ausübung unmittelbarer verwaltungsbehördlicher 

Befehls- und Zwangsgewalt vor, wenn ein Verwaltungsorgan im Rahmen der 

Hoheitsverwaltung physischen Zwang ausübt oder die unmittelbare Ausübung 

physischen Zwangs bei Nichtbefolgung eines Befehls droht.302 

Der VwGH konkretisiert dies: Ausübung unmittelbarer Befehls- und Zwangsgewalt liege 

dann vor, „[…], wenn ohne Durchführung eines Verfahrens einseitig in subjektive Rechte 

des Betroffenen eingegriffen wird.“303 

Nach dem VfGH sei eine dem Staat zurechenbare Maßnahme dann unmittelbare 

verwaltungsbehördliche Befehls- und Zwangsgewalt, wenn dem Betroffenen ohne dass 

ein Bescheid erlassen werde entweder im Sinn eines Befehls eine Verpflichtung 

auferlegt oder in dessen Rechtsposition durch eine faktische Handlung eingegriffen 

werden würde.304 

Oberste Voraussetzung ist somit, dass es sich um Akte handelt, die der Staatsteilgewalt 

Verwaltung zuzurechnen sind. 

Befehle, wie nach § 26 Z 3 NÖ FG 2015 erörtert, sind normative Anordnungen. Zwang 

bedürfe faktischen, physischen Krafteinsatz. In diesem Fall von befehlenden 

Anordnungen genügt die Normativität nach der traditionellen Rsp von VfGH und VwGH 

allein noch nicht. Es muss für den Fall der Missachtung unmittelbarer Zwang drohen. 

Die Androhung einer Anzeige für Verwaltungsstrafverfahren bei Nichtbefolgen reicht 

nicht.305 

Der Adressat der Anordnung hat im Falle der Verweigerung mit der zwangsweisen 

Realisierung zu rechnen. Es muss ihm eine unverzüglich einsetzende physische 

Sanktion bevorstehen.306 

Demzufolge sind auch Handlungen von Einsatzkräften der Feuerwehr als AuvBZ zu 

bezeichnen, wenn sie im Rahmen des Einsatzes physische Akte setzen. Auch wenn sie 

dem Betroffenen idR zugutekommen, schließt dies AuvBZ nicht aus. ZB: Eine Tür des 

brennenden Hauses muss mit Gewalt geöffnet werden, Löschwasser dringt vom 

Brandherd in unbetroffene Teilbereiche ein, beim Verkehrsunfall muss die Motorhaube 

gewaltsam geöffnet werden, um zur Batterie zu gelangen, etc. Wären diese Handlungen 

 

 

302 Hauer, Staatshandeln Rz 731. 
303 VwSlg 19288 A/2016. 
304 VfSlg 19.563/2011. 
305 Vgl Hauer, Staatshandeln Rz 741. 
306 VfSlg 10.662/1985; VwGH 20.3.2003, 2002/07/0069. 
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jedoch nicht generell in den allgemeinen Befugnissen der Feuer- und Gefahrenpolizei 

enthalten, so wäre jegliches Handeln der Einsatzkräfte rechtlich denkunmöglich 

anwendbar. Im äußersten Falle liege selbst beim Aufbringen von Löschwasser auf ein 

brennendes Objekt AuvBZ vor. 

Die Lit hält demnach fest, wenn der Eingriff nicht einen unbeteiligten Dritten, sondern 

den Verursacher der Gefahr bzw den in Not geratenen trifft, dass eine besondere 

gesetzliche Grundlage notwendig ist. Das ist mit dem NÖ FG 2015 und den Tätigwerden 

der Feuerwehr als Feuer- oder Gefahrenpolizei gewahrt bzw wird in der Rsp das 

Einverständnis des Betroffen vorausgesetzt.307 „Die als hoheitliche Tätigkeit der 

Feuerwehr zu qualifizierenden Handlungen können sich nicht auf das Privaten gewährte 

Recht der Notwehrhilfe (§ 3 Abs 1 StGB) stützen. Dieses ist vielmehr als Ausnahme vom 

staatlichen Gewaltmonopol anzusehen und kann seinerseits nicht als gesetzliche 

Grundlage für hoheitliches Handeln qualifiziert werden.“308 

III.F.3.) Mitwirkung aufgrund SPG 

Gem § 19 Abs 1 SPG sind die Sicherheitsbehörden zur ersten allgemeinen Hilfeleistung 

verpflichtet, wenn Leben, Gesundheit, Freiheit oder Eigentum von Menschen 

gegenwärtig gefährdet oder eine solche Gefährdung unmittelbar bevorsteht. Zusätzlich 

muss die Abwehr der Gefährdung nach den die einzelnen Gebiete der Verwaltung 

regelnden Bundes- oder Landesgesetzen in die Zuständigkeit einer Verwaltungsbehörde 

fallen oder zum Hilfs- und Rettungswesen oder zur Feuerpolizei gehören. Es besteht 

also eine gleichsam mittelbare, abstrakte Verwaltungsakzessorietät.309 Hierbei ist es 

unbedeutend, von wem oder wovon die Gefahr ausgeht. Vielmehr ist es ausreichend, 

wenn bei verständiger Beurteilung ex ante das Vorliegen einer Gefahr hinreichend 

wahrscheinlich ist. Sog Gefahrenverdacht.310 

Gem § 19 Abs 1 Z 2 SPG ist dies nur zulässig, wenn es Angelegenheiten der 

Feuerpolizei betrifft, nicht enthalten ist dabei eine Angelegenheit der Gefahrenpolizei. 

Jedoch können Situationen, die Angelegenheiten der Gefahrenpolizei begründen, unter 

§ 19 Abs 1 Z 1 SPG subsumiert werden, da Gefahrenpolizei, wie Feuerpolizei auch, 

landesgesetzliche Zuständigkeit einer Behörde begründen. Die Sicherheitsbehörden 

haben bei dieser Hilfeleistungspflicht vorrangig alles zu unternehmen, was ihnen aus 

dem Gesetz erlaubt ist. Muss hierbei in Rechte Dritter eingegriffen werden, so ist § 29 

 

 

307 Siehe oben III.E.2.); VwGH 26.4.1994, 93/05/0275. 
308 Festl, Recht 125. 
309 Vgl Festl, Recht 118; Giese, Erste allgemeine Hilfeleistungspflicht, in: 
Bachmann/Baumgartner/Feik/Fuchs/Giese/Jahnel/Lienbacher (Hrsg), Verwaltungsrecht – Lehrbuch 64. 
310 Vgl Wiederin, Einführung Rz 228. 
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und § 32 SPG zu beachten. Demnach kann grundsätzlich in alle denkbaren Rechtsgüter 

eingegriffen werden, wenn es verhältnismäßig ist.311 

Die Pflicht zur Hilfeleistung endet mit dem Einschreiten der Feuerwehr  

gem § 19 Abs 4 SPG. 

III.G.) Haftungsfragen 

Abschließend ist noch zu behandeln, inwiefern Feuerwehrmitglieder für verursachte 

Schäden und rechtswidriges Handeln haften. 

III.G.1.) Amtshaftung nach dem AHG 

Das Wesen der Amtshaftung ist, dass die Gebietskörperschaften Bund, Länder, 

Gemeinden und sonstige Körperschaften öffentlichen Rechts grundsätzlich für den 

Schaden, den ihre ausführenden Organe wem immer zugefügt haben, Schadenersatz 

leisten müssen.312 Das AHG313 beruht auf Art 23 B-VG. 

Gem § 1 AHG haften die genannten Rechtsträger nach den Bestimmungen des 

bürgerlichen Rechts für Schäden am Vermögen oder an Personen, die in Vollziehung 

der Gesetze durch ein rechtswidriges Handeln wem immer schuldhaft zugefügt wurden.  

Es haftet der Rechtsträger, für den das Organ gehandelt hat. Im Fall von 

Einsatzleistungen nach dem NÖ FG 2015 ist dies die Gemeinde. Anderes gilt für 

Handeln im überörtlichen Bereich bzw bei Einsätzen nach dem NÖ KHG 2016. Hierbei 

ist das Land Rechtsträger. 

Erfasst sind Schäden an Personen als auch an Vermögen, die durch Personen 

verursacht wurden, welche als Organe für den Rechtsträger handelten. Dies sind  

gem § 1 Abs 2 AHG alle physischen Personen, wenn sie in Vollziehung der Gesetze 

handeln, gleichviel, ob sie dauernd oder vorübergehend oder für den einzelnen Fall 

bestellt sind, ob sie gewählte, ernannte oder sonstig bestellte Organe sind und ob ihr 

Verhältnis zum Rechtsträger nach öffentlichem oder privatem Recht zu beurteilen ist. 

Sie handeln in Vollziehung der Gesetze, wenn sie ihrem gesetzlichen Auftrag 

nachkommen.314 Für Feuerwehrmitglieder ist dies bei Einsatzleistungen gegeben. Tritt 

die Feuerwehr außerhalb ihrer gesetzlichen Pflichten im Rahmen der 

Privatwirtschaftsverwaltung auf, so ist eine Haftung nach dem AHG ausgeschlossen. Es 

gelten die Bestimmungen des ABGB idgF. 

Der Schaden muss auf ein rechtswidriges und schuldhaftes Handeln zurückzuführen 

sein. Rechtswidrig ist ein Handeln dann, wenn der konkret ausführende Organwalter 

 

 

311 Vgl Keplinger, Befugnisse 219. 
312 Vgl Binder/Trauner, Studienbuch Öffentliches Recht Grundlagen4 (2016) Rz 1459. 
313 Amtshaftungsgesetz BGBl 20/1949 idF BGBl I 122/2013. 
314 Vgl Binder/Trauner, Studienbuch Rz 1460. 
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entgegen den gesetzlichen Bestimmungen handelte. Verschulden ist die subjektive 

Vorwerfbarkeit des rechtswidrigen Handelns. 

Die Haftung ist vor den ordentlichen Gerichten geltend zu machen und in Geld zu 

ersetzen. Eine Haftung des Organs persönlich gegen den Geschädigten besteht nicht. 

Bei grob fahrlässigem oder vorsätzlichem Handeln besteht für den Rechtsträger jedoch 

ein Anspruch auf Rückersatz gem § 3 AHG. Hierbei jedoch die Ausnahme, wenn sich 

das Handeln auf eine Weisung eines Vorgesetzten rückführen lässt. 

III.G.2.) Strafrechtliche Verantwortung 

Eine strafrechtliche Verantwortung trifft das fehlerhaft handelnde Feuerwehrmitglied 

höchstpersönlich.315 Relevant hierzu sind strafbare Handlungen gegen Leib und Leben, 

gegen fremdes Vermögen und Amtsdelikte.316  

 

 

315 Ausführlich dazu Steininger/Haas, Haftung; Festl, Recht 196. 
316 Beispielhaft seien angeführt: § 80 StGB fahrlässige Tötung, § 88 StGB fahrlässige Körperverletzung,  
§ 125 StGB Sachbeschädigung, § 127 StGB Diebstahl und § 302 StGB Missbrauch der Amtsgewalt. 
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IV.) Ergebnis 

Zusammenfassend ergeben sich folgende gewonnene Erkenntnisse: 

 Wenn die Feuerwehr im Rahmen ihrer gesetzlichen Aufträge tätig wird, ist sie mit 

hoheitlichen Befugnissen ausgestattet. Diese Befugnisse sind in den jeweiligen 

Regelungen der §§ 6, 26 und 27 NÖ FG 2015 enthalten. Als gesetzlicher Auftrag ist 

jedenfalls die Einsatzabwicklung anzusehen. Kernbereich des hoheitlichen 

Tätigwerdens ist die Abwicklung von Bränden iSd Feuerpolizei und Abwehr von 

realisierten Gefahren iSd Gefahrenpolizei. Neben dem NÖ FG 2015 bestehen noch 

weitere Materien, in welchen den Feuerwehren anderwärtige Aufgaben, Pflichten 

und Befugnisse zukommen.317 

 Die Gebietskörperschaften sind angehalten, für die Errichtung und den Bestand 

einer Feuerwehr zu sorgen. Ist es einer Gemeinde nicht möglich dies mit ihrer 

eigenen zur Verfügung stehenden Freiwilligen Feuerwehr zu erreichen, so ergeben 

sich aus dem NÖ FG 2015 mehrere Hilfsmittel.318 

 Die Feuerwehr ist im Rahmen der Einsatzabwicklung ein Hilfsorgan der Gemeinde. 

Daher sind bei der Einsatzabwicklung ihre Akte der staatlichen Verwaltung 

zuzurechnen. Demnach ist auch eine Feuerwehr an alle in Frage kommenden 

Grundrechte gebunden. Hauptsächlich werden die Einsatzkräfte mit den 

Grundrechten konfrontiert, wenn ein Unglücksfall vorherrscht. Hierbei tritt idR die 

Feuerwehr als solche auf, die als letzte Instanz das allerhöchste Rechtsgut des 

menschlichen Lebens nur dann retten zu vermag, wenn sie gleichzeitig in die 

Rechtssphäre Dritter eingreifen darf. Die Eingriffe dienen zudem nicht 

ausschließlich dem Verunfallten sondern beseitigen weitere Gefahren, denen die 

Einsatzkräfte oder Dritte ausgesetzt sind.319 

 Die Pflichten §§ 6, 26 und 27 NÖ FG 2015 gelten unterschiedslos für jedes 

Rechtssubjekt. Im Begriff Jedermann sind sowohl natürliche als auch juristische 

Personen enthalten. Es bestehen allgemeine, leicht ausführbare Pflichten, die 

jederzeit einzuhalten sind und durch Unterlassen oder aktives Tun erfüllt werden 

können. Weiters existieren Pflichten, die nur dann relevant sind, wenn die 

Feuerwehr einen Einsatz abwickelt.320 

 Die Befugnisse beginnen mit dem Zeitpunkt der Alarmierung. Sie laufen bis zum 

erklärten Ende des jeweiligen Einsatzes durch den EL. Unabhängig ob objektiv eine 
 

 

317 Siehe oben II.B.) zu den Begriffen Feuer- und Gefahrenpolizei sowie II.B.6.) zu den Materien außerhalb 
des NÖ FG 2015. 
318 Siehe oben II.C.). 
319 Siehe oben II.D.7.). 
320 Siehe oben III.D.2.a.) Ausführungen zum Begriff Jedermann sowie II.C.1.a.) zu allgemeinen und 
speziellen Pflichten. 
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tatsächliche Gefahr oder ein Brand bestehe. Die Alarmierung der Feuerwehr ist 

ausreichend. Dies erfolgt idR durch Absetzen eines Notrufes, worauf der 

annehmende Disponent in der Alarmzentrale die jeweiligen Feuerwehren 

alarmiert.321 

 Jegliches Ausüben der Befugnisse muss auf den EL zurückzuführen sein. Er ist 

verantwortlich für die Einsatzabwicklung und alleinig befugt, in die Rechtsphäre 

Dritter einzugreifen. Dass er sich dabei anderen Einsatzkräften bedient, ist nicht von 

Relevanz. An der Spitze der Hierarchie hat er die nötigen Anweisungen an alle 

anderen Kräfte zu erteilen. Nur in Rahmen von allgemein bekannten 

Feuerwehrwissen oder bei Gefahr in Verzug dürfen sie selbstständig tätig 

werden.322 

 Feuerwehrmitglieder treffen selbst mehrere Pflichten. So haben sie, ihrem 

konkreten und zumutbaren Anforderungen entsprechend, Ausbildungen zu 

absolvieren. Als Kernaufgabe gilt, dass sie zum Einsatz auszurücken haben, wenn 

sie dazu gerufen werden. Dennoch sind alle Mitglieder der Freiwilligen Feuerwehr 

ehrenamtlich tätig, sodass entschuldbare Pflichtverstöße ungeahndet bleiben. Bei 

schuld- und dauerhafter Verletzung kann ein Disziplinarverfahren eingeleitet 

werden.323 

 Nur die Befugnisse des § 27 NÖ FG 2015 dürfen mit AuvBZ durchgesetzt werden. 

Die Sicherheitsbehörden haben auf Ansuchen mitzuwirken. Die Befugnisse der 

§§ 6 und 26 NÖ FG 2015 sind nicht zwangsweise umsetzbar.324 

 Der EL darf den geplanten Eingriff nur nach einer gründlichen Notwendigkeits- und 

Verhältnismäßigkeitsprüfung anordnen. Der Eingriff muss auf eine Verbesserung 

der Lage abzielen.325 

 Für unzulässige Handlungen der Feuerwehr oder der Sicherheitsbehörden während 

eines Einsatzes steht einem Betroffenen das Rechtsmittel der 

Maßnahmenbeschwerde gem Art 130 Abs 1 Z 2 B-VG offen. Darauf basierend, 

könnten zivilrechtliche Ansprüche nach dem AHG geltend gemacht werden. Ferner 

könnte jede Einsatzkraft persönlich nach dem StGB zur Verantwortung gebracht 

werden.326 

  

 

 

321 Siehe oben III.D.2.c.) über die verschiedenen Zeitpunkte im Laufe eines Einsatzes. 
322 Siehe oben III.D.3.d.) Erklärungen über die Hierarchie im Einsatz zur Gewährleistung der Befehlskette. 
323 Siehe oben II.B.2.) zu den Ausführugen der Pflicht zum Einsatzdienst und Ausbildung sowie II.B.6.) zu 
Pflichtverstoßen. 
324 Siehe oben III.F.1.) und III.F.2.). 
325 Siehe oben III.E.3.) Jegliche Maßnahme muss jedenfalls einer fiktiven Maßnahmenbeschwerde 
standhalten. 
326 Siehe oben III.G.). 



 
 

90 
 

Literaturverzeichnis 

Aspek, Wie alles begann, in: NÖLFV (Hrsg), Sonderdienst Strahlenschutz - 50 Jahre 

Strahlenschutzdienst des NÖ Landesfeuerwehrverbandes (2013). 
Berka/Binder/Kneihs, Die Grundrechte – Grund- und Menschenrechte in Österreich2 

(2019). 

Bezemek, Grundrechte in der Rechtsprechung der Höchstgerichte2 (2021). 

Binder/Trauner, Sudienbuch Öffentliches Recht Grundlagen4 (2016). 

Birklbauer, Der erweiterte Schutz des Gesundheitspersonals durch neue 

Strafbestimmungen, JMG, 2019/4, 223. 

Bouzek, Brandschutz in der Antike, Prometheus, 1991/Juni, 7. 

Erlacher/Forster, SPG – Sicherheitspolizeigesetz2 (2017). 

Fahrafellner, BrandAus 2013/6 3. 

Festl, Das Recht der Feuerwehr (1995). 

Frowein/Peukert, Europäische MenschenRechtsKonvention – EMRK-Kommentar4 

(2019). 

Fuchs, Innere Verwaltung, in: Pürgy (Hrsg), Das Recht der Länder Band II (2012). 

Giese, Zwangsmittel, in: Bachmann/Baumgartner/Feik/Fuchs/Giese/Jahnel/Lienbacher 

(Hrsg), Besonderes Verwaltungsrecht – Lehrbuch13 (2020). 

Grabenwarter/Fister, Verwaltungsverfahrensrecht und Verwaltungsgerichtsbarkeit6 

(2019). 

Grabenwarter/Frank, Bundes-Verfassungsgesetz und Grundrechte 

(Stand 20.6.2020, rdb.at). 

Grabenwarter/Pabel, Europäische Menschenrechtskonvention – Ein Studienbuch7 

(2021). 

Habitz, Gewalt im Rettungsdienst (2019). 

Halmich, Feuerwehr-Polizei-Rettung Einsatzfahrten rechtlich betrachtet, ZVR 2013/5, 

161. 

Hauer, Gerichtsbarkeit des öffentlichen Rechts5 (2019). 

Hauer, Staats- und Verwaltungshandeln5 (2017). 

Hengstschläger/Leeb, Grundrechte3 (2019). 

Janko, Staats- und Verwaltungsorganisation3 (2020). 

Kalcher, Geleitwort, RFG, 2004/6, 1. 

Kieber, Staatliche Verpflichtungen im Zusammenhang mit tödlichem Verkehrsunfall 

durch umstürzenden Baum, zu EGMR 24.3.2020, 78.643/11 (Vierte Kammer), NLMR 

2020/2, 93. 

Keplinger, Befugnisse der Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes14 (2021). 



 
 

91 
 

Kerschner, Haftung bei Naturkatastrophen, RFG 2004/6, 61. 

Leitl-Staudinger, Aufgaben der Gemeindeorgane in Hoheits- und 

Privatwirtschaftsverwaltung, in: KWG (Hrsg), Die Haftung von Bürgermeistern und 

Gemeindeorganen Symposium 2010 (2010), 1. 

Leitl-Staudinger, Besonderes Verwaltungsrecht5 (2018). 

Leitl-Staudinger, Öffentliches Recht I9 (2018). 

Manz, zu EGMR 9.6.1998, 10/1997/794/995 – 996, ÖJZ 1999/9 355.  

Manz, zu EGMR 24.6.2004, ÖJZ 2005/15, 588. 

Müller, § 176 ASVG - Arbeitsunfällen gleichgestellte Unfälle, in: Mosler/Müller/Pfeil 

(Hrsg), Kommentar zur gesamten Sozialversicherung (Stand 1.12.2020, rdb.at). 

Müllner, Notfall, Gemeinde und Eigentum, RFG 2016/4, 174. 

Muzak, Das österreichische Bundes-Verfassungsrecht. B-VG – F-VG – Grundrechte – 

Verfassungsgerichtsbarkeit – Verwaltungsgerichtsbarkeit6 (Stand 1.10.2020, rdb.at). 

Neuhofer/Zeilmayr, Feuerpolizei und Feuerwehr in Oberösterreich (1999). 

NÖ Feuerwehr- und Sicherheitszentrum, Lernbehelf Führungsstufe 1 (2019). 

NÖLFV, 150 Jahre Niederösterreichischer Landesfeuerwehrverband (2019). 

NÖLFV, BrandAus 2002/9 14; 2012/7/8 50; 2013/6 3; 2020/5 13.  

NÖLFV, Lernbehelf Basiswissen (2019). 

ÖBFV, Österreichs Feuerwehren 2011 (2011). 

ÖBFV, Österreichs Feuerwehren 2020 (2020).  

Oesterreich, Gewalt gegen Einsatzkräfte - Grundlagen einer strukturierten 

Eigensicherung (2020). 

Öhlinger, Sind staatliche Organe überhaupt - und wenn ja: In welchem Umfang - zur 

Information der Bevölkerung über Unfallgefahren verpflichtet? ZVR 1995/9, 282. 

Paar, Niederösterreichisches Feuerwehrgesetz 2015 - Praxiskommentar 20152 (2020). 

Perner, als Direktor der Feuerwehr der Stadt Wien, Die Feuerwehr im Einsatz – Wo sind 

die Grenzen? WBFÖ, 2004/4, 8. 

Schinnerl, Wer zuerst? Medizinethische Aspekte zur Triage, in: öGern (Hrsg), Großunfall 

– Katastrophe – besondere Gefahrenlage (2017), 63. 

Seidl, Die Gemeinden, ihre Feuerwehren und der Katastrophenschutz, RFG 2004/6, 27. 

Steininger/Haas, Die strafrechtliche Haftung von Einsatzleitern und deren 

Organisationen (2013). 

Stiebellehner, Zur Strafbarkeit sogenannter "Gaffer", JMG, 2018/2, 101. 

Strasser, Katastrophenschutz, RFG 2004/6, 85. 

Wagner, Positive Verpflichtungen des Staates bei Naturkatastrophen, RdU 2008/4, 131. 

Weber, Einsatzfahrzeug und Straßenverkehrsrecht, ZVR 1988/3, 68. 

Widermann/Jachs, Behördliches Krisenmanagement, RFG 2004/6, 12. 



 
 

92 
 

Wiederin, Einführung in das Sicherheitspolizeirecht (1998). 

Zeilmayr, Einsatzdienst, in: Brandstetter (Hrsg), 150 Jahre organisiertes 

Feuerwehrwesen in Oberösterreich - 135 Jahre Oberösterreichischer Landes-

Feuerwehrverband - 75 Jahre Oberösterreichische Landes-Feuerwehrschule - 50 Jahre 

Katastrophenhilfsdienst (2004). 

Zeleny, Feuerwehr und Eisenbahn – Rechtliche Rahmenbedingungen für Hilfeleistungen 

(2000). 


